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135. Sitzung 

Bonn, den 29. Juli 1964 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 15.02 Uhr 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die Sitzung 
ist eröffnet. 

Meine Damen und Herren, Art. 39 Abs. 3 Satz 3 
dies Grundgesetzes gibt einem Drittel der Abgeord-
netendes Bundestages das Recht,  idle  Einberufung 
des Bundestages zu verlangen. Der Bundestagsprä-
sident hat demgemäß den  Bundestag einberufen, 
und zwar auf Antrag der Fraktion der SPD. Die 
Tagesordnung ist nach § 25 der Geschäftsordnung 
festgesetzt. 

Inzwischen ist mir ein weiterer Antrag — Druck-
sache IV/2491 — zum gleichen Thema von  der  Frak-
tion der CDU/CSU zugeleitet worden. Ich unter-
stelle, das  Haus ist damit einverstanden, daß dieser 
Antrag mit behandelt wird. Wird dagegen Ein-
spruch erhoben? — Herr Abgeordneter Schäfer, zur 
Tagesordnung? 

(Abg. Dr. Schäfer: Ja!) 

— Bitte!  

Dr. Schäfer (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir widersprechen nicht dem Antrag, 
diesen Antrag auf die Tagesordnung zu setzen. Wir 
beantragen, gleichzeitig unseren Antrag Drucksache 
IV/2420 vom 25. Juni 1964 auf die Tagesordnung 
zu setzen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das ist der 
Antrag der Abgeordneten Gescheidle, Cramer, Erler 
und Fraktion der SPD, der  die gleiche Sache betrifft, 
also die Bundespost. Ist das Haus damit einverstan-
den? — Kein Widerspruch! 

Sollen weitere Anträge zusätzlich auf die  Tages-
ordnung gesetzt werden? — Zur Tagesordnung Herr 
Abgeordneter Dürr! 

Dürr (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Auch meine Fraktion hat soeben die  Vor-
lage eines Antrages beschlossen. Leider liegt er dem 
Hohen Hause noch nicht schriftlich vor. Ich bitte, da-
mit einverstanden zu sein, daß auch dieser Antrag 
auf die Tagesordnung gesetzt wird. Ich habe von 
dien Vertretern der einzelnen Fraktionen bereits 
mündlich die Zusage bekommen, daß der Aufset-
zung auf die Tagesordnung zugestimmt wird. 

Präsident D.  Dr. Gerstenmaier: Ich unter-
stelle, das Haus ist einverstanden. Aber, Herr Abge-
ordneter Dürr, wir sollten den Antrag natürlich 
noch im Laufe oder Verhandlungen bekommen. 

(Heiterkeit.) 

Also dieser Antrag — Drucksache IV/2492 — wird 
noch verteilt. 

Der Antrag ,der Fraktion der CDU/CSU wird ge-
genwärtig vervielfältigt und dann verteilt. 

Ehe ich :die Tagesordnungspunkte aufrufe, geden-
ken wir unseres am 15. Juli an einem Herzinfarkt 
verstorbenen Kollegen Josef Lermer. 

(Die Abgeordneten erheben sich.) 

Josef Lermer wurde am 3. November 1894 in  Ober-
walting im Kreise Straubing geboren. Als junger 
Landwirt entwickelte er den ererbten Hof zum Saat-
baubetrieb und anerkannten Lehrbetrieb. Als 30jäh-
riger wurde er — noch in  den  Jahren der Weimarer 
Republik — Kreisvorsitzender der Bayerischen 
Volkspartei. Von 1927 bis 1933 war er außerdem 
Vorstandsmitglied des Christlichen Bauernvereins 
Niederbayern. 

Nach dem Zusammenbruch von 1945 nahm Josef 
Lermer sogleich wieder am politischen Leben unse-
res Landes und seiner bayerischen Heimat teil. Im 
Jahre 1945 war er unter den Gründungsmitgliedern 
der Christlich-Sozialen Union im Kreise Strau-
bing. Er gehörte für seine Partei ,dein Kreistag 
Straubing an, und zu gleicher Zeit übernahm 'er 
das damals schwierige Amt eines ehrenamtlichen 
Leiters des Ernährungsamts in Straubing. 

In vielfältiger Weise arbeitete Josef Lermer in 
der bäuerlichen Selbstverwaltung mit. Als Vor-
standsmitglied und Kreisobmann des Niederbayeri-
schen Bauernverbandes, als Mitglied des Bezirks-
verbandes im Regierungsbezirk Niederbayern und 
als Aufsichtsratvorsitzender mehrerer landwirtschaft-
licher Genossenschaften nahm er in seiner Weise 
am politischen und am wirtschaftlichen Wiederauf-
bau teil. 

Er war außerdem Beisitzer des Arbeitsgerichts 
und des  Verwaltungsgerichts in Regensburg. Josef 
Lermer war weiter Präsident der Katholischen Ak-
tion für das Landvolk der Diözese Regensburg. 

Dem Deutschen Bundestag gehörte unser verstor-
bener Kollege für den Wahlkreis Straubing seit 1953 
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an. Er  war  Mitglied des Ausschusses für Verkehr, 
Post und Fernmeldewesen und des Ausschusses zur 
Wahrung der  Rechte der Volksvertretung nach 
Art. 45 des Grundgesetzes. Außerdem war  er Mit-
glied der beratenden Versammlung des Europarates 
und der Versammlung der  Westeuropäischen Union. 

Meine Damen und Herren, wir beklagen den 
 plötzlichen Tod dieses geschätzten Kollegen. Ich 

spreche  den  Angehörigen sowie der Fraktion der 
Christlich-Demokratischen und der Christlich-Sozia-
len Union !die Anteilnahme des Hauses aus. Sie ha-
ben sich zu Ehren des Verstorbenen erhoben. Ich
danke Ihnen. - 

Folgende amtlichen Mitteilungen werden ohne 
Verlesung in den Stenographischen Bericht aufge-
nommen: 

Der Bundesrat hat in  seiner  Sitzung am 26. Juni 1964 den 
nachstehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß 
Artikel 77 Abs. 2 GG nicht gestellt: 

Drittes Gesetz zur Verlängerung der Geltungsdauer des 
Gesetzes über die Sicherstellung von Leistungen auf dem 
Gebiet der gewerblichen Wirtschaft 

Gesetz zu der Empfehlung des Rates für die Zusammenarbeit 
auf dem Gebiete des  Zollwesens vom 16. Juni 1960 zur 

Änderung des Artikels XVI des Abkommens über das Zoll-
tarifschema für die Einreihung der Waren in die Zolltarife 

Gesetz zur Änderung des Beförderungsteuergesetzes 

Gesetz zu den Verträgen vom 21. Mai 1962 über die Aus

-

lieferung und über die Rechtshilfe in Strafsachen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Fürstentum Monaco 

Fünftes Gesetz zur Änderung des Milch- und Fettgesetzes 

Fünftes Gesetz zur Änderung des Bundesvertriebenengesetzes 
(5. ÄndG BVFG) 

Gesetz zu dem Europäischen Auslieferungsübereinkommen 
vom 13. Dezember 1957 und zu dem Europäischen Überein-
kommen vom 20. April 1959 über die Rechtshilfe in Straf-
sachen 

Zweites Gesetz zur Änderung mietrechtlicher Vorschriften 

Gesetz zur Regelung des  öffentlichen Vereinsrechts (Vereins-
gesetz) 

Gesetz über die Anordnung allgemeiner Zwischenfestsetzun-
gen durchschnittlicher Jahresarbeitsverdienste in der land-
wirtschaftlichen Unfallversicherung 

Gesetz zu dem Wiener Übereinkommen vom 18. April 1961 
über diplomatische Beziehungen 

Gesetz zu dem Vertrag vom 5. August 1963 über das Verbot 
von Kernwaffenversuchen in der Atmosphäre, im Weltraum 
und unter Wasser 

Gesetz zu der Erklärung vom 13. November 1962 über den 
vorläufigen Beitritt der Vereinigten Arabischen Republik zum 
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen 

Gesetz zum Ratsbeschluß der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) vom 18. Dezember 

1962 Fiber die Annahme von Grundnormen für den Strahlen-
schutz 

Drittes Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Durchführung 
der Verordnung Nr. 19 (Getreide) des Rates der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Durchführung 
der Verordnung Nr. 19 (Getreide) des Rates der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Siebzehntes Gesetz zur Änderung des Lastenausgleichsge-
setzes (17. ÄndG LAG). 

Zum Siebzehnten Gesetz zur Änderung des Lastenausgleichs-
gesetzes (17. ÄndG LAG) hat der Bundesrat eine Entschließung 
gefaßt, die als Anlage 2 diesem Protokoll beigefügt ist. 

In der Sitzung am 26. Juni 1964 hat der Bundesrat ferner beschlos-
sen, hinsichtlich des Zweiten Gesetzes zur Sicherung des Stra-
ßenverkehrs zu verlangen, daß der  Vermittlungsausschuß einbe-
rufen wird. Sein Schreiben ist als Drucksache IV/2431 verteilt. 

Der  Bundesrat hat  in  seiner Sitzung am 10. Juli 1964 den nach-
stehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß 
Artikel 77 Abs. 2 GG nicht gestellt: 

Viertes Gesetz über die  Erhöhung von Dienst- und Versor

-

gungsbezügen (Viertes Besoldungserhöhungsgesetz) 

Zweites Gesetz zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 

Gesetz zu dem Europäischen Übereinkommen vom 15. De-
zember 1956 über die Gleichwertigkeit der Studienzeit an 
den Universitäten 

Zweites Gesetz zur Änderung des Soldatenversorgungs-
gesetzes 

Drittes Gesetz zur Änderung des Kriegsgefangenenentschädi-
gungsgesetzes (3. ÄndG KgfEG) 

Gesetz zur Durchführung der Verordnung Nr. 16/64/EWG 
(Reis)  des  Rats der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(Durchführungsgesetz EWG Reis) 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Abwicklung des 
Reichsnährstandes und seiner Zusammenschlüsse 

Gesetz zur vorläufigen Regelung der Rechte am Festland-
sockel 

Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes zur För-
derung der Wirtschaft von Berlin (West) und des Gesetzes 
über Steuererleichterungen und Arbeitnehmervergünstigungen 
in Berlin (West) 
Gesetz zur Änderung des Abschöpfungserhebungsgesetzes 

Erstes Gesetz zur Änderung der Höfeordnung 

Gesetz über die  Feststellung des Wirtschaftsplans des ERP-
Sondervermögens für das Rechnungsjahr 1964 (ERP-Wirt-
schaftsplangesetz 1964) 

Gesetz zu dem Abkommen vom 15. Mai 1964 zur Änderung 
des Abkommens vom 29. Oktober 1959 zwischen der Bundes-
republik Deutschland und dem Spanischen Staat über Soziale 
Sicherheit 

Gesetz zur Europäischen Sozialcharta vom 18. Oktober 1961 

Drittes Gesetz zur Änderung des Bundesrückerstattungsge-
setzes 

Viertes Gesetz zur Änderung des Zollgesetzes 
Zum 

Ersten Gesetz zur Änderung der Höfeordnung 
Gesetz über .die Feststellung des Wirtschaftsplans des ERP-
Sondervermögens für das Rechnungsjahr 1964 (ERP-Wirt-
schaftsplangesetz 1964) 

hat  der Bundesrat ferner Entschließungen gefaßt, die als An-
lagen 3 und 4 diesem Protokoll beigefügt sind. 

Dem Gesetz zur Änderung des Maß- und Gewichtsgesetzes 
hat der Bundesrat in seiner 272. Sitzung am 10. Juli 1964 nicht 
zugestimmt. Sein Schreiben ist als Drucksache IV/2456 verteilt. 

In der Sitzung am 10. Juli 1964 hat der Bundesrat ferner be-
schlossen, hinsichtlich des 

Gesetzes zur Durchführung der Verordnung Nr. 13/64/EWG 
(Milch und Milcherzeugnisse) des Rats der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (Durchführungsgesetz EWG Milch 
und Milcherzeugnisse) 
Gesetzes zur Durchführung der Verordnung Nr. 14/64/EWG 
(Rindfleisch) des Rats der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft (Durchführungsgesetz EWG Rindfleisch)  
Gesetzes zur Änderung der Strafprozeßordnung und des 
Gerichtsverfassungsgesetzes (StPÄG) 
Gesetzes zur Änderung von Wertgrenzen und Kostenvor-
schriften in der Zivilgerichtsbarkeit 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß einberufen wird. 
Seine Schreiben sind als Drucksachen IV/2457, IV/2458, IV/2459 
und IV/2460 verteilt. 

Der Herr Präsident des  Bundesrates hat unter dem 26. Juni 1964 
mitgeteilt, daß der Bundesrat .in seiner 271. Sitzung am 26. Juni 
1964 gemäß § 77 Abs. 5 des Zollgesetzes beschlossen hat, gegen 
folgende Verordnungen keine Bedenken zu erheben: 

Dreiundsechzigste Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Zolltarifs 1963 (Angleichungszoll für Brot - 2. Neufassung) 
Zweiundsechzigste Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Zolltarifs 1963 (Zollaussetzung - Balsamterpentinöl usw.) 
Fünfundsechzigste Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Zolltarifs 1963 (Aufhebung der Angleichungszölle für Waf-
feln und Kekse) 
Vierundsechzigste Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Zolltarifs 1963 (Angleichungszoll für Dextrine und Stärke -
2. Neufestsetzung). 

Seine Schreiben sind als Drucksachen IV/2430, IV/2435, IV/2436 
und IV/2437 verteilt. 

Der Herr Bundesminister für Arbeit und  Sozialordnung hat 
unter dem 24. Juni 1964 die Kleine Anfrage der Fraktion der 

 SPD betr. Entlassung von Arbeitskräften bei den Stationierungs-
streitkräften - Drucksache IV/2334 - beantwortet. Sein Schrei-
ben ist als Drucksache IV/2428 verteilt. 

Der  Herr Bundesminister für Verkehr hat unter ,dem 24. Juni 
1964 die  Kleine Anfrage der Abgeordneten Corterier, Dr. Serres 
und Genossen betr. europäische Zivilluftfahrt - Drucksache 
IV/2358 - beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache IV/2434 
verteilt. 

Der Herr Bundesminister für Verkehr hat unter dem 25. Juni 
1964 die Kleine Anfrage der  Fraktion der SPD betr. Bundes-
wasser- und Schiffahrtsverwaltung - Drucksache 1V/2333 - be-
antwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache IV/2443 verteilt. 

Der Herr Bundesminister des  Auswärtigen hat unter dem 
30. Juni 1964 die  Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Zimmer, 
Dr. Meyer (Frankfurt) und Genossen betr. Politische Union 
Europas - Drucksache IV/2359 - beantwortet. Sein Schreiben 
ist als Drucksache IV12446 verteilt. 
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Der  Herr Staatssekretär im Bundesministerium des Innern hat 

unter dem 8. Juli 1964 die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
betr. Gutachten zur Beamtenbesoldung — Drucksache IV/2406 — 
beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache IV/2449 verteilt. 

Der Herr Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat 
unter dem 10. Juli 1964 die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Arendt (Wattenscheid), Dr. Schmidt (Offenbach), Bergmann, Hor-
mann (Freiburg), Heiland, Wolf, Büttner und Genossen betr. 
Chron. Ephysem-Bronchitis bei älteren Arbeitnehmern insbeson-
dere bei Bergleuten — Drucksache IV/2343 — beantwortet. Sen 
Schreiben ist als Drucksache IV/2451 verteilt. 

Der  Herr Bundesminister des Auswärtigen hat unter dem 
8. Juli 1964 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Bauer (Würz-

burg),  Dr.  Müller-Emmert und Genossen betr. Wahrnehmung 
der Rechte der durch den Konkurs der „BRANDARIS"- und 
„AMILA"-Versicherungen geschädigten deutschen Staatsangehöri-
gen — Drucksache IV/2278 — beantwortet. Sein Schreiben ist als 
Drucksache IV/2462 verteilt. 

Der  Herr Staatssekretär im Bundesministerium für Wohnungs-
wesen, Städtehau und Raumordnung hat unter dem 9. Juli 1964 
die Kleine Anfrage der Abgeordneten von Bodelschwingh, Glü-
sing (Dithmarschen), Wittmer-Eigenbrodt und Genossen betr. 
Wohnungsbau in ländlichen Gemeinden — Drucksache IV/2422 — 
beantwortet. Sein Schreiben ,ist als Drucksache IV/2464 verteilt. 

Der  Herr Bundesminister der Finanzen hat unter dem 8. Juli 
1964 die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD betr. steuerliche 
Behandlung der Im öffentlichen Dienst gezahlten Kinderzuschläge 
— Drucksache IV/2405 — beantwortet. Sein Schreiben ist als 
Drucksache IV/2465 verteilt. 

Der Herr Bundesminister .für Gesundheitswesen hat unter dem 
9. Juli 1964 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Bading, Frau 
Dr. Hubert, Junghans, Junker, Kurlbaum, Lange (Essen) und 
Fraktion der SPD betr. Luftverunreinigung durch Heizen — 
Drucksache IV/2330 — beantwortet. Sein Schreiben ist als Druck-
sache IV/2469 verteilt. 

Der Herr Staatssekretär im Bundesministerium des Innern hat 
unter dem 21. Juli 1964 die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Frau Dr.  Hubert, Memmel und Genossen betr. Reiseerleichte-
rungen für Kriegsversehrte — Drucksache IV/2444 — beantwortet. 
Sein Schreiben ist als Drucksache IV/2481 verteilt. 

Der  Herr Staatssekretär im Bundesministerium des Innern hat 
unter dem 13. Juli 1964 die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
betr. Zusammentreffen von Pensionen und Renten aus den ge-
setzlichen Rentenversicherungen — Drucksache IV/2461 — beant-
wortet. Sein Schreiben wird .als Drucksache IV/2486 verteilt. 

Der  Herr Staatssekretär im Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten hat unter dem 27. Juli 1964 die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Seither, Knobloch, Dr. Hamm 
(Kaiserslautern), Leicht und Genossen betr. zollfreie Einfuhr von 
Wein und Traubensaft aus Frankreich — Drucksache IV/2424 — 
beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache IV/2488 verteilt. 

Der  Herr Bundesminister der Finanzen hat am 22. Juni 1964 
unter Bezug auf den Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
15. Mai 1963 einen Überblick über die voraussichtliche Entwick-
lung des Bundeshaushalts für den Drei-Jahreszeitraum 1964 bis 
1966 gegeben, ,der als Drucksache IV/2410 verteilt ist.  

Der  Herr  Bundesminister des Innern hat am 24. Juni 1964 unter 
Bezug auf die Beschlüsse des Deutschen Bundestages vom 
28. Juni 1963 über den Ausbau Berlins als Stätte der Bildung, 
der Wissenschaft und der Kunst berichtet. Sein Schreiben ist als 
Drucksache IV/2429 verteilt. 

Der Herr Staatssekretär im Bundesministerium des Innern hat 
am 10. Juli 1964 unter Bezug auf den  Beschluß des Deutschen 
Bundestages vom 24. Juni 1964 über die Erhöhung des Tage- 
und Übernachtungsgeldes und des Beschäftigungstagegeldes der 
Beamten  berichtet. Sein Schreiben ist als Drucksache IV/2466 
verteilt. 
Der Herr Staatssekretär im Bundesministerium für Wohnungs-

wesen, Städtebau und Raumordnung hat am 10. Juli 1964 unter 
Bezug auf den Beschluß des Deutschen Bundestages vom 27. Juni 
1963 über die Umschichtungsmaßnahmen der Länder und Kom-
munen im sozialen Wohnungsbau berichtet. Sein Schreiben ist 
als Drucksache IV/2467 verteilt. 
Der Abgeordnete Fritsch hat seine Fragen XI/1 und 2 aus 

Drucksache IV/2202 zurückgezogen. 

Die  Glückwünsche des Hauses spreche ich dem 
Herrn Kollegen Dr. Gossel zum 72. Geburtstag aus. 

(Beifall.) 

Dem Herrn Kollegen Dr. Dr. Heinemann gratulieren 
wir zum 65. Geburtstag. 

(Beifall.) 

Damit, meine Damen und Herren, sind wir bei 
der Arbeit dieses Nachmittags. Ich rufe zunächst 
auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
betr. Postgebührenerhöhung 

(Drucksache IV/2479). 

Das Wort zur Einbringung und Begründung dieses 
Antrags hat Herr Abgeordneter Erler. 

Erler (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Im Auftrage der sozial-
demokratischen Bundestagsfraktion habe ich, wie 
der Herr Bundestagspräsident vorhin bekannt ge-
geben hat, beantragt, den Bundestag zu seiner 
heutigen Sitzung zusammenzurufen. Wir beraten 
heute deshalb, weil die Bundesregierung die wesent-
liche Erhöhung der Gebühren für den Fernsprech- 
und Fernschreibverkehr der Deutschen Bundespost 
beschlossen hat, nachdem das Parlament in die 
Ferien gegangen war. 
Die Sondersitzung, zu der wir uns heute hier 

versammelt haben, findet statt, nachdem klar wurde, 
daß keine Abwürgung der Sachdebatte durch eine 
folgsame Mehrheit möglich und zu erwarten sein 
würde. Dafür sind die Maßnahmen im Regierungs-
lager selber zu umstritten. Das bleibt auch dann 
richtig, wenn einige markante Stimmen aus Bayern 
jetzt nicht mehr ganz so deutlich wahrnehmbar sind. 

(Beifall und Lachen bei der SPD.) 

Sie scheinen sich mit der einseitig — ohne An-
hörung des Parlaments — beschlossenen Maßnahme 
abgefunden zu haben und vertrösten auf die Zu-
kunft. 
Für alle, die durch diese Maßnahme aber jetzt 

belastet werden, und für die deutsche Volkswirt-
schaft ist das ein mehr denn magerer Trost. Die Ent-
scheidung des Bundeskabinetts widerspricht den 
vom Kabinett und vom Bundeskanzler verkündeten 
Grundsätzen der Preisstabilität. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es geht nicht an, auf diesem Gebiet Appelle immer 
nur an andere zu richten. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Der Bundeskanzler hat durch seine Mitwirkung an 
diesem Beschluß und durch sein Festhalten daran 
die Glaubwürdigkeit in den Fragen der Preispolitik 
verloren. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Außerdem kommen wir aber heute auch zusam-
men, um der Regierung klarzumachen, daß sie nicht 
in der Weise, wie geschehen, mit der Volksvertre-
tung umspringen kann, 

(Beifall bei der SPD) 

und zwar sogar mit den eigenen Fraktionen. Am 
15. April 1964 haben die Regierungsfraktionen einen 
Antrag gestellt, der ähnlich dem heute eingebrach-
ten aussieht. Der heutige ist lediglich etwas ausführ-
licher; aber er hat in der Sache das gleiche Begeh-
ren. Geschehen ist daraufhin nichts — oder doch, 
mit einer Ausnahme: statt dem Antrage der Koali-
tionsfraktionen zu entsprechen, der damals im Bun-
destage angenommen worden ist, hat man das Ge-
genteil getan, nämlich ohne Durchführung der dort 
angeregten Maßnahmen und Prüfungen die Gebüh-
renerhöhung beschlossen. Man hat vorsichtshalber 
zu diesem Zweck die  Parlamentsferien abgewartet. 

(Zustimmung und Hört! Hört! bei der SPD.) 
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Erler 

Das ist hinter diem Rücken der Volksvertretung ge

-

schehen, hinter Ihrem zu den Regierungsparteien) 
eigenen Rücken, denn Sie haben das nicht gewollt. 

(Unruhe bei dien Regierungsparteien. — Zu

-

ruf: Postverwaltungsgesetz!) 
Sie haben ausdrücklich seinerzeit in der Debatte 
hier klargemacht, daß eine Gebührenerhöhung nur 
in Frage kommt, nachdem alles das geprüft wor-
den ist, was in Ihrem Antrag gefordert wurde. 

(Beifall bei der SPD.) 
Das sind also ausreichende Gründe, um eine Debatte 
am heutigen Tage zu erzwingen. 

Um gleich einige Legenden zu zerstören: in den 
Haushaltsberatungen ist am 16. April 1964 über die-
ses Problem ausführlich gesprochen worden. Mein 
Kollege Cramer hat z. B. unter anderem dazu folgen-
des ausgeführt: 

Müssen die Verkehrszahlen noch weiter zurück-
gehen, bevor im Kabinett entsprechende Kon-
sequenzen gezogen werden? Auf diese Über-
legung ist es wohl auch zurückzuführen, daß das 
Gespräch über die mögliche Gebührenerhöhung 
inzwischen wieder ein wenig verstummt ist, 
nachdem vor einigen Wochen schon angekün-
digt worden war, daß die Briefgebühr von 20 Pf 
auf 30 Pf erhöht werden sollte. 

Alles in allem 

— so damals Herr Cramer — 

wird es höchste Zeit, daß die Bundesregierung 
diesem Hohen Hause und damit der Öffentlich

-

keit mit aller Deutlichkeit erklärt, wie sie sich 
die Sanierung der Deutschen Bundespost über-
haupt vorstellt. Wir wünschen Klarheit über 
folgende Punkte: 

— ich bin froh, daß Sie inzwischen das auch alles in 
Ihren Antrag aufgenommen haben; wir haben das 
alles ausdrücklich gewünscht — 

a) die Neuregelung der Ablieferung an den 
Bund, eventuell durch Änderung des Postver-
waltungsgesetzes, so daß die Ablieferung nicht 
mehr vom Umsatz, sondern vom Gewinn erfolgt, 

b) die Kapitalaufstockung, d. h. die Herstellung 
eines gesunden Verhältnisses zwischen Eigen- 
und Fremdkapital, 
c) die Möglichkeiten der Vermeidung einer Ge-
bührenerhöhung. 

Nicht also, wenn ich das hier einflechten darf, die 
Möglichkeit einer Erhöhung der Gebühren. 

Herr Cramer sagte weiter: 

Zu diesem Fragenkomplex gehört auch das Pro-
blem der Investitionen. Investitionen sind not-
wendig a) zur Rationalisierung aller Postzweige 
und b) zum Ausbau des Fernsprechwesens. 

Auch der Kollege Eisenmann von den Bänken der 
Regierungskoalition hat damals einige bemerkens-
werte Ausführungen zu diesem Thema gemacht, aus 
denen sich ganz klar ergibt, daß der Bundestag bei 
den Haushaltsberatungen nicht davon ausgehen 
konnte, man würde hinter seinem Rücken und vor 
Durchführung der ins Auge gefaßten Maßnahmen 

die Gebührenerhöhung beschließen. Damals hat 
Herr Eisenmann hier dargelegt: 

Es erhebt sich die Frage, welche Möglichkeiten 
bestehen, um eine Gebührenerhöhung bei der 
Post zu vermeiden. Wir haben uns im Aus-
schuß für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 
in Anwesenheit des Herrn Ministers und seiner 
zuständigen Referenten sehr eingehend über die 
Problematik und über die Möglichkeiten unter-
halten. Ich möchte auch hier im Hohen Hause 
wiederholen, was ich dm  Ausschuß gesagt habe: 
Man möge prüfen, ob nicht das Investitions-
programm der Post irgendwie gestreckt werden 
kann. 

Das war ein sehr umstrittener Punkt. Ich glaube, 
daß gerade die Investitionen auf dem Gebiete des 
Fernsprechwesens nicht gestreckt werden können, 
sondern eher verstärkt werden müssen. Aber immer-
hin, der Kollege Eisenmann hat weiter hinzugefügt: 

Es wäre aber auch anzumerken, daß Gebühren-
erhöhungen, die man in der Erwartung durch-
führt, daß sich das Betriebsergebnis verbessern 
werde, die entgegengesetzte Wirkung haben 
können. 

Er hat also ausdrücklich davor gewarnt, anzuneh-
men, die Gebührenerhöhung schlechthin verbessere 
das Betriebsergebnis; „ich glaube" — so damals 
Herr Kollege Eisenmann — „das könnte sich als 
Trugschluß erweisen". 

(Zuruf von der Mitte: Könnte!) 

Ja, könnte, es hat sich z. B. bei den Postwurfsendun-
gen als ein eindeutiger Trugschluß erwiesen, denn 
die Postwurfsendungen sind um rund zwei Drittel 
seit der Gebührenerhöhung zurückgegangen. Aber 
immerhin kann das ,auch auf Gebieten eintreten, bei 
denen es  für die Post betrüblich wäre. — Ich erin-
nere also lediglich an  diese damaligen Bemerkun-
gen. 

Am 6. Mai  hat  mein Kollege Cramer noch einmal 
zusammengefaßt: 

Die vom Bundestag geforderte Kommission, zu 
deren Einsetzung die  Bundesregierung in einem 
Entschließungsantrag aufgefordert wurde, wird 
die Aufgabe haben,  diese  Punkte zu prüfen: 
Neuregelung der Ablieferung, angemessene 
Wiederaufstockung des Eigenkapitals, Über-
nahme betriebsfremder Lasten auf den Bund, 
Sicherung der Finanzierung notwendiger In-
vestitionen für die Rationalisierung und den 
Ausbau der Einrichtungen der Bundespost. 

Damals wurde die Bundesregierung aufgefordert, die 
vom Bundestag beschlossene Kommission unverzüg-
lich einzusetzen — es ist nicht geschehen — und 
dem Deutschen Bundestag den geforderten Bericht 
der Kommission so schnell wie möglich vorzule-
gen — das ist natürlich auch nicht geschehen, denn 
die Kommission gibt es gar nicht — und  den  Betrag 
der Postabgabe an  den Bundeshaushalt, der durch 
die Einnahmen der  Bundespost nach dem gegenwär-
tigen Stand nicht gedeckt ist, bis zur endgültigen 
Neuregelung zu stunden. 
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Es hieß dann abschließend in jener ,Erklärung: 

Nach sozialdemokratischer Auffassung kann 
eine Gebührenerhöhung nicht in Erwägung ge-
zogen werden, solange der Bericht der  Kommis-
sion nicht vorliegt. 

Es scheint Kollegen zu geben, die es jetzt umgekehrt 
machen wollen: erst einmal die  Gebühren erhöhen 
und dann den Bericht der Kommission anfordern. 

(Lachen bei der  SPD.) 

Es widerspricht aller Lebenserfahrung, daß eine ein-
mal erhöhte Gebühr dann wieder heruntergesetzt 
wird. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Das also lediglich zu denen, die meinen, das Pro-
blem habe bei den Haushaltsberatungen im Hohen 
Hause keine ausreichende Rolle gespielt. Es  war  da-
mals im Hause ziemlich klar erkennbar, daß keine 
Rede davon sein konnte, daß die Erhöhung vor dem 
Abschluß der Arbeiten der Kommission vorgenom-
men wird. Das Haus ist also hinters Licht geführt 
worden, 

(Sehr richtig! bei der SPD — Zuruf von  der 
 Mitte: Das  'ist nicht wahr!) 

und zwar das ganze Haus einschließlich der  Frak-
tionen der damaligen Antragsteller. Sie  haben die 
Kommission nicht bekommen, aber die Gebühren-
erhöhung haben sie bekommen. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion hat 
nun beantragt, die Bundesregierung zu ersuchen, die 
von ihr aim 15. Juli 1964 verkündete Erhöhung der 
Telefon - und Fernschreibgebühren wieder rückgän-
gig zu machen. Das ist — um  zunächst einmal beim 
Anlaß der heutigen Sitzung zu bleiben, denn weiter-
reichende Perspektiven der Gestaltung der Bundes-
post und ihrer Finanzen können wir auch in ordent-
lichen Bundestagssitzungen im Herbst noch erörtern 
— für 1964 — und darum geht es jetzt — möglich, 
ohne der  Bundespost zu schaden. Die Bundesregie-
rung hat selber erklärt, daß sie bereit sei, auf einen 
Teil der ihr nach dem Postverwaltungsgesetz zu-
stehenden Abführungsbeträge zu verzichten 

(Abg. Dr. Schmidt [Wuppertal] : Das kann 
sie nicht!) 

— einen Augenblick, sie hat es zunächst einmal er-
klärt —, auf den Teil nämlich, der aus der Gebüh-
renerhöhung anfallen sollte. Entweder kann sie das 
gar nicht, oder sie kann es auch zu weiteren Teilen. 

(Sehr richtig bei der SPD.) 

Auf alle Fälle hat also die Regierung dann eine 
Erklärung abgegeben, zu der ihr die Rechtsgrund-
lage fehlt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das kann nur 
das Haus!) 

— Dann muß man die Rechtsgrundlage schaffen! 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU: Einverstanden!) 

—Einverstanden! Wir sind bereit, die Rechtsgrund-
lage dazu zu schaffen. 

Die Bundesregierung hat durchaus die Möglich-
keit, im Zusammenhang mit der Beratung des Nach-
tragshaushaltsgesetzes in Übereinstimmung mit dem 
Hause zu einer Regelung dieses Problems zu kom-
men. Denn die Regierungsvorlage enthält ja heute 
auch schon eine Abweichung vom Postverwaltungs-
gesetz, indem es nämlich in § 19 der dem Bundesrat 
zugegangenen Vorlage geheißen hat, daß das Post-
verwaltungsgesetz nur mit der Maßgabe gilt, daß 
im Rechnungsjahr 1965 die Ablieferung der Deut-
schen Bundespost an den Bund den für das Rech-
nungsjahr 1964 abgeführten Betrag nicht übersteigt. 
Infolgedessen ist es möglich, bei der Beratung des 
zu erwartenden Gesetzes über den Nachtrag zum 
Haushaltsgesetz für das Jahr 1964 dieses Problem 
rechtlich einwandfrei auch für das Jahr 1964 zu 
lösen. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Wir wollen also nicht etwa über Zwirnsfäden stol-
pern und meinen, die Bundesregierung sei heute 
rechtlich gezwungen, die Gebührenerhöhung durch-
zusetzen, weil sie auf der Erhebung der Abgabe 
der Bundespost für das Jahr 1964 im vollen Um-
fange bestehen müsse. Wir können durchaus noch 
im Laufe des Jahres 1964 die Rechtslage entspre-
chend gestalten, so daß die Gebührenerhöhung ent-
behrlich wird, daß also hier eine Korrektur der Ab-
gabepflicht für das Jahr 1964 ganz oder zum Teil 
erfolgt. In welchem Ausmaße, darüber können wir 
uns unterhalten, wenn wir über den Nachtragshaus-
haltsplan und das dazu gehörige Gesetz in diesem 
Herbst beraten werden. 

(Abg. Dr. Stoltenberg: Das geltende Recht 
ist doch kein Zwirnsfaden, Herr Erler!) 

— Das geltende Recht  verpflichtet die Bundesregie-
rung nicht, die Gebühren jetzt zu erhöhen, 

(Beifall bei der SPD) 

verpflichtet die Regierung nicht! Das steht nirgend-
wo. Das geltende Recht verpflichtet die Bundes-
regierung, dafür zu sorgen, daß zum Abschluß des 
Haushaltsjahrs klar ist, in welchem Umfange die 
Bundespost Verpflichtungen an den Bund hat und 
wie sie instand gesetzt wird, diesen Verpflichtungen 
nachzukommen. Das ist alles, wozu das geltende 
Recht verpflichtet, mehr nicht. 

Meine Damen und Herren, die Gebührenerhöhung 
soll für das Jahr 1964 — die Zahlen schwanken da 
etwas —, die einen meinen, 265 Millionen DM, 
andere sagen 335 Millionen DM, bringen. Nehmen 
wir ruhig den höheren Betrag. Es geht also heute 
um diesen Betrag und nicht um die gesamte zukünf-
tige Gestaltung der Finanzgebarung der Deutschen 
Bundespost. Das können wir alles gründlich im 
Herbst weiterberaten. 

Die Bundesregierung hat nun die Absicht, im 
Nachtragshaushalt für das Jahr 1964 das Defizit 
des Bundeshaushalts aus dem Jahr 1963 in Höhe 
von 512 Millionen DM abzudecken. Dazu ist die 
Bundesregierung im Jahre 1964 — so schön das an 
sich wäre — nicht verpflichtet. Verpflichtet ist sie 
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dazu erst im Jahre 1965. Wir brauchen also gar nicht 
erst jene sehr schwerfällige Operation vorzuneh-
men, zu ergründen, ob in einem Haushalt mit einem 
Volumen von über 63 Milliarden DM doch ein Be-
trag von 265 Millionen DM bis 335 Millionen DM 
irgendwo sichtbar gemacht werden kann. Wir brau-
chen auch nicht zu prüfen, ob die Informationen, 
über die der Herr Kollege Strauß zu verfügen 
scheint, zutreffen, der neulich der Presse gegenüber 
erklärt hat, daß er für das Rechnungsjahr 1964 mit 
einem ungewöhnlichen Ansteigen der Bundesein-
nahmen rechne, und daraus ja auch gewisse Schluß-
folgerungen für die Möglichkeit des Verzichts auf 
die Gebührenerhöhung hergeleitet hat. Es würde 
vielmehr völlig genügen, sich hier auf diese heute 
klar übersehbare, jeder Spekulation bare Tatsache 
zu stützen, daß wir im Nachtragshaushalt 1964 dann 
eben nicht das volle Defizit des Bundes aus dem 
Jahre 1963 abdecken, sondern nur einen Teil. Das 
ist unser Recht. Das würde aber außerordentlich 
wohltätige Auswirkungen auf all die Probleme 
haben, die jetzt durch die Gebührenerhöhung auf-
geworfen worden sind, insbesondere also auf die 
Preisstabilität, die ja in diesem Zusammenhang 
wohl nicht ganz außer Betracht bleiben kann. 

Allerdings — das sei zugegeben — geraten dann 
einige edle Absichten der Koalitionsparteien für 
das Wahljahr ins Wanken. 

(Lachen bei der SPD.) 

Früher war es also üblich, daß man etwas hortete, 
um dann im Wahljahr aus dem Füllhorn, das man 
aufgespeichert hatte, noch einige Mehrausgaben 
gezielt verabschieden zu können. Es hat ja einmal 
einen besonderen „Kuchenausschuß" der Regie-
rungsparteien zu diesem Zweck gegeben. 

(Abg. Dr. Barzel: Da hätten Sie gerne mit

-

gegessen, Herr Erler! — Abg. Schulhoff: 
Das ist doch Demagogie, Herr Erler! Das 
paßt gar nicht zu Ihnen! — Weitere Zu- 

rufe.) 

— Entschuldigen Sie, die Feststellung von Tat-
sachen müssen Sie nun einmal ertragen, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD.) 

Den „Kuchenausschuß" hat es doch gegeben! Und 
wenn der „Kuchenausschuß" nicht so wohltätige 
Wirkungen auf das Wählervolk gehabt hätte, würde 
doch ein Teil von Ihnen heute gar nicht hier sitzen, 
meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Barzel: 
Was für eine Meinung haben Sie von 
unseren Wählern?! — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Wer soll denn Ihren Kuchen bezah

-

len? — Abg. Dr. Barzel: Aber Ihr Kuchen 
ist angebrannt! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU.) 

— Sie können sich ruhig noch ein bißchen darüber 
belustigen. Die Leute draußen finden nämlich das 
Problem der Gebührenerhöhung keineswegs so 
lustig wie Sie. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Schulhoff: 
Das nutzen Sie ja aus!) 

Da diese Möglichkeit des „Kuchenverteilens" nicht  
mehr besteht, wollen Sie sich auf andere Weise an-
genehm in Erinnerung bringen, und das soll diesmal 
durch eine bestimmte Art der Steuersenkung ge-
schehen. Ich gebe zu, das hat der Bürger gern. Ob 
er es noch so gern hat, wenn man ihm bescheinigt, 
daß ein großer Teil der Steuersenkungen ihm vorher 
mit Hilfe der Postgebühren aus der Tasche gezogen 
wird, das wage ich allerdings zu bezweifeln, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD.) 

Dann wird nämlich eine Art Poststeuer verhängt. 

Für steuerliche Gerechtigkeit und all das, was die 
Bundesregierung unter diesem Titel zu Recht vor-
hat, sind wir jederzeit zu haben. Aber dann dürfen 
Sie sich, meine Damen und Herren, nicht sperren 
gegen jene Korrekturen des Einnahmeausfalls durch 
Mehreinnahmen dort, wo bisher einseitig im Steuer-
recht begünstigt worden ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Zu diesem Zweck haben wir eine ganze Reihe von 
Anträgen dem Hohen Hause vorgelegt; sie sind 
Ihnen bekannt, ich brauche sie nicht im einzelnen 
hier noch einmal zu erörtern. 

Ich erwähne das nur, damit man uns nicht etwa 
heute sagt, wir böten keine Deckung an. Das Pro-
blem ist nicht die mangelnde Deckung, sondern das 
Problem ist Ihre mangelnde Bereitschaft, an der von 
uns vorgeschlagenen Deckung mitzuwirken. Das ist 
das wirkliche Problem. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich habe völliges Verständnis dafür, daß Sie im 
Wahljahr einen guten Eindruck machen wollen und 
daß Sie hoffen, daß dann die Gebührenerhöhung 
längst vergessen sein wird. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Das klang ja deutlich durch in der Sendung mit 
dem Herrn Bundespostminister im Hessischen Rund-
funk am 26. Juli, wo der Wahlkampfhintergrund ein 
bißchen ausgeleuchtet wurde und wo der Minister 
selber gesagt hat — ich bin ihm sehr dankbar dafür, 
daß er deutlicher, als das der kühnste Oppositions-
sprecher je zu sagen vermöchte, den Zusammenhang 
hergestellt hat —: Man hat sich für die Steuersen-
kung entschieden und die Post eben auf diesen Weg 
der Gebührenerhöhung verwiesen. Das ist ein sehr 
klares und die politische Landschaft eindeutig erhel-
lendes Wort. 

 (Heiterkeit bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, ich meine allerdings, 
daß so schnell, bis 1965, dieser Gewaltstreich nicht 
vergessen wird, und ich meine auch, daß die sozial-
demokratischen Anträge zum Steuerrecht beweisen, 
daß man Steuersenkungen im Interesse der Steuer-
gerechtigkeit vornehmen und trotzdem auf die Ge-
bührenerhöhung bei der Bundespost verzichten 
kann, wenn man den guten Willen dazu hat. 

Wir brauchen die Gebührenerhöhung jetzt nicht. 
Außerdem aber schadet sie. Aus Quellen der Bun-
desregierung wurde darauf hingewiesen, daß 80 % 
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dieser Belastung die Wirtschaft zu tragen habe, also 
nicht die öffentliche Hand und nicht die ganz priva-
ten Anschlußinhaber, sondern 80 % die Wirtschaft, 
die es nach allen bisherigen Erfahrungen über den 
Preis weiterwälzt. Bei einem solchen Weiterwälzen 
muß man sich darauf gefaßt machen, daß nicht der 
korrekte Gebührenbetrag, sondern auch noch einiges 
mehr in die Preise Eingang findet. Dieser Zusam-
menhang zwischen Gebührenerhöhung und Preis-
stabilität widerspricht allen Maßhalteappellen des 
Bundeskanzlers. 

(Beifall bei der SPD.) 

Am 2. Januar 1958 hat der Amtsvorgänger des 
Bundeskanzlers an den Postminister einen inter-
essanten Brief geschrieben. In diesem Brief heißt es: 

Wenn wir das Preisniveau stabil erhalten wollen, 
ist es ausgeschlossen, daß die Deutsche Bundes-
post in diesem Jahr eine Gebührenerhöhung 
vornimmt. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Ist eigentlich jetzt die konjunkturpolitische Lage 
anders? Offenkundig nicht! Denn ganz vor kurzem 
war auch noch der jetzige Herr Bundeskanzler dieser 
Meinung. Am 29. Juni d. J., vor einem Monat, hat 
er an den Vorsitzenden des Verwaltungsrats der 
Deutschen Bundespost, Herrn Neuburger, einen 
Brief geschrieben. In diesem Brief heißt es: 

Wie ich höre, wird der Arbeitsausschuß des 
Verwaltungsrats der Deutschen Bundespost von 
der Gebührenvorlage des Bundespostministers 
abweichend vorschlagen, daß die Briefgebühr 
von 20 DPf. auf 30 DPf. erhöht werden soll. Ich 
halte diesen Vorschlag aus konjunkturpoli-
tischen Gründen für sehr bedenklich. 

Mit anderen Worten: die konjunkturpolitischen 
Gründe, die im Jahre 1958 geltend gemacht wurden. 
treffen nach der eindeutigen Stellungnahme des 
Herrn Bundeskanzlers auch jetzt noch zu, und sie 
treffen dann nicht nur auf das Briefporto zu, sondern 
die konjunkturpolitischen Gründe, d. h. die preis-
treibende Wirkung trifft sicher mindestens in dem 
gleichen Ausmaße auch auf die Erhöhung der Fern-
sprech- und Fernschreibgebühren zu. 

Sie haben genau wie ich eine Fülle von Zuschrif-
ten erhalten. Ich will Ihnen also keineswegs eine 
geschlossene Dokumentation vorlegen. Dann säßen 
wir heute abend noch hier. Aber ein paar der Zu-
schriften, die sich sehr gründlich und sachlich mit 
dem Problem befassen, verdienen es, hier festgehal-
ten zu werden, weil Sie den Abfassern dieser Zu-
schriften nicht nachsagen können, daß sie sich durch 
eine besonders eingeborene Sympathie für die 
Sozialdemokratische Partei Deutschlands auszeich-
neten. 

Ich nehme hier einmal den Deutschen Industrie- 
und Handelstag. Er sagt: 

Für die Wirtschaft der Bundesrepublik bedeutet 
diese Gebührenerhöhung, abgesehen von der 
preistreibenden Tendenz einer solchen Maß-
nahme, 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

— schärfer kann man es wohl nicht formulieren — 
eine zusätzliche Erschwerung ihrer Wettbe-
werbsposition im europäischen Raum. 

(Zuruf von der SPD: Denen wird der 
Kanzler Bescheid sagen! — Abg. Schmitt

-

Vockenhausen: Der Telefon-Bismarck! — 
Heiterkeit — Glocke des Präsidenten.) 

Und dann heißt es unter Punkt 4: 

Bevor nicht ein konkreter Sanierungsplan für 
die Bundespost vorliegt, sollten alle voreiligen 
Schritte vermieden werden. Vor allem sollte 
man auf Maßnahmen verzichten, die in ihrer 
negativen Auswirkung auf die Nachfragestruk-
tur nach Post- und Fernmeldediensten noch gar 
nicht zu übersehen sind, das Ziel der Sanierung 
der Bundespost nicht erreichen, die Wettbe-
werbsposition der Wirtschaft der Bundes-
republik erschweren und schließlich gegen das 
von der Bundesregierung selbst aufgestellte 
Prinzip der Preisstabilität und des Maßhaltens 
verstoßen. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Solder Deutsche Industrie- und Handelstag! 

(Abg. Schulhoff: Aber nur zu einem Teil 
der Preiserhöhungen! Den  größten Teil ha

-

ben sie akzeptiert! Das müssen sie auch 
sagen!) 

— Ich habe Ihnen soeben vorgelesen, daß man aus-
drücklich erst einen konkreten Sanierungsplan für 
die Bundespost wünscht und dann eine Entscheidung 
über das andere. 

(Abg. Schulhoff: Das Schreiben ist aber 
längst überholt!) 

— Das Schreiben ist vom 27. Juli. Ich weiß nicht, ob 
Sie ein neueres haben. Vom ,27. Juli — das scheint 
mir ein ziemlich neuer Stand zu sein. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Aber wenn Ihnen das nicht genügt, dann gebe ich 
Ihnen eins vom 28. Juli, 

(Heiterkeit bei ,der SPD) 

und zwar vom Gesamtverband des Deutschen Groß- 
und Außenhandels, auch nicht gerade einer Filial-
organisation der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands. 

(Heiterkeit bei der  SPD.)  

Dort heißt es: 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

— Sicherlich eine unabhängige Organisation, ein-
deutig völlig unabhängig von Ihnen wie von uns, 
aber bestimmt keine Filiale der SPD! Niemand kann 
dieser Organisation unterstellen, daß ,sie mit der 
parteipolitischen Opposition gewohnheitsmäßig, nur 
um die Regierung zu ärgern, zusammenspielt. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

Dort heißt eis also in dem Schreiben an den Bundes-
kanzler: 
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Derartige Gebührenerhöhungen treffen insbe-
sondere die mittelständischen Unternehmen des  
Handels, vor allem die Betriebe des Ex- und  
Importhandels, und belasten deren Kosten-
gefüge so erheblich, ,daß sie ohne Preiserhöhun-
gen nicht aufgefangen werden können.  

(Abg. Schulhoff: Denen wollen Sie ja  
mehr ,Steuern auferlegen!)  

Die beschlossene Anhebung der Gebühren steht  
im Gegensatz zu dem von Ihnen immer wieder  
vertretenen Grundsatz der Kaufkraftstabilität.  
Der Beschluß des Kabinetts wird bei der gesam-
ten gewerblichen Wirtschaft kein Verständnis  
finden, weil keine echten Sanierungsmaßnah-
men ergriffen worden  sind, durch die eine Ge-
bührenerhöhung hätte vermieden werden kön-
nen.  

Das  ist ,der springende Punkt, und das ist das, was 
ich versucht habe Ihnen vorhin darzutun. 

Im Interesse  der  Verbraucher hat sich auch der 
Deutsche Gewerkschaftsbund zu Wort gemeldet; Sie 
haben seine Stellungnahme ja auch erhalten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie auch!) 
— Selbstverständlich; Sie auch. — Er hat sehr kon-
krete Vorschläge gemacht, nämlich, 'die finanziellen 
Verhältnisse zwischen Bund und Bundespost durch 
Beseitigung der betriebsfremden Lasten, durch Auf-
stockung des Eigenkapitals und durch Verzicht auf 
die Postabgabe an den Bund grundlegend neu zu 
regeln; und ein paar andere Punkte. 

Ich will  Sie  nicht weiter mit den auch in Ihren 
Reihen bekannten Zuschriften behelligen; ich steile 
nur mit Bedauern fest, daß offenbar eine solche Zu-
schriftenwelle. die sich auf ein wirkliches volkswirt-
schaftliches Problem bezieht, nicht ganz mit der ge-
bührenden Aufmerksamkeit in Ihren Reihen beach-
tet wird. Das sollten wir aber eigentlich tun. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die koniunkturpolitischen Gründe, die Gefahren 
für das Preisniveau sprechen gegen die beschlossene 
Erhöhung. Auch die so oft beschworene Redlichkeit 
gebietet, das schlechte Beispiel öffentlicher Preis-
treiberei zu unterlassen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, wir haben doch schon 
genug Kummer auf diesem Gebiet mit den früheren 
Erhöhungen der Posttarife, mit der aus politischen 
Gründen beschlossenen Mietengesetzgebung, mit 
der politisch bestimmten Agrarpreisstruktur. Da 
sollten wir nicht dieser Schraube eine neue Drehung 
geben dort, wo es zwingend überhaupt nicht gebo-
ten ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir jedenfalls haben die Pflicht, auf die klaren 
Widersprüche zwischen den klingenden Worten und 
den unerfreulichen Taten der Bundesregierung hin-
zuweisen. Am 14. Juni hat der Kanzler in einem 
Zeitungsinterview noch klipp und klar erklärt: 

Allen denen, die die Preise absichtlich in die 
Höhe treiben, gilt mein Kampf. 

Ich bin gespannt, wie nun dieses sein Ringen mit 
sich selbst ausgehen wird. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

Sie können sicher sein, daß die heutige Debatte 
in dieser Frage wohl nur ein Anfang gewesen ist 
für eine Serie von Debatten über wichtige politische 
Fragen, bei denen unser Volk erfahren muß, daß die 
Worte der Bundesregierung nicht in Übereinstim-
mung stehen mit ihren Taten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir sehen uns ja ohnehin schon bei der Einbringung 
des Haushaltsplans im Oktober wieder. 

Ich möchte Ihnen ganz ehrlich sagen: Vielleicht 
hätte ich Ihnen die heutige Sondersitzung ersparen 
können. Aber nachdem gerade Ihre Presse so ein-
dringlich darauf aufmerksam macht, daß es doch 
wohl zu den Aufgaben der Opposition gehöre, end-
lich einmal die verschiedenen Standpunkte heraus-
zuarbeiten, konnten wir uns natürlich diesen Punkt 
nicht entgehen lassen; das werden Sie doch ein-
sehen. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Schulhoff: Das 
„Bild" ist nicht unsere Presse!) 

— Nein, nein. Deswegen habe ich ja auch vorsichts-
halber am Donnerstag abend an meinen Fraktions-
vorstand telegrafiert, ob wir eine Sondersitzung des 
Bundestages einberufen wollten, und ich war ganz 
froh, daß das „Bild" am Freitagfrüh die gleiche Idee 
hatte. 

(Lachen bei der CDU/CSU.)  

— Sicher! Da brauchen Sie sich gar nicht darüber 
aufzuregen. Sie freuen sich ja gelegentlich auch, 
wenn Sie Sukkurs in der Öffentlichkeit finden. Das 
ist keine Schande. 

(Abg. Schulhoff: Sie sind aber dem „Bild" 
nachgehinkt!) 

— Ja sicher! Ich halte es nicht für schädlich, wenn 
eine Zeitung nachträglich sich dem Schritt einer 
politischen Partei im Bundestag anschließt. 

(Beifall bei der SPD. — Lachen bei der 
CDU/CSU.) 

Dabei brauchen wir, meine Damen und Herren, 
nicht einmal notwendigerweise so unfreundlich mit 
dem Herrn Bundeskanzler umzugehen, wie es der 
Vorsitzende einer der Koalitionsparteien kürzlich 
getan hat. So hat er z. B. gesagt: 

Ich hoffe, daß sich das Kabinett noch mit dieser 
Frage beschäftigen wird. Denn hier geht es um 
die Glaubwürdigkeit des Bundeskanzlers. Lud-
wig Erhard kann nicht einerseits Bundestags-
präsident Gerstenmaier wegen des Bundeshaus-
neubaues zur Ordnung rufen, gleichzeitig Maß-
halteappelle an die Wirtschaft richten, anderer-
seits aber selber mit schlechtem Beispiel voran-
gehen!  

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD.)  

Der Kanzler kann den Entscheidungen nicht län-
ger ausweichen und sie durch Gesundbetereien 
ersetzen. 

(Erneute Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 
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Erler 
Ich habe nur zitiert. So unfreundlich sind wir im all-
gemeinen gar nicht. 

Meine Damen und Herren, die von der Bundes-
regierung beschlossene Maßnahme ist nicht nur 
überflüssig und allgemein schädlich, sie trifft auch 
bestimmte Gruppen unserer Gesellschaft besonders 
hart, z. B. die Schwerbeschädigten, die kein Pflege-
personal haben und dringend auf das Telefon ange-
wiesen sind, um mit der Umwelt verkehren und 
Hilfe herbeirufen zu können, die Presse und die 
Nachrichtenagenturen, die einen großen Teil ihrer 
gesamten Arbeit mit dem Telefon abzuwickeln 
haben. Ich erwähne auch Kontakte nach Mittel-
deutschland. Ich will Ihnen hier einen Brief vor-
lesen, den ich von einem Mitarbeiter des Hauses 
Altenkirchen der Evangelischen Landvolkshochschule 
im Rheinland erhalten habe. Darin heißt es: 

Ich schreibe Ihnen nur, weil ich einen neuen 
Gesichtspunkt für die Diskussion zu haben 
glaube. Eine Gebührenerhöhung bei der Brief-
beförderung beim Porto ist wenigstens nach 
außen mit dem Argument abgelehnt worden, 
weil dadurch der Kontakt mit den Menschen 
in Mitteldeutschland beeinträchtigt würde. 

— Das war noch die idealistische Deutung, die die-
ser Herr hier gegeben hat; denn in dem Brief vom 
Bundeskanzler an den Postverwaltungsrat war ja 
davon keine Rede, sondern von der Konjunktur-
politik. Aber zurück zu dem Brief:  

Das gleiche Argument gilt aber ebenfalls für 
die Telefongebühren. Hier ist die Kostensteige-
rung aber erheblich höher. Ich telefoniere sehr 
häufig mit meinen Verwandten und meinen 
Freunden aus dem kirchlichen Dienst, weil das 
Hören des anderen oft noch wichtiger ist als 
das Schreiben. Gerade seit infolge der Mauer 
ein Direktkontakt in Berlin sehr schwierig ist, 
ist für uns das Telefon so wichtig geworden. 
Das Gegenargument, die Gespräche würden 
abgehört, gilt ja in gleicher Weise für die 
Briefpost. 

Ich finde, das ist ein zum Nachdenken anregender 
Brief. 
Besonders töricht fand ich jenes Argument, das 

beim Bundespressesprecher auftauchte und gelegent-
lich auch im Fernsehen gebraucht wurde, die Leute 
sollten dann eben künftig weniger telefonieren 
und mehr schreiben. Das hätte ganz seltsame Konse-
quenzen; dann brächte nämlich die Gebührenerhö-
hung nichts ein, und gerade jener Zweig der Bun-
despost würde stärker belastet, bei dem die Bun-
despost für jede Einzelleistung noch draufzahlt. Das 
wäre so, als wenn Sie die Kuh umbringen würden, 
die man eigentlich melken will, meine Damen und 
Herren. 

An diesem Punkte werden die bisherigen lang-
fristigen Versäumnisse sichtbar, die langfristigen 
Versäumnisse in der Kapitalversorgung der Deut-
schen Bundespost. Seit 1958 schlägt der Postverwal-
tungsrat die Aufstockung des Eigenkapitals vor. Seit-
dem geht die Diskussion auch über die Neuregelung 
der Abführungspflicht an den Bund. Geschehen ist 
nichts. Seitdem geht die Diskussion über die Über

-

nehme der politischen Lasten auf den Bund, wie sie 
bei der Bundesbahn längst erfolgt ist. Geschehen ist 
nichts. 

Daran krankt auch jenes Feld der Bundespost, das 
künftig noch höhere Erträgnisse bringen könnte, 
nämlich das Feld der Investitionen im Fernmelde-
verkehr. 330 000 Kunden warten darauf, ihr Geld 
der Bundespost bringen zu dürfen; sie können nicht, 
sie dürfen nicht, weil sie keine Anschlüsse kriegen. 
Dafür fehlt das Investitionskapital. 

Was ist das für eine politische Führung, die nicht 
zur rechten Zeit dort Investitionskapital besorgt, wo 
es sich hoch rentiert! 

(Beifall bei der SPD.) 

Der Bundespostminister hat sich damit nicht im Kabi-
nett durchgesetzt. Ihm fehlt es an Überzeugungs-
kraft; sonst hätte es damals ja auch nicht den Antrag 
der CDU/CSU und FDP hier im Bundestag auf Ein-
setzung jenes Ausschusses gegeben. Sachverständi-
gen Rat hat die Post seit langem; an dem fehlt es 
doch gar nicht. Der Rat ist nur nicht befolgt worden. 
Daran wird auch künftig ein Ausschuß nichts ändern. 
Man muß den Willen haben, solche Ratschläge dann 
auch zu befolgen. 

Diese mangelnde Überzeugungskraft des Bundes-
postministers hat sich auch in der Haltung seiner 
eigenen Parteifreunde gegenüber dem von ihm ver-
tretenen Gedanken gezeigt. Erst in letzter Stunde 
sind sie etwas auf die Linie eingeschwenkt. 

Meine Damen und Herren, den Mangel des Bun-
despostministers an Überzeugungskraft und politi-
scher Stärke sollen jetzt die Verbraucher mit der 
Gebührenerhöhung bezahlen. Das ist eigentlich eine 
ungerechtfertigte Bestrafung der Verbraucher. 

(Beifall bei der SPD.) 

Der Minister hat nicht ausreichend gefochten. Der 
Kanzler hat seine eigenen Prinzipien verletzt. Er 
hat an dieser Verletzung mitgewirkt. Aufgabe des 
Bundestages ist es, den begangenen Fehler zu kor-
rigieren. Daher bitte ich Sie, dem Antrage auf Rück-
gängigmachung der am 15. Juli verkündeten Erhö-
hung der Telefon- und Fernschreibgebühren zuzu-
stimmen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Bundespostminister. 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen: Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Bevor ich zu dem Antrag der 
SPD auf Drucksache IV/2479 Stellung nehme, möchte 
ich es mir nicht so leicht machen wie der Kollege 
Erler, 

(Sehr gut! Bei der CDU/CSU — Lachen und 
Zurufe von der SPD) 

der lediglich eine Reihe von Behauptungen anein

-

anderreihte und hier die ernsthaften und erfolg

-

reichen Bemühungen leugnen möchte, die wir unter- 
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nehmen, um einen Weg zu finden, der uns eine wirk-
liche Stabilität bringt. 

(Zurufe von der SPD.) 

Der Gesetzgeber hat mit der Verabschiedung des 
Postverwaltungsgesetzes im Jahre 1953 die Auf-
gabenstellung der Deutschen Bundespost, die Ver-
waltungsform und Verwaltungsorganisation so-
wie das Haushalts- und Finanzgebaren der Deut-
schen Bundespost abschließend geregelt — auch mit 
Ihrer Zustimmung, meine Damen und Herren von 
der SPD! Ich darf in diesem Zusammenhang den 
§ 2 Abs. 3 des Postverwaltungsgesetzes in Erinne-
rung rufen, der die Deutsche Bundespost verpflich-
tet, ihre Anlagen „in gutem Zustand zu erhalten 
und technisch und betrieblich den Anforderungen 
des Verkehrs entsprechend weiter zu entwickeln 
und zu vervollkommnen". 

Ich darf auf § 15 Abs. 1 des Postverwaltungs-
gesetzes hinweisen, nach dem die Deutsche Bundes-
post ihren Haushalt so aufzustellen und durchzu-
führen hat, daß sie die notwendigen Ausgaben aus 
ihren Einnahmen bestreiten kann. Es heißt dort 
ausdrücklich: „Zuschüsse aus der Bundeskasse wer-
den nicht geleistet." 

Hinsichtlich der Leitung und Verwaltung der Deut-
schen Bundespost hat der Gesetzgeber im § 12 des 
Postverwaltungsgesetzes dem Verwaltungsrat der 
Deutschen Bundespost wichtige Aufgaben übertra-
gen. Dem Verwaltungsrat obliegt es u. a., über das 
Haushalts- und Finanzwesen der Post Beschluß zu 
fassen und die Bedingungen und Gebühren für die 
Benutzung der Einrichtungen des Post- und Fern-
meldewesens festzusetzen. Ich möchte die Gelegen-
heit wahrnehmen, den sehr verantwortungsbewuß-
ten und sachverständigen Mitgliedern des Verwal-
tungsrates, die diese verantwortungsvolle Tätig-
keit bei geringer Aufwandsentschädigung leisten, 
hier herzlich zu danken. 

Meine Damen und Herren, diese vom Deutschen 
Bundestag beschlossene Kompetenzübertragung an 
den Verwaltungsrat hat naturgemäß zur Folge, daß 
der Deutsche Bundestag über die Einzelheiten bei 
der Deutschen Bundespost nicht so ausführlich un-
terrichtet sein kann, wie es zum Verständnis der 
heute zur Debatte stehenden Problematik unbedingt 
erforderlich wäre. Deshalb möchte ich Ihnen in 
kurzen Zügen eine Schilderung der Gesamtsituation 
der Deutschen Bundespost geben. Denn, Herr Kol-
lege Erler, Sie haben hier ganz wesentliche Dinge 
aus dem Geschehen der Deutschen Bundespost nicht 
erwähnt, ja, Sie haben sie sogar, da Sie es wissen, 
unterschlagen. 

(Zuruf von der SPD: Unerhört! — Weitere 
Zurufe von der SPD.) 

— Mit „unterschlagen" meine ich nicht einen krimi-
nellen Akt, sondern ich meine es im Sinne von 
„verschwiegen", wenn Sie wollen. 

(Heiterkeit. — Zurufe von der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick, Herr Bundespostminister! Ich stelle fest, Sie 
wollen sagen, daß der Herr Oppositionssprecher 
gewisse Dinge hier nicht gesagt hat. 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen: Richtig! — Das Charakteristikum des 
Verkehrsgebietes „Post" ist das eines Dienst-
leistungsbetriebes mit einem hohen Anteil von 
Lohn- und Gehaltskosten. 65 °Jo der Gesamtaufwen-
dungen der Bundespost entfallen auf Personal-
kosten. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Am personalintensivsten sind naturgemäß die Post-
dienste mit 74 % Personalkostenanteil. Das Fern-
meldewesen mit einem Anteil von 43%. Der Rund-
funkdienst liegt mit 81 % an der Spitze. Er wird 
vom Rentendienst mit 80% und vom Briefdienst 
mit 79 % gefolgt. Durch diese Zahlen dürfte jedem 
klar geworden sein, daß bei der Deutschen Bundes-
post als einem sehr personalintensiven Unterneh-
men alle Lohn- und Gehaltserhöhungen eine Ver-
schlechterung der Kostenstruktur mit sich bringen 
und auch auf die Ertragslage einen entscheidenden 
Einfluß haben. 

Die Ursachen dieser Lohn- und Gehaltsbewegung 
sind dem Deutschen Bundestag bekannt. Ich glaube 
nicht, daß es auch nur einen einzigen hier im Hause 
gibt, der wollte, daß die Kräfte der Deutschen Bun-
despost in der Entlohnung schlechter behandelt wer-
den als die vergleichbaren Kräfte in der Wirtschaft. 
Es wird wohl auch kaum jemanden geben, der be-
haupten könnte, daß die Angehörigen der Deut-
schen Bundespost in der Lohn- und Gehaltsskala an 
der Spitze liegen, obwohl sie infolge der Eigenart 
des Betriebs zum allergrößten Teil keine Fünf-Tage-
Woche kennen, im Gegenteil überwiegend unregel-
mäßigen Dienst, Früh-, Spät-, Nachtdienst, Sonn- 
und Feiertagsdienst leisten müssen. 

Die Lohn- und Gehaltserhöhung bei der Deut-
schen Bundespost war vom Ressort der Bundespost 
her kaum zu beeinflussen, da die beamtenrecht-
lichen Fragen hier im Parlament entschieden wer-
den 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

und bei Arbeitern und Angestellten die Tarif-
abkommen mit dem öffentlichen Dienst meist un-
mittelbar gekoppelt sind. 

Zu diesen besoldungsrechtlichen Regelungen 
kommt noch eine Reihe anderer personalpolitischer 
Entscheidungen wie z. B. das Mutterschutzgesetz, 
das Jugendarbeitsschutzgesetz und ähnliche hinzu. 
Da die Deutsche Bundespost eine große Anzahl von 
weiblichen Kräften und von Jugendlichen beschäf-
tigt, wird sie von diesen Regelungen stark be-
troffen. 

Dazu kommt noch die Verkürzung des Wochen-
leistungsmaßes von 48 auf 44 Stunden in der Woche. 

Wenn der Gesetzgeber in dem bereits erwähnten 
§ 2 die Deutsche Bundespost verpflichtet, ihre An-
lagen in gutem Zustand zu erhalten und technisch 
und betrieblich den Anforderungen des Verkehrs 
entsprechend weiter zu entwickeln und zu vervoll-
kommnen, so legt er damit dem Postminister als 
dem verantwortlichen Chef dieser Verwaltung die 
Pflicht auf, für eine reibungslose Verkehrsabwick-
lung besorgt zu sein. 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 135. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 29. Juli 1964 	6673 

Bundesminister Stücklen 

Bevor die Deutsche Bundespost sich ausschließlich 
diesen, dem tatsächlichen Verkehrsvolumen ent-
sprechenden Aufgaben widmen konnte, mußten die 
unmittelbaren und mittelbaren Kriegsschäden und 
Kriegsfolgen beseitigt werden. Die Kriegseinwir-
kungen hatten bei der Deutschen Bundespost einen 
Schaden von 30% hinterlassen. Durch die willkür-
liche Grenzziehung durch Deutschland wurde auch 
Berlin, das der Stützpunkt für die gesamte Fern-
meldeversorgung Deutschlands war, abgeschnitten. 

Es mußten neue Verbindungswege aufgebaut 
werden. Die Richtfunkverbindung mit Berlin ist ab-
geschlossen. Gleichzeitig aber mußte die Deutsche 
Bundespost ihre betrieblichen Einrichtungen der 
wirtschaftlichen Entwicklung und den Ansprüchen 
an eine moderne Verkehrsverwaltung anpassen, 
nicht nur für die Teilnehmer am Postverkehr des 
eigenen Landes, sondern als Unternehmen eines 
Durchgangslandes auch für die Teilnehmer in den 
angrenzenden Ländern in Europa und darüber hin-
aus. Auf den Einsatz hoher Investitionsmittel für 
diesen Zweck konnte daher nicht verzichtet werden. 

Ein weiteres Charakteristikum der Bundespost ist 
die unbedingte Bedienungspflicht auf Grund der Be-
nutzungsbestimmungen der Deutschen Bundespost. 
Die Bundespost hat nicht die Möglichkeit, so wie es 
ein Betrieb der privaten Wirtschaft kann, zu ent-
scheiden, welche Aufträge durchgeführt werden 
sollen und welche nicht. Sie hat nicht die Möglich-
keit, die lukrativen Dienste anzunehmen und die 
defizitären Dienste abzulehnen oder einzustellen. 
Die gemeinwirtschaftliche Pflicht der Deutschen Bun-
despost ist ein beherrschendes Moment. Wie hoch 
die gemeinwirtschaftliche Verpflichtung der Deut-
schen Bundespost zu bewerten ist, das zu klären 
wäre auch eine Frage, die von der „Siebener-Kom-
mission" zu behandeln wäre. Und, Herr Erler, diese 
Siebener-Kommission ist nicht nur vom Bundestag 
beschlossen, sondern sie ist bereits — ich wundere 
mich über ihren schlechten Nachrichtendienst — be-
rufen, und die Bestallungsurkunden sind zugestellt. 

(Zurufe von der SPD: Wann? Seit wann?) 

— Ich stelle fest: die Kommission ist berufen 

(Lebhafte Zurufe von der SPD: Wann?) 

und die Bestallungsurkunden sind zugestellt. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD: Wann? — 
Abg. Erler: Das Datum!) 

— Sie haben heute noch festgestellt, daß sie nicht 
berufen ist. 

(Erneute Zurufe von der SPD.) 

— Ich stelle fest: sie ist berufen. 

(Abg. Erler: Wann denn?) 

— Mindestens seit gestern. 

(Aha-Rufe und Lachen bei der SPD.) 

— Herr Kollege Erler, Sie haben nicht gestern, son-
dern heute hier behauptet, diese Kommission sei 
noch nicht berufen. Ich wollte nur feststellen, daß 
diese Kommission berufen ist. 

(Anhaltende lebhafte Zurufe von der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage, Herr Minister? 

Dr. Schäfer (SPD) : Herr Minister, ist die Kom-
mission schon zu ihrer konstituierenden Sitzung ein-
berufen? 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen: Nein, Herr Kollege Schäfer. 

(Aha! und lautes Lachen bei der SPD. — 
Abg. Dr. Schäfer: Eben!) 

Sie werden diese Kommission auch nicht mitten im 
Urlaub zu einer Sitzung hier in Bonn versammeln. 

(Erneutes Lachen und Zurufe von der SPD.) 

— Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie 
mögen hier den Versuch unternehmen, es so dar-
zustellen, als ob die Bundesregierung hier nicht ge-
handelt hätte. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD.) 

Ich darf Ihnen sagen, daß es gar nicht so einfach ist, 
sieben in  der Öffentlichkeit auch aussagefähige Per

-

sönlichkeiten für eine solche Aufgable zu gewinnen. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.) 

Daher war Ihre Bemerkung polemisch. Ich wollte nur 
die Tatsache als solche hier feststellen, damit Sie 
auch zumindest in diesem Punkt konkret sein 
können. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn 
ich hier, bevor ich zur Gebührenfrage Stellung 
nehme, die Aufgaben der Deutschen Bundespost her-
ausstelle, so deshalb, weil man ohne ihre Kenntnis 
zu keiner richtigen Beurteilung der Situation kom-
men kann, und weil ich glaube, daß man die Frage 
des Gebührenerhöhungsaktes doch ein bißchen zu 
sehr polemisch behandelt hat, ohne tiefer in die 
Materie einzusteigen. 

Ich darf also fortfahren und möchte feststellen, 
daß zur Bewältigung der Probleme, die ich in kur-
zen Umrissen aufgezeigt habe, umfassende organi-
satorische und Rationalisierungsmaßnahmen mit und 
ohne Kapitaleinsatz notwendig gewesen sind. Diese 
einzelnen Maßnahmen haben es  ermöglicht, daß die 
Deutsche Bundespost trotz der Verknappung der 
Arbeitskräfte, trotz Verkürzung der Arbeitszeit und 
ohne wesentliche Erhöhung der Tarife, auf die ich 
noch im einzelnen zu sprechen komme, ihrer Auf-
gabe gerecht wurde. 

Ich möchte an dieser Stelle nur hervorheben, daß 
wir in Deutschland mit 92 % im Selbstwählferndienst 
automatisiert sind und im Ortsverkehr mit 99,8 %. 
Mit Ausnahme der kleineren Länder Europas gibt es 
keine große Postverwaltung, die in der Automati-
sierung der Selbstwahl so weit fortgeschritten ist 
wie die Bundesrepublik Deutschland. 
Diese Maßnahmen, die einen hohen Kapitaleinsatz 

erforderlich gemacht haben, sind letztlich nicht als 
Selbstzweck für die Deutsche Bundespost durch-
geführt worden, sondern dienen in der Gesamtheit 
einem raschen Nachrichtenverkehr der gesamten 
Wirtschaft. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 
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Diese Aufgaben konnten nur durchgeführt werden, 
weil nicht nur die Kapazität der Industrie bzw. die 
Planungskapazität der Post vorhanden war, sondern 
auch der Kapitalmarkt die Mittel zur Verfügung ge-
stellt hat. Ich möchte mit Nachdruck betonen, daß in 
den letzten vierzehn Jahren von den Gesamtinvesti-
tionen in Höhe von 13 Milliarden DM die Investi-
tionen auf dem Fernmeldesektor 10 Milliarden DM 
ausgemacht haben. Diese Tatsache ist mit in Betracht 
zu ziehen, wenn man sich entscheidet, welche Dienst-
zweige der Deutschen Bundespost bei Gebühren-
erhöhungen mit heranzuziehen sind. 

Die Expansion der Deutschen Bundespost und der 
Verkehrsanstieg der Deutschen Bundespost sind mit 
einer Arbeitskräftevermehrung von nur 41 % be-
wältigt worden. Auf dem Fernmeldesektor ist eine 
Steigerung der Dienstleistungen um 219 % und eine 
Personalvermehrung von nur 17 % zu verzeichnen. 
Das zeigt deutlich, daß diese enorme Steigerung der 
Dienstleistungen durch Rationalisierung und einen 
sinnvollen Einsatz der Investitionen bewältigt wor-
den ist. 

Trotzdem ist die Deutsche Bundespost in die 
Verlustzone gekommen. Der Verlust betrug 1961 
142 Millionen DM, 1962 382 Millionen DM, 1963 
250 Millionen DM. Im Jahre 1964 sind es etwa 
385 Millionen DM, und der Verlust des Jahres 1965 
macht insgesamt ungefähr 876 Millionen DM aus. 
An diesem Verlust des Jahres 1965 sind allein die 
Lohn- .und Gehaltssteigerungen mit rund 500 Mil-
lionen DM beteiligt. Das, Herr Kollege Erler, ist 
eine entscheidende Ursache mit dafür, daß die 
Deutsche Bundespost in diese schwierige und defi-
zitäre Lage geraten ist. 

Ich möchte hier auch die Entwicklung der  Perso-
nalkosten aufzeigen. Die Personalkosten pro 
Arbeitskraft betrugen im Jahre 1949 4369 DM, im 
Jahre 1963 11 127 DM. Das ist eine Steigerung von 
155%! In den letzten sechs Jahren sind die Auf-
wendungen für Löhne und Gehälter allein durch 
besoldungsrechtliche Maßnahmen — also ohne die 
Vermehrung des Personals — wie folgt gestiegen: 
1P58 um 73 Millionen DM. 1959 um 10 Millionen DM, 
1960 urn 287 Millionen DM, 1961 um 352 Millionen 
DM, 1962 um 174 Millionen DM und 1963 um 
350 Millionen DM; 1964 werden es ungefähr 
420 Millionen DM sein, und zu 1965 habe ich bereits 
Ausführungen gemacht. Das bedeutet, daß die 
Deutsche Bundespost bezogen auf 1958 durch Lohn- 
und Gehaltserhöhungen — ohne Personalvermeh-
rung — eine jährliche Mehrbelastung von 1,6 Mil-
liarden DM zu tragen hat. Diese Tatsache muß man 
in Betracht ziehen, wenn man ein Urteil über die 
Situation der Deutschen Bundespost abgeben will. 

Gewiß haben sich andere Kostenfaktoren in der 
Betriebsführung ebenfalls verändert, auch die Ab-
führung an den Bund, auch die Zinsleistungen für 
das aufgenommene Fremdkapital. Alles zusammen-
genommen ergibt sich im Vergleich zu 1957 für 1964 
eine Kostensteigerung von rund 4 Milliarden DM. 

(Abg. Cramer: Einschließlich der 
Ablieferungen!) 

— Einschließlich der Ablieferungen! Herr Kollege 
Cramer, wir haben in diesem Hause wiederholt über 
diese Frage gesprochen. Ich möchte gar nicht in den 
theoretischen Streit eintreten, ob der Abführungs-
betrag ein Entgelt für nicht entrichtete Steuern oder 
eine Monopolabgabe ist. Ich glaube vielmehr, es 
kommt einzig und allein darauf an, ob es möglich 
ist, diese Kostenfaktoren über die Tarife abzuwäl-
zen bei gleichzeitiger Aufrechterhaltung der Ge-
meinwirtschaftlichkeit der Deutschen Bundespost. 

Nun hat die SPD einen Antrag eingebracht. Ich 
komme jetzt konkreter zu Ihren Ausführungen, 
Herr Kollege Erler; Sie warten sicher schon ungedul-
dig darauf. Aber ich hielt es für notwendig, auch 
die Zusammenhänge aufzuzeigen, weil man hier 
nicht einfach das Endergebnis einer für uns alle 
unerfreulichen Entwicklung aufzeigen und feststel-
len kann, sondern sich schon der Mühe unterziehen 
muß, auch die einzelnen Faktoren kennenzulernen, 
die zu der defizitären Entwicklung der Deutschen 
Bundespost geführt haben. 

Nun haben Sie einen Antrag auf Rückgängig-
machung der Gebührenerhöhung gestellt, die vom 
Kabinett auf Grund meiner Vorlage beschlossen 
worden ist. Sie haben sich auch einen Weg ausge-
dacht, wie man die Gebührenerhöhung vermeiden 
könnte, d. h. wie man das Defizit der Deutschen 
Bundespost auf anderem Wege ausgleichen könnte. 
Sie machen es sich bequem und nehmen das Defizit 
des Bundeshaushalts des vergangenen Jahres, um 
damit das Defizit der Deutschen Bundespost zu 
decken. Diese Auffassung ist mir unverständlich; 

(Zurufe von der SPD) 

denn es war mir bisher nicht bekannt, daß man mit 
Nichtabdeckung des einen Defizits für ein anderes 
Defizit eine Lösung finden kann, nach der auch im 
Interesse einer sauberen Haushaltsführung im Bun-
deshaushalt und im Posthaushalt verfahren werden 
kann. Während Sie, meine Damen und Herren von 
der SPD, die Ursachen, die zu entscheidenden 
Kostensteigerungen bei der Deutschen Bundespost 
geführt haben — das sind Lohn- und Gehaltserhö-
hungen, das sind Arbeitszeitverkürzungen, das sind 
die Gesetze, die ich aufgeführt habe —, immer an-
erkannt haben und sogar noch mehr gefordert haben, 
sind Sie heute nicht bereit, die Konsequenzen dar-
aus zu ziehen. 

Ich glaube kaum, daß die Antragsteller der Auf-
fassung sind, daß es eine ideale Lösung darstellt, 
daß nicht der, der die Kosten für die Dienstleistun-
gen der Bundespost insgesamt verursacht, zur Dek

-

kung der Kosten herangezogen wird, sondern die 
Allgemeinheit der Steuerzahler. Diese Art von So-
zialisierung der Kosten entspricht nicht unseren 
Vorstellungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Erler? 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen: Bitte. 
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Erler (SPD) : Herr Minister, ist Ihnen dabei völlig 
entgangen, daß die Abführung der Bundespost an 
den Bund nicht auf Leistungen posttechnischer Art 
für den Bund zurückzuführen ist? Diese Abführung 
an den Bund muß doch nicht durch Gebühren be-
glichen werden, die der Postkunde zu zahlen hat. 

(Zuruf von der Mitte: Wie denn?) 

— Dann müssen wir das Gesetz ändern! 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen: Herr Kollege Erler, Sie haben mit 
Ihrem Deckungsvorschlag für das Defizit des Jahres 
1964 nicht die Beseitigung der Abführung an den 
Bund verlangt, sondern Sie haben gesagt, der Fi-
nanzminister — er wird selbst dazu Stellung neh-
men — sollte nicht das Defizit des Bundeshaushalts 
1963 decken — dieses sollte er erst 1965 decken 
sondern das Geld zur Deckung des diesjährigen 
Defizits der Post verwenden. Und gegen diese Fest-
stellung habe ich hier polemisiert, und zwar mit 
Recht, weil ich glaube, daß es kein sauberer Dek-
kungsvorschlag ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nun darf ich Ihnen ein Weiteres sagen. Sie haben 
in Ihrer Fraktion ganz hervorragende Juristen. 
Darüber gibt es doch gar keinen Zweifel. Diese 
Juristen waren nicht in der Lage, einen Initiativ-
gesetzentwurf für eine Novelle zum Postverwal-
tungsgesetz vorzulegen, sondern Sie haben die Bun-
desregierung aufgefordert, dies zu tun. 

(Zurufe und Lachen bei der SPD.) 

Warum? Warum hat die SPD-Fraktion — — 

(Lachen und anhaltende Zurufe von der 
SPD. — Zuruf von der SPD: Wer regiert 

denn?) 

— Meine Herren, Sie müssen ein bißchen ruhiger 
sein; sonst können wir uns nicht verständigen. Es 
wäre gut, wenn Sie hier genau zuhörten. 

Sie haben den konkreten Gesetzentwurf, der eine 
Streichung der Abführung der Post an den Bundes-
haushalt vorsieht, deshalb nicht gebracht, weil Sie 
nicht den Mut gehabt haben, für die 500 Millionen 
DM auch einen Deckungsvorschlag vorzulegen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Das war der entscheidende Grund. Sie treiben hier 
in dieser Frage nicht nur seit Monaten, sondern seit 
Jahren schon eine Vogel-Strauß-Politik, die kei-
nen — — 

(Große Heiterkeit. — Beifall bei den Regie

-

rungsparteien. — Zurufe links: Wie heißt 
der Vogel? Franz Josef Strauß! — Anhal

-

tende Heiterkeit. — Glocke des Präsiden

-

ten.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Seit 
Jahren wird in diesem Hause das Haushaltsgesetz 
beraten, und seit Jahren ist in diesem Haushalts-
gesetz die Abführung der Deutschen Bundespost an 
den Bund festgehalten und in konkreten Zahlen aus-
geworfen. Alle Fraktionen haben im Haushaltsaus-
schuß sogar geschlossen an der Abführung der Deut

-

schen Bundespost an den Bundeshaushalt festgehal-
ten. 

(Abg. Dr. Schäfer: Das ist doch eine Geset

-

zesfrage, keine Haushaltsfrage! Und so was 
ist Postminister! — Unruhe bei der SPD.) 

— Herr Schäfer, wenn es eine Gesetzesfrage ist, 
dann möchte ich gerade Sie ansprechen: ob Sie nicht 
in der Lage gewesen wären, ein solches Gesetz vor-
zulegen. Sie wollten es nicht, weil Sie die Beweis-
last, den Deckungsvorschlag, nicht übernehmen woll-
ten. Sei wollten in dieser Frage nur polemisieren. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zwi-
schenfrage, Herr Abgeordneter Cramer. 

Cramer (SPD) : Da Sie selber in der Öffentlichkeit 
oft die Änderung dieses Paragraphen beantragt 
haben, eine Frage: Haben Sie selbst einmal im Kabi-
nett den Antrag gestellt, diese Summe herabzuset-
zen oder ganz zu streichen oder zu stunden? 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen: Herr Kollege Cramer, erstens darf ich 
feststellen, daß ich zu der Abgabe der Post an den 
Bund hier konkrete Ausführungen gemacht habe. 
Es ist keinesfalls so, daß man diese Frage mit einer 
Handbewegung vom Tisch wischen kann. Entschei-
dend ist, ob die Abgabe als Kostenfaktor abgewälzt 
werden kann, und das geht bei der Bundespost nur 
über die Tarife. 

(Unruhe bei der SPD. — Zuruf links: Kön

-

nen Sie die Frage beantworten?) 

Zweitens darf ich feststellen — der Herr Finanz-
minister wird dazu einiges ausführen —, daß der 
Herr Finanzminister ja bereit ist, auf einen Teil des 
Abführungsbetrages zu verzichten. Ich möchte dem 
Finanzminister nichts vorwegnehmen. Ich möchte 
ihm gern die Möglichkeit lassen, diesen Teil, den er 
zur Sanierung der Deutschen Bundespost, wenn auch 
mit kleinen Anfängen, beizutragen begonnen hat, 
hier selber vorzutragen. 

(Anhaltende Unruhe bei der SPD. — Zuruf: 
Antworten Sie auf die Frage!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Schmid. 

Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD) : Eine ganz einfache 
Frage, Herr Postminister! Sind Sie für die Beibehal-
tung oder für die Aufhebung dieser Abgabever-
pflichtung der Bundespost? 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen: Herr Kollege Schmid, 

(Abg. Dr. Schmid [Frankfurt] : Ja oder nein?) 

ich darf Ihnen ganz konkret diese Frage beantwor-
ten: Solange die Möglichkeit der Abwälzung besteht 
und der Haushalt Schwierigkeiten hat, diese Mil-
lionen unterzubringen, so lange bin ich für die Ab-
wälzung. Wenn die Abwälzung nicht möglich ist, 
dann bleibt ohnedies kein anderer Weg übrig als 
der einer entsprechenden Änderung des Gesetzes, 
um eine Ablösung der Ablieferung herbeizuführen. 
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Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD) : Haben Sie im 
Kabinett versucht, eine entsprechende gesetzliche 
Regelung herbeizuführen? 

(Gegenruf des Abg. Rasner: Haben Sie  im 
Parlament solche Versuche gemacht?) 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen: Herr Kollege Schmid — — 

(Abg. Erler: Wer ist denn Postminister? Wir 
doch nicht!) 

— Sie haben doch dauernd diese Forderung gestellt. 

Herr Kollege Schmid, ich habe Ihnen gesagt, daß 
der  Herr Bundesfinanzminister a) zu dieser Frage 
sprechen wird und b) bereits die ersten Schritte in 
dieser Richtung angekündigt hat. 

(Abg. Dr. Schmid [Frankfurt] : Ich habe den 
Post minister gefragt!) 

Das kann doch nicht vom blauen Himmel gekommen 
sein, sondern ist wahrscheinlich das Ergebnis von 
Beratungen im Kabinett. 

(Abg. Dr. Stoltenberg meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Stol-
tenberg? 

Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD) : Ich habe mit der 
Zwischenfrage Sie als den für das Ressort der Post 
verantwortlichen Minister gefragt, ob Sie solche 
Versuche gemacht haben. 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen: Glauben Sie, der Finanzminister war 
so gebefreudig? Das ist kein Finanzminister, ganz 
gleich wie er heißt. Wir haben Erfahrungen in die-
sen Dingen in unseren eigenen Reihen. 

(Heiterkeit.) 

Glauben Sie, daß der Finanzminister von sich aus 
gekommen wäre und das angeboten hätte? Das ist 
das Ergebnis von Verhandlungen; ich halte es für 
richtig, daß Verhandlungen stattfinden und nicht 
einseitig Forderungen aufgestellt werden. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Stoltenberg?? 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen: Bitte! 

Dr. Stoltenberg (CDU/CSU) : Ist es richtig, Herr 
Minister, daß die hier diskutierte Bestimmung 1953 
von diesem Hohen Hause mit den Stimmen aller 
Fraktionen — unter ausdrücklicher Befürwortung 
durch die  Abgeordneten Cramer, Schoettle und an-
dere — beschlossen worden ist und daß Sie gar nicht 
in der Lage sind, von dieser Bestimmung abzuwei-
chen, solange das Hohe Haus, das ein Initiativrecht 
hat — in jeder Fraktion, wie die Regierung —, nicht 
einen anderen Beschluß faßt? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen: Herr Kollege Stoltenberg, Sie haben 
exakt diese Frage gestellt. Ich kann sagen: jawohl, 
die SPD 

(große Heiterkeit bei der SPD) 

hat 1953 dem § 21 Abs. 2 zugestimmt. 

(Zurufe von der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage, Herr Minister? 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen: Bitte. 

Erler (SPD) : Darf ich aus dem Frage- und Ant-
wortspiel zwischen Ihnen und Ihrem Fraktionskolle-
gen entnehmen, daß Sie beide bereit sind, einer Ge-
setzesänderung, die  diese rechtlichen Schwierigkei-
ten aus dem Wege räumen würde, zuzustimmen, wo-
mit wir dann im Herbst die Voraussetzungen ge-
schaffen hätten, um rechtlich auch den jetzt schon 
vorzunehmenden Fortfall der Gebührenerhöhung ab-
zudecken? 

(Beifall bei der SPD.) 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen: Herr Kollege Erler, welche Initiative 
die Fraktion unternimmt, das  werden  Sie  von mei-
nem Fraktionskollegen Schmidt hören. Ich kann mir 
nicht das Recht anmaßen, als Mitglied des Kabinetts 
für die Fraktion zu sprechen. 

(Lachen bei der SPD. — Zuruf von  der  SPD: 
Sie sind doch Postminister!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Schäfer? 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen: Bitte. 

Dr. Schäfer (SPD) : Herr Minister, müssen wir 
Ihre letzte Erklärung so auffassen, daß nicht zu er-
warten ist, daß die Bundesregierung von ihrem Ge-
setzesinitiativrecht Gebrauch macht? 

(Zuruf von der Mittel: Warten Sie doch ein

-

mal ab! — Weitere Zurufe von der Mitte.) 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen: Herr Schäfer, Sie brauchen nur die 
Anträge zu lesen, die heute hier im Plenum ver-
teilt worden sind; aus ihnen können Sie ungefähr 
die Tendenz herauslesen. 

Ich stelle nach wie vor fest, daß Sie zwar immer 
lebhaft polemisiert haben, daß Sie es aber bisher, 
weil Sie keinen Deckungsvorschlag machen wollten, 
vermieden haben, in dieser Frage initiativ zu wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich habe gesagt, meine sehr verehrten Damen und 
Herren von der SPD, daß wir die Sozialisierung der 
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Kosten, so wie Sie es sich vorstellen, nicht unter-
stützen können. Ich bin auch weiter der Auffassung, 
daß die Maßnahme der Gebührenerhöhung keine 
Dauerlösung für die Deutsche Bundespost sein kann. 
Wenn aber die Lohn- und Gehaltsbewegung so wei-
tergeht und jedes Jahr 400 bis 500 Millionen DM an 
zusätzlichen Lohn- und Gehaltskosten auf die Deut-
sche Bundespost zukommen, dann wird die Stabili-
tät nicht durch die Regierung gefährdet, sondern 
dann ist sie aus diesen Gründen gefährdet. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der SPD.) 

Die Gebührenerhöhung, die heute Mittelpunkt der 
Diskussion ist, ist nicht durchgeführt worden, um 
der Deutschen Bundespost Investitionsmittel zu ver-
schaffen; sie ist vorgenommen worden, um das 
Defizit des Posthaushalts 1964 und das Defizit des 
Haushalts 1965 auszugleichen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen: Bitte. 

Anders (SPD) : Herr Minister, ich bin noch nicht 
so lange in diesem Hause. Hatte nicht 1953, als der 
§ 21 des Postverwaltungsgesetzes beschlossen 
wurde, die Post einen Überschuß? 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen: Da waren geringe Überschüsse vor-
handen. 

Anders (SPD) : Welche Maßnahmen haben Sie 
getroffen, als diese Überschüsse wegfielen, um das 
Hohe Haus darauf aufmerksam zu machen, daß hier 
eine Änderung eintreten muß, weil sonst die Post 
ihren Haushalt nicht mehr ausgleichen kann? Das 
ist doch Sache des Ministers! 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Fragen, fra-
gen! 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und  Fern-
meldewesen: Herr Kollege, wir haben bis 1958 noch 
ein kleines Defizit gehabt, 1959 einen Gewinn, 1960 
auch noch einen Gewinn; erst 1961 haben wir durch 
die wesentlich höheren Steigerungen der Personal-
kosten ein Defizit erreicht, das wir bisher nicht 
mehr abbauen konnten. Deshalb bestand zu der Zeit 
gar  keine Notwendigkeit, die Frage auf diesem 
Wege zu lösen. 

(Abg. Dr.  h. c. 'Dr.-Ing. E. h. Möller: Auch 
für uns nicht, das Gesetz abzulehnen!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese 
Gebührenerhöhung soll das Defizit ides  Posthaus-
haltes 1964 und 1965 ausgleichen; denn die Deut-
sche Bundespost hat die Aufgabe, einen ausgegli-
chenen Haushalt vorzulegen, und muß für den Aus-
gleich des Haushalts auch entsprechende Maßnah-
men einleiten. 

Nun darf ich zu dieser Gebührenerhöhung noch 
feststellen, warum sie ,auf dem Sektor der Fern-
sprechgebühren durchgeführt worden ist und nicht 
auf einem anderen Sektor, z. B . auf 'dem Briefsektor 
oder dem allgemeinen Postsektor. Wenn wir die 
Tarife vergleichen, dann stellen wir fest, daß bei 
einem Index 1949 = 100 heute ,die Fernmeldege-
bühren im Ortsverkehr um 7 % gestiegen und im 
Fernverkehr um 13 % gesunken sind, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

so daß einem Index von 100 auf dem Fernmelde-
sektor 87 % im Fernverkehr und 107 % auf dem 
Sektor ides  Ortsverkehrs gegenüberstehen. In den 
Postdienstzweigen ist das anders. Dort sind ein-
zelne Gebühren bereits im Laufe der Jahre 1954, 
1958 und  1963 angehoben worden, so daß wir heute 
einen Tarifindex von 140 gegenüber 100 im Jahre 
1949 haben. Ziehen wir weiter in Betracht, daß auf 
dem Fernmeldesektor, wie ich bereits ausführte, 
seit 1949 allein 10 Milliarden von 13 Milliarden DM 
investiert worden sind,  und  stellen wir fest, daß 
die Zinsleistungen für das aufgenommene Fremd-
kapital seit 1949 2,25 Milliarden DM ausmachen! 
Unter diesen Umständen ist es, so  glaube ich,  'ge-
rechtfertigt, wenn man die Gebührenerhöhung auf 
diesem Sektor durchgeführt hat, besonders wenn 
wir wissen, daß auch in den kommenden Jahren 
größere Investitionen auf dem Fernmeldesektor er-
forderlich sind:  allein für das Jahr 1964 1,8 Mil-
liarden DM, für idas Jahr 1965 2,0 Milliarden DM. 

Natürlich spielen die Fernmeldegebühren als Ko-
sten auch bei der Preiskalkulation in  der  gewerb-
lichen Wirtschaft eine Rolle. Es ist .daher auch un-
sere Pflicht, zu prüfen, inwieweit diese  Tariferhö-
hungen Auswirkungen auf die einzelnen Wirt-
schaftszweige haben. Ich darf feststellen, daß nach 
einer Ifo-Forschung die Fernmeldegebühren für die 
Gesamtindustrie, auf den Umsatz berechnet, 0,26 % 
ausmachen, für die Grundstoff- und Produktionsin-
dustrie 0,28 %, für den Großhandel 0,27 %, für den 
Einzelhandel 0,20 %, für den Versandhandel 0,18 % 
und für das Verlagswesen 0,68 %. Ich darf weiter 
feststellen, daß man  aus der Steigerung der Gebüh-
ren im Fernmeldesektor bei diesem Anteilsatz der 

 Industrie wohl nicht gut ableiten kann, daß man 
deswegen irgendwelche Preiserhöhungen vorneh-
men müßte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ebenfalls aus einer Untersuchung des Ifo-Instituts 
geht hervor, daß sich die Fernmeldegebühren auf 
die großen Gruppen der einzelnen Fernsprechteil-
nehmer wie folgt verteilen: 81,7 % gewerbliche 
Wirtschaft, 10,1 % öffentliche Hand und 8,2 % pri-
vater Verbrauch. 81,7 % entfallen auf den Sektor, 
der mindestens zum Teil die Möglichkeit hat,  die 

 Mehrbelastung vom steuerlichen Gewinn abzuzie-
hen. 

Auch die Feststellung, daß die Gebührenerhöhung 
auf dem Fernsprechsektor in Deutschland dazu ge-
führt hat, daß wir heute an der Spitze der Fern-
meldegebühren in Europa oder in der Welt stehen, 
ist ein Trugschluß, weil man nicht nur die nominel- 
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len Tarifsätze anführen kann, sondern weil man 
auch berücksichtigen muß, unter welchen Voraus-
setzungen und mit welchen Leistungen die einzel-
nen Verwaltungen ihre Gebühren gestaltet haben, 
und weil es entscheidend darauf ankommt, ob sie, 
wie bei uns zu 92%, einen Sofortverkehr haben, 
also dringende Gespräche oder Blitzgespräche nicht 
mehr in so großer Zahl existieren. Das muß man 
mit in Rechnung stellen, wenn man einen Vergleich 
mit den Verwaltungen der übrigen Länder anstellt. 

Was den Nachttarif angeht, so haben wir ihn nicht 
aus tarifpolitischen Gründen geändert, sondern des-
halb, weil um 21 Uhr eine Spitze aufgetreten ist, die 
den Weitverkehr zusammenbrechen ließ. Durch 
unsere Messungen ist festgestellt worden, daß bis 
zu 25mal angewählt werden mußte, in der Zeit 
nach 21 Uhr, — also für das sogenannte billige Ge-
spräch —, um überhaupt zu einer Verbindung zu 
kommen. Da aber über diese Leitungen auch der 
gesamte internationale Verkehr, also auch die Ge-
spräche vom Ausland nach Deutschland und durch 
Deutschland laufen und da ein Teil auch noch die 
handvermittelten Gespräche benutzen muß, war es 
für die Betriebsabwicklung unerläßlich, diese Spitze 
abzubauen. Uns schien es viel vernünftiger, den 
Tarif hier abzuflachen und die Zeiten der billigen 
Gespräche von 18 Uhr bis 7 Uhr morgens und von 
sonnabends 14 Uhr bis Montag morgens 7 Uhr aus-
zuweiten, um die verbilligten Gespräche damit aus-
einanderzuziehen und für das verbilligte Gespräch 
auch tatsächlich eine entsprechende Leistung bieten 
zu können. Nach wie vor besteht in den Zonen 1 
bis  5 eine Verbilligung von 33 1/3% gegenüber dem 
Tagesgespräch. In der Zone 6 sind es 46 2/3%, in der 
Zone 7 552/3% und in der Zone 8 62%. Ich bin über-
zeugt, daß durch dieses Auseinanderziehen des billi-
gen Tarifs und durch diese Staffelung in Zukunft 
auch ein reibungsloser Ablauf der verbilligten Ge-
spräche möglich sein wird. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
habe die Entwicklung der Deutschen Bundespost in 
Stichworten aufgezeigt, ich habe ebenfalls einzelne 
wesentliche Faktoren, die zur Verschlechterung des 
Betriebsergebnisses der Deutschen Bundespost ge-
führt haben, aufgezeigt, und ich habe mit allem 
Nachdruck festgestellt, daß bei einem so lohninten-
siven Betrieb wie der Deutschen Bundespost mit 
65% Lohn- und Gehaltsanteilen jede Lohn- und 
Gehaltssteigerung sich auf das Betriebsergebnis 
auswirken wird. 

Wir sollten auch der Öffentlichkeit nichts vor-
täuschen. Wir sollten der Öffentlichkeit nicht vor-
täuschen, daß es möglich ist, Löhne und Gehälter zu 
erhöhen und bei einem Dienstleistungsbetrieb wie 
der Deutschen Bundespost die Preise stabil zu 
halten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das ist ein Trugschluß, und mit diesem Trugschluß 
täuschen wir uns selbst. Wir können damit nicht er-
warten, daß der Steuerzahler diese Entwicklung im 
Stillschweigen ausgleicht, um diese Folgeerschei-
nung nicht in die Öffentlichkeit dringen zu lassen. 
Nein, diese Entwicklung der Löhne und Gehälter 
muß in einen unmittelbaren Zusamenhang gebracht 

werden. Das ist kein Vorwurf gegen das Personal 
der Deutschen Bundespost. Das brauche ich hier wohl 
nicht sonderlich zu betonen. Ich habe in meinen Aus-
führungen bereits dargelegt, daß das Personal ohne-
dies nicht an der Spitze der Lohn- und Gehaltsskala 
steht. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage, Herr Minister? 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen: Nein, ich komme zum Schluß. — Ist 
es etwas Wesentliches? — 

(Heiterkeit.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Da der 
Bundeshaushalt — und der Herr Finanzminister wird 
dazu sprechen — nicht in der Lage war, das Defizit 
der Post im Jahr 1964 und für 1965 auszugleichen, 
blieb der Deutschen Bundespost im Wege des vom 
Gesetz vorgeschriebenen Verfahrens gar nichts 
anderes übrig, als diese Gebührenerhöhung vorzu-
nehmen, um dadurch die Funktion der Deutschen 
Bundespost auch weiterhin aufrechtzuerhalten. Ich 
habe nur die Hoffnung, daß wir in der Zukunft das 
Maßhalten nicht erst dann richtig verstehen wollen, 
wenn die Ursachen, die zu einer solchen Entwicklung 
führen, bereits seit Wochen und Monaten vorbei 
sind, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

sondern, daß wir hier im Plenum einmal zeigen, daß 
wir maßhalten wollen, daß wir auch bei all diesen 
Entscheidungen, die der Bundestag fällt, wissen, daß 
sie Auswirkungen haben und, wenn es sich um 
Löhne und Gehälter handelt, besondere Auswirkun-
gen bei Dienstleistungsbetrieben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Bundesfinanzminister. 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Auf die 
Gefahr hin, daß ich mich möglicherweise bei dem 
einen oder anderen Kollegen unbeliebt mache, 

(Abg. Michels: Nur Mut! — Heiterkeit) 

der aus dem Urlaub zurückgeholt worden ist, muß 
ich ganz offen bekennen, Herr Kollege Erler, daß 
ich selten für eine Maßnahme der sozialdemokra-
tischen Fraktion so dankbar gewesen bin wie für 
diese Sondersitzung, die mir endlich einmal Gele-
genheit gibt, einige Klarstellungen zu Mißverständ-
nissen, denen auch Sie unterlegen sind, zu treffen — 
Klarstellungen, die ich in dieser Breite nicht in der 
Öffentlichkeit habe anbringen können, obwohl ich 
sie der Öffentlichkeit angedient habe. 

Ich weiß nicht, worauf es zurückzuführen ist, auf 
die sommerliche Hitze oder auf Mißverständnisse, 
oder ob absichtlich ein Schauspiel gewünscht und 
herbeigeführt worden ist; aber wenn ich am 28. Juli 
von dem Sprecher der SPD, Herrn Barsig, höre, daß 
die Einsetzung der Sachverständigenkommission ein 
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Hohn sei, ihre Aufgabe sei einzig und allein gewe-
sen, die Gebührenerhöhung zu verhindern, und was 
sie jetzt noch solle, sei unerfindlich, dann muß ich 
Ihnen offen sagen, Herr Kollege Erler: Es ist mir ein 
Rätsel, was in dem Kopf von Herrn Barsig vor sich 
gegangen ist. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Denn daß die Sachverständigenkommission eine 
absolute Notwendigkeit ist, darüber sind wir uns, 
glaube ich, einig. 

Ich will gleich den ersten Komplex nehmen, bei 
dem ich vergeblich versucht habe, Klarheit zu 
schaffen. Ich muß Ihnen offen sagen, Herr Kollege 
Erler, auch Sie haben in Ihren Ausführungen einiges 
nett durcheinandergebracht. Das ist z. B. die Bezie-
hung zwischen Postabgabe, Steuern und Gebühren. 
Herr Kollege Erler, es ist wirklich eine Illusion, 
wenn man den Gedanken fassen wollte, der Bundes-
finanzminister verzichte auf die Postablieferung, 
und der Steuerzahler bezahlt den Rest. Ich halte 
mich für verpflichtet, für die Steuerzahler — für 
alle — einzutreten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich halte es nicht für gut, daß alle Steuerzahler die 
Post subventionieren. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Dann halte ich es noch für besser, daß ein Postkunde 
den anderen subventioniert. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU. 
— Zuruf des Abg. Erler.) 

Zu der Ablieferung, sehr verehrter Herr Kollege 
Erler, will ich das Folgende sagen. In der ganzen 
Diskussion ist immer wieder gesagt worden, wenn 
die Post nicht abzuliefern bräuchte, sei alles in Ord-
nung. Erstens stimmt das nicht; denn wenn Sie sich 
die Verlustzahlen, auf die ich nachher kommen 
werde, ansehen und sich vorstellen, der Bundes-
finanzminister hätte das Recht — er hat es nicht —, 
auf die Postabgabe zu verzichten, und man würde 
die Bundespost dazu noch von den politischen Lasten 
entlasten, dann werden Sie feststellen, daß auch 
dann die Bundespost aus dem Defizit auf die Dauer 
nicht herauskäme. 

(Hört! Hört! und Zustimmung bei der 
CDU/CSU.) 

Es muß schon etwas Grundsätzlicheres erfolgen. 
(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Und deshalb, meine Damen und Herren, irrt hier 
Herr Barsig. 
Es ist aber  in  dieser Ablieferungsfrage noch etwas 

anderes beschlossen, das mich immer erschreckt hat, 
worüber ich mich immer, ich sage es deutlich, ge-
ärgert habe. Das ist die Tatsache, daß gewisse 
Leute, daß Teile der Öffentlichkeit sagen: „Der Bun-
desfinanzminister ist an allem schuld! Wenn er auf 
der Ablieferung nicht so  hartnäckig und gefräßig be-
stehen würde, dann wäre alles in Ordnung." Nun, 
meine Damen und Herren, dazu müßte man sich 
natürlich erst einmal darüber klar werden, was die 
Postablieferung bedeutet, um dann zu prüfen, ob 
der Bundesfinanzminister wirklich das Recht hat,  

etwas zu tun. Ich meine, er hat vielleicht an vielem 
schuld, aber an dieser Sache sicherlich nicht. Denn 
sehen Sie, meine Damen und Herren, die Postabliefe-
rung, die 1931 eingeführt worden ist, als das Sonder-
vermögen Post aus dem Reichshaushalt ausgeglie-
dert wurde, ist bis  heute eine Monopolabgabe, die 
das Sondervermögen aber auch als Ausgleich dafür 
zu zahlen hat, daß die Post keine Steuern zahlt. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.) 

Die Post bezahlt nämlich nur einige Milliönchen 
Steuern aus dem Omnibusverkehr und ist sonst von 
allen Steuern befreit, insbesondere von der Umsatz-
steuer, einer Kostensteuer, die ohne Rücksicht auf 
den Ertrag vom kleinsten Handwerksmeister bezahlt 
werden muß. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.) 

Also die ganze Argumentation — — 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Bitte schön! 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Bitte sehr, 
Herr Seuffert! 

Seuffert (SPD) : Herr Bundesfinanzminister, wis-
sen Sie wirklich einen vernünftigen Grund dafür, daß 
die Post, die mit keinem Unternehmen der  Wirt-
schaft in Konkurrenz steht, 

(Oho-Rufe bei den Regierungsparteien) 

mit keinem Unternehmen der Wirtschaft mit nicht 
defizitären Diensten in Konkurrenz steht — — 

(Widerspruch bei den Regierungsparteien. 
Abg. Zoglmann: Postscheckverkehr! 

Personenverkehr! Was reden Sie denn da 
zusammen!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Kollege 
Zoglmann, lassen Sie den Kollegen Seuffert seine 
Frage zu Ende bringen, und dann protestieren Sie. 

Seuffert (SPD) : Herr Bundesfinanzminister, wis-
sen Sie wirklich einen vernünftigen Grund, warum 
das  Postmonopol, das mit keinem Unternehmen der 
Wirtschaft mit seinen nicht defizitären Diensten in 
Konkurrenz steht, sondern das der Wirtschaft mit 
seinem Monopoldienst dient, Steuern zahlen sollte? 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: Ein 
Sondervermögen, das sich in der Wirtschaft betätigt 
und auch zum Teil eine gewisse Konkurrenz hat! 
Ich komme nämlich nun auf den Vergleich, Herr 
Kollege Seuffert, mit der Bahn. Der Bahn werden die 
betriebsfremden politischen Lasten abgenommen 
durch die Defizitdeckung über den Bundeshaushalt, 
weil die Bundesbahn in scharfem Wettbewerb mit 
anderen Verkehrsträgern steht. Dafür trägt die Post 
ihre politischen Lasten gefälligst selber. 

(Abg. Seuffert: Das ist auch kein Grund für 
Steuerzahlen!) 
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Aber die Monopolabgabe hat ihre ,Berechtigung als 
Entgelt für den Schutz durch ides  Monopol, und zwar 
in fast der gleichen Höhe, wie die Bundesbahn Be-
förderungsteuer zahlt. Mindestens muß man, Herr 
Kollege Seuffert, wenn man die Frage überlegt, ob 
man etwas tun soll oder nicht tun soll, bei der Argu-
mentation die Steuerfreiheit erwähnen; aber es er-
wähnt sie niemand. Die Ablieferung der Bundes-
bahn, Herr Erler, geschieht tatsächlich durch Steuer-
zahlungen in  Höhe von 450 Millionen DM. Also, die 
Berufung auf die Bahn zieht nicht. 

Nach dem Postverwaltungsgesetz kann auf die 
Ablieferung nicht verzichtet werden. Die Abliefe-
rung ist gesetzlich vorgeschrieben. 

Nun haben Sie ,als eine der Maßnahmen neben 
derjenigen der Einsetzung der Sachverständigen-
kommission und neben der Gebührenerhöhung — 
das ist auch ein solcher Mangel in der Argumenta

-

tion, daß die Gebührenerhöhung immer als ,alleinige 
Maßnahme herausgestellt wird, obwohl bereits eine 
Reihe von Maßnahmen eingeleitet worden sind — 
das Einfrieren des ablieferungspflichtigen Betrages 
bei der Post auf 520 Millionen DM  im laufenden und 
im nächsten Haushaltsjahr erwähnt. Herr Kollege 
Erler, Sie haben sehr richtig gesagt, daß dieses Ein-
frieren ebensowenig wie ein Verzicht auf die  Post-
abgabe von mir oder durch Beschluß der Bundes-
regierung angeordnet werden kann. Sie  haben auf 
§ 19 des Haushaltsgesetzentwurfs für 1965 hingewie-
sen, worin ich diese Maßnahme, die von Bundesrat 
und Bundestag sanktioniert werden muß, vorge-
schlagen habe. Sie  haben mit Recht ,auch erwähnt, 
daß im Laufe des Herbstes leine gesetzliche Maß-
nahme eingeleitet werden muß, um den ,abliefe-
rungspflichtigen Betrag schon im laufenden Jahr auf 
520 Millionen DM einzufrieren. Das haben Sie sehr 
richtig dargestellt; aber Sie haben den Inhalt des 
§ 15 des Postverwaltungsgesetzes nicht richtig dar-
gestellt, in  dem es heißt, daß die Post ihren Haus-
halt so aufzustellen und durchzuführen hat, daß sie 
die notwendigen Ausgaben aus ihren Einnahmen 
finanzieren kann. Die Bundespost kann den Haus-
haltsplan ,aber nicht durchführen, wenn sie im lau-
fenden Jahr ein Defizit von ca. 380 Millionen DM 
erwarten muß; da muß sie Vorschläge machen, wie 
sie das Defizit decken will. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Bitte schön. 

Dr. Eppler (SPD) : Herr Minister, da Sie von der 
Steuerfreiheit der Bundespost sprachen: Ist Ihnen 
klar, daß nach dem von Ihnen vorgelegten Entwurf 
über die Nettoumsatzsteuer an der Bundespost in 
jedem Fall, auch wenn sie nach dem Entwurf nicht 
direkt einbezogen ist, eine ganze Menge Steuer 
hängenbleibt? 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: Ich 
habe diese Frage nicht verstanden, Herr Kollege. 
Darf ich Sie bitten, sie zu wiederholen. 

Dr. Eppler (SPD) : Herr Minister, Sie haben einen 
Entwurf über die Nettoumsatzsteuer oder Mehr-
wertsteuer vorgelegt. Nach diesem Entwurf ist die 
Bundespost zwar nicht offiziell einbezogen; aber 
Sie wissen ganz genau, daß, ob sie drin ist oder 
nicht, eine Menge Steuer — ich schätze, etwa 4 bis 
5 % des Umsatzes, schon durch die Vorsteuern auf 
die Investitionen — an der Bundespost hängen-
bleibt. 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: Ich 
würde sagen, daß wir die Frage der Einbeziehung 
der Post in die Mehrwertsteuer jetzt nicht disku-
tieren sollten. Sie haben sonst recht, Herr Kollege; 
damit hat sich der Finanzausschuß des Bundestages 
bereits befaßt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine weitere Zwischenfrage? 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Bitte schön. 

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU) : Ist es nicht 
umgekehrt, Herr Minister: Wenn die Post der Mehr-
wertsteuer unterläge, blieben eben die Steuern bei 
der Post nicht hängen, wie eben Herr Kollege Eppler 
erwähnte. Und ist es überhaupt zweckmäßig, die 
ganze Frage der Ablieferungspflicht jetzt in die Er-
örterung einzubeziehen, wo die Unterwerfung der 
Bundespost unter die Mehrwertsteuer in ihrem 
eigenen Interesse das Problem möglicherweise in 
einem ganz anderen Licht erscheinen läßt? 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: Das 
ist ein außerordentlich wichtiges Problem, meine 
Damen und Herren, mit dem sich die Sachverstän-
digenkommission wird befassen müssen: Wie soll 
zweckmäßigerweise die Struktur der Deutschen 
Bundespost aussehen? Wie muß insofern das Post-
verwaltungsgesetz geändert werden? Wir alle war-
ten darauf, daß das Ergebnis der Arbeit der Kom-
mission eine günstigere Struktur der Bundespost 
sein wird als die heutige. Aber die Einsetzung der 
Kommission muß als eine Maßnahme zur Klärung 
der Lage unter allen Umständen mitgenannt wer-
den. Es darf nicht allein von der Gebührenerhöhung, 
sondern es muß auch von der Einsetzung dieser 
Kommission gesprochen werden. Die beiden Frage-
steller haben die Wichtigkeit schon durch ihre Fra-
gen zum Ausdruck gebracht. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich, nach-
dem es in der Debatte eben zuletzt etwas durch-
einandergegangen ist, den Versuch unternehmen, 
zusammenzufassen. 

Erstens. Die Bundespost ist nach § 15 des Post-
verwaltungsgesetzes gezwungen, ein bei ihr ent-
stehendes Defizit durch Einnahmen auszugleichen. 

Zweitens. Der Bundeshaushalt ist nach ausdrück-
licher Vorschrift des Postverwaltungsgesetzes nicht 
in der Lage, zu helfen. Er darf gar keine Zuschüsse 
leisten. Es bleibt gar nichts anderes übrig, als andere 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Lage der Post in 
'Ordnung zu bringen. 
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Die erste Maßnahme als Sofortmaßnahme, die — 

entgegen den Ausführungen von Herrn Kollegen 
Erler — wegen des § 15 des Postverwaltungsgeset-
zes nicht zu umgehen war, ist eine Gebührenerhö-
hung, um die Defizite 1964 und 1965 auszugleichen, 
um ohne Defizit arbeiten zu können, bis die Sach-
verständigenkommission ihr Gutachten erstattet hat. 
Wenn das Parlament etwas tun will, so sollte es der 
Sachverständigenkommission klarmachen, daß sie 
schnell arbeiten muß. Ich kann es nicht ganz über-
sehen, wie lange die Kommission wird arbeiten 
müssen. Verschiedene Mitglieder der Kommission 
haben gesagt: Das wird ein Jahr oder länger dau-
ern. Ich bin der Meinung, das muß schneller er-
folgen, 

(Beifall bei der FDP) 

wir müssen von der Sachverständigenkommission 
schnelle Entscheidungen haben. 

Eine weitere Maßnahme: Um der Bundespost un-
gefähr 230 Millionen DM Entlastung zu verschaffen, 
soll auf die Teile der Postablieferung aus der Ge-
bührenerhöhung verzichtet werden. Die Bundes-
regierung ist der Meinung, daß die sicher unpopu-
läre Gebührenerhöhung nicht auch noch zu einer 
Erhöhung des Ablieferungsvolumens führen sollte. 
Ich wäre dankbar, wenn der Vorschlag im Haushalts-
gesetz 1965 und die Vorlage, die ich für 1964 noch 
machen werde, vom Parlament möglichst rasch be-
schlossen würden, damit das Einfrieren auf 520 Mil-
lionen DM in 1964 und 1965 wirklich sichergestellt 
ist. 

Ich habe als weitere Maßnahme vorgesehen, der 
Deutschen Bundespost zur Überbrückung in den 
Jahren 1965 und 1966 durch Übernahme des Schul-
dendienstes und der Amortisation je eine Anleihe 
von 300 Millionen DM zu ermöglichen, so daß der 
Bundespost weitere 600 Millionen DM zufließen 
werden. 

Die fünfte Maßnahme betrifft die Ausgleichs-
forderungen aus der Währungsumstellung. Wir 
haben die Absicht, der Bundespost auch insoweit 
eine Entlastung zu verschaffen, die auf etwa 330 Mil-
lionen DM beziffert werden kann, so daß im Laufe 
der nächsten Jahre der Post insgesamt etwa 1,1 Mil

-liarden DM zusätzlich zur Verfügung stehen werden. 

Eine Rolle gespielt hat in der letzten Zeit auch 
die Schaffung eines Leertitels für Privatisierungs-
erlöse. Ich habe den Gedanken, einen Leertitel in 
den Haushalt einzusetzen, damit für den Fall, daß 
Privatisierungserlöse für diesen Zweck zur Ver-
fügung stehen, eine Auffangschale vorhanden ist 
und auch stets daran erinnert wird, daß das Unter-
nehmen „Bundespost" als Sondervermögen des 
Bundes auch auf diesem Wege eventuell Kapital 
zur Verfügung gestellt bekommen könnte. — Bitte 
schön, Herr Kollege. 

Cramer (SPD) : Herr Minister, bezieht sich die 
Zahl von 330 Millionen DM für die Ausgleichsfor-
derungen auf ein Jahr oder auf mehrere Jahre? 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: Das 
bezieht sich selbstverständlich auf mehrere Jahre. 

Cramer (SPD) : Auf wieviel?  

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: Das 
kann ich Ihnen im Augenblick noch nicht sagen. Wir 
sind bei der Ausarbeitung. Es wird natürlich eine 
geraume Zeit dauern. Aber immerhin, wenn die 
Post eine solche Zusage bekommt und wenn das 
effektuiert wird, ist es gut. In dieser Zeit sollte die 
Sachverständigenkommission, in der nicht nur Pro-
fessoren oder Postbeamte sitzen, sondern auch 
Wissenschaftler und Betriebswirtschaftler, möglichst 
schnell das Unternehmen „Bundespost" im ganzen 
prüfen. 

Dabei geht es nicht allein um die Einnahmeseite, 
also um die Gebühren, sondern es geht auch um die 
Ausgabenseite, und, das glaube ich hier in aller 
Offenheit sagen zu müssen, auch die Investitions-
pläne der Bundespost, die gewaltige Höhen haben 
und immer weiter steigen, müssen betriebswirt-
schaftlich betrachtet werden, um festzustellen, ob 
alles wirklich im Rahmen der Entwicklung möglich 
ist. Auch die Gebührenseite soll geprüft werden. 
Ich kann mir z. B. durchaus vorstellen, daß wir in 
einem halben Jahr oder vielleicht in einer etwas 
längeren Zeit — was weiß ich; es kommt hier wirk-
lich entscheidend auf die Sachverständigenkommis-
sion an — Vorschläge für Gebührenveränderungen 
nach oben oder nach unten und möglicherweise auch 
Vorschläge bekommen, die z. B. dahin gehen, daß 
die Bundespost Geschäftszweige aufgeben soll, die 
zu teuer sind, die in der heutigen Zeit nicht be-
zahlt werden können. Das letzte, was die Sachver-
ständigenkommission wird prüfen müssen, wird die 
Struktur der Bundespost an sich sein. Ist es wirklich 
richtig, dieses Unternehmen in der heutigen Form 
fortzuführen, oder gibt es vielleicht eine bessere 
Form? 

Um die Zeit für diese Arbeit zu schaffen, damit 
die Sachverständigenkommission gründlich, aber 
schnell — das wäre meine dringende Bitte, die ich 
vielleicht im Namen aller an die Kommission richten 
darf — alle diese Dinge prüfen kann, sind die von 
mir skizzierten Maßnahmen einschließlich der 
Gebührenerhöhung eine absolute Notwendigkeit. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, infolge einer interfraktionellen An-
regung unterbreche ich die Sitzung bis 18 Uhr. 

(Zurufe: Bis 18 Uhr?) 

— Es ist so vereinbart. Ich hoffe, daß die Fraktionen 
sich strikt daran halten und daß das Haus pünktlich 
weiterverhandeln kann. 

Die Sitzung ist bis 18 Uhr unterbrochen. 

(Unterbrechung der Sitzung von 16.56 Uhr 
bis 18.05 Uhr.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, wir fahren in der unterbrochenen Sitzung 
fort. 

Das Wort zur Aussprache hat der Abgeordnete 
Dr.  Schmidt  (Wuppertal). 
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Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU) : Herr Prä-
sident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Seit ich mich mit Finanzpolitik beschäftige — und 
das tue ich seit meiner Studentenzeit —, weiß ich, 
daß Defizite eine scheußliche und unangenehme 
Sache sind. 

(Zurufe von der SPD.) 

Sie sind deshalb so scheußlich und unangenehm, 
weil sich immer wieder die Hoffnung zerschlägt, es 
könnte irgendwo noch ein Weihnachtsmann sein, 
dem man die Deckung für das Defizit aus der Tasche 
ziehen kann. Das Defizit ist also offenbar eine ganz 
harte Angelegenheit und sucht einen, der es bezahlt. 
Vor dieser Tatsache stehen wir auch in  diesem Fall. 

Herr Kollege Erler, Sie haben begreiflicherweise 
den Gesichtspunkt des Maßhaltens in  den  Vorder-
grund gestellt. Ich verstehe das, und ich würde an 
Ihrer Stelle sicherlich das gleiche getan haben. Aber 
sind Sie nicht mit mir der Auffassung, daß wir, wenn 
wir von Maßhalten sprechen, auch einen Maßstab 
haben müssen, an dem wir dieses Maßhalten messen 
können? 

(Abg. Erler: Preisstabilität!) 

— Die Preisstabilität allein reicht dazu nicht aus, 

(Abg. Erler: Hört! Hört!) 

sondern entscheidend ist der Ausgangspunkt. Darf 
ich Ihnen das an einem kleinen Beispiel klarmachen. 

Der Brief — es handelt sich um die Postgebühren, 
die wir hier zu verhandeln haben — kostete 1871 in 
Deutschland 10 Pfennig. 1871 bekam der Brief-
zusteller ein Jahresgehalt von 600 Mark. Der Brief 
kostet heute 20 Pfennig, und der Briefzusteller be-
kommt heute ein Gehalt, das etwas über 6000 Mark 
liegt. 

(Zuruf von der SPD: „Viel zu hoch"!) 

Das ist nicht bedeutend, meine Damen und Herren. 
Aber ich meine, wenn die Kosten der Dienstleistung 
seit 1871 um mehr als 1000 0/o gestiegen sind, dann 
müßten wir doch zum mindesten z. B. sagen können: 
Wenn eine Bundesregierung nicht daran denkt, das 
Briefporto von 20 etwa auf 25 oder 30 Pfennig zu 
erhöhen, dann hat sie in einem unerhörten Maße 
maßgehalten, ganz unabhängig von dem, was sonst 
etwa geschehen ist.  

Meine Damen und Herren, ich will damit im 
Augenblick gar nicht zu der Frage Stellung nehmen, 
ob man das Briefporto hätte erhöhen sollen oder 
erhöhen müssen. Ich glaube, diese Frage brauche 
ich heute im Rahmen meiner Gesamtdarstellung gar 
nicht zu erheben. Aber ich will daran nur klar-
machen: Diese Parole mit dem Maßhalten, meine 
Damen und Herren, ist also irgendwie eine frag-
würdige Sache. 

(Lautes, stürmisches, anhaltendes Lachen 
und Händeklatschen bei der SPD.) 

Meine sehr verehrten Kollegen — — 

(Fortdauerndes Lachen und Unruhe 
bei der SPD.) 

— Merken Sie eigentlich nicht, meine sehr verehr

-

ten Kollegen von der Sozialdemokratie, daß Sie sich 
jetzt selber aber in jeder Hinsicht entblößt haben? 

(Erneutes Gelächter bei der SPD.) 

Ich habe nämlich Ihren Begriff vom Maßhalten ge-
meint 

(stürmisches Gelächter bei der SPD) 

und nicht den Begriff des Maßhaltens, wie er billi-
gerweise und anständigerweise unter honorigen 
Leuten angewendet werden kann. 

(Fortgesetztes Lachen bei der SPD. — Ver

-

einzelter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, wenn Ihnen also in die-
sem Zusammenhang eine Lektion erteilt wird über 
das, was Maßhalten nach Ihren Begriffen ist, im 
Vergleich zu dem, was Maßhalten nach den Begrif-
fen der Bundesregierung ist, 

(erneutes Gelächter bei der SPD) 

dann wollen wir uns mal über die kommunalen 
Versorgungs- und Verkehrsbetriebe 

(Zurufe von der SPD: Aha!) 

in jenen Städten unterhalten, in denen Sie die Ver-
antwortung tragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, ich hätte das gar nicht 
vorgebracht, 

(anhaltende Unruhe) 

wenn Sie nicht durch die Art und Weise Ihres lang-
anhaltenden Lachens 

(erneutes Lachen bei der SPD) 

die Debatte hier auf ein Niveau brächten, 

(wiederholtes Gelächter und Zurufe links) 

das der Sache selber einfach unwürdig ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die kommunalen Verkehrsbetriebe, meine Damen 
und Herren, sind deshalb ein echtes Vergleichsob-
jekt, weil es sich dabei auch um öffentliche Sonder-
vermögen mit Monopolcharakter handelt, um 
Unternehmen, die gemeinwirtschaftlichen Charakter 
auch nach Ihrer Vorstellung haben sollen, und um 
Unternehmen, die auch nach Ihrer Vorstellung eine 
Ablieferungspflicht zu erfüllen haben, nämlich in 
Gestalt der Konzessionsabgabe. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich nehme jetzt nicht den Vergleich von 1871 und 
1964. 

(Unruhe bei der SPD. — Zuruf links: Das 
ist schon viel wert!) 

Ich nehme auch nicht den Vergleich, den ich gleich 
in anderem Zusammenhang anwenden werde, von 
1950 auf 1964. Ich gehe von dem aus, was da von 
1958 bis zum Jahre 1964 geschehen ist. Ich greife — 
das möchte ich ausdrücklich sagen — diese Städte 
und diese Verkehrsunternehmen in diesem Augen-
blick in gar keiner Weise an. 

(Zurufe und Unruhe bei der SPD.) 
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Ich lasse das dahingestellt. Ich mache Sie nur mit 
einem Faktum vertraut, um Gelegenheit zu bekom-
men, mit Ihnen auf einer sachlichen, vernünftigen 
und seriösen Basis überhaupt diskutieren zu kön-
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber es geht nicht so einfach, meine Damen und 
Herren, wie Sie glauben. Wenn hier  schon von 
einem Defizit geredet werden muß, so muß jemand 
gefunden werden, der es bezahlt. Das nämlich ist 
der Gebührenschuldner oder der Steuerschuldner. 
Eine dritte Möglichkeit gibt es nicht, wenn wir und 
soweit wir nicht rationalisieren können. 

Wenn wir in dieser Lage sind, dann darf ich doch 
gebührend darauf aufmerksam machen, daß z. B. 
Hamburg den Verkehrstarif von 35 Pf im Juni 
1958 auf 1964 um 42,9 % erhöht hat, nämlich auf 
50 Pf. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU. — Lachen 
bei der SPD. — Abg. Seuffert: Und Bonn?) 

— Ach verzeihen Sie, ich brauche ja gar nicht von 
Bonn zu reden. Ihr Gelächter — — 

(Erneutes Lachen bei der SPD) 

— Ihr Gelächter hat es doch notwendig gemacht, auf 
Unternehmungen hinzuweisen, die Sie als kommu-
nale öffentliche Unternehmungen verantwortlich 
führen, meine Herren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Zum Beispiel Hannover 

(Zuruf von der SPD: Bonn!) 

erhöhte — — 

 (Fortgesetzte Zurufe: Bonn!) 

— Meine Damen und Herren, ich unterstelle, daß 
Bonn in der gleichen Weise erhöht hat. 

(Zurufe von der SPD: Aha!) 

Ich unterstelle das.  Meine Damen und  Herren, ich 
frage Sie  nur,  

(Zuruf von der SPD: Wie es in Bonn ist!) 

was Sie da, wo Sie bei öffentlichen Unternehmungen 
mit Abgabepflicht, mit gemeinwirtschaftlicher Ver-
pflichtung verantwortlich zu handeln haben, in  der 

 kurzen Zeit von 1958 bis 1964 getan haben. 

(Beifall bei den  Regierungsparteien.) 

In Hannover Juni 1958: Der  Fahrpreis 30 Pf, Juni 
1964 50 Pf, eine Erhöhung um 66,7 %. 

(Zuruf von der SPD: Noch besser in Bonn!) 

Das gleiche isst in  Stuttgart,  das  gleiche in München 
und in vielen anderen Städten der  Fall. 

(Zuruf von der SPD: In Koblenz auch!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter, 
hier wird eine Zwischenfrage gewünscht; erlauben 
Sie sie? 

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU) : Bitte. 

Marquardt (SPD) Herr Kollege, ist Ihnen ent-
gangen, daß die Hannoverschen Verkehrsbetriebe 
eine Aktiengesellschaft sind, die sich im Bundes-
besitz befindet? 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU) : Ich hätte 
noch wenigstens 20 sozialistische Städte anführen 
können, in denen von Maßhalten nach den Maß-
stäben, die Herr Erler gesetzt hat, jedenfalls nicht 
die Rede gewesen ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage? 

Matthöfer (SPD) : Herr Kollege, hat nicht die 
Preisentwicklung auch etwas mit den Produktivitäts-
wachstumsraten zu tun? 

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU) : Ja, selbst-
verständlich, nur hat Herr Kollege Erler es in seinen 
Ausführungen unterlassen, das in gebührender 
Sachlichkeit zum Vortrag zu bringen. 

Matthöfer (SPD) : Herr Kollege — wenn ich 
meine Frage zu Ende führen darf —, können Sie uns 
etwas über die unterschiedlichen Wachstumsraten 
in den Verkehrsbetrieben und im Telefonverkehr 
sagen? 

(Beifall bei der SPD.) 

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU) : Ich glaube, 
daß das Produktivitätswachstum nicht sehr unter-
schiedlich ist. 

(Zuruf von der SPD: Haben Sie eine 
Ahnung!) 

Jedenfalls ist grundsätzlich die Problemlage hier 
und dort höchstens graduell, aber nicht prinzipiell 
voneinander verschieden. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Meine Damen und Herren, ich habe in den Aus-
führungen des Herrn Kollegen Erler eines mit aus-
gesprochenem Mißbehagen vernommen. Ihre Frak-
tion hat in diesem Hause wiederholt sehr strenge 
Legalitätsdebatten geführt, insbesondere im Hinblick 
auf einen Ausdruck, der von der Ministerbank aus 
in einer Art von Spontaneität gebraucht wurde. 

(Lachen bei der SPD. — Zuruf von der SPD: 
Lassen Sie doch mal den armen Höcherl in 

Ruhe!) 

Wie jetzt der Begriff der Legalität von Ihnen ge-
braucht wurde, hat mich doch außerordentlich in Er-
staunen versetzt. Sie haben nämlich hier schlicht 
und einfach davon gesprochen, daß wir nicht über 
die Zwirnsfäden des geltenden Rechts stolpern 
sollten. 

(Zurufe von der SPD: Na, na!) 

— Wörtlich, wörtlich! Herr Erler, das habe ich mir 
so notiert. 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU) : Bitte schön. 

Erler (SPD) : Sind Sie bereit, davon Kenntnis zu 
nehmen, daß nach dem gerade jetzt bei mir zur 
Korrektur vorliegenden Stenogramm der Satz wie 
folgt lautet: 

Wir wollen also nicht etwa über Zwirnsfäden 
stolpern und meinen, die Bundesregierung sei 
heute rechtlich gezwungen, die Gebührenerhö-
hung durchzusetzen, weil sie auf der Erhebung 
der Abgabe der Bundespost für das Jahr 1964 
in vollem Umfange bestehen müsse. 

(Zuruf von der Mitte: Also!) 

Da steht also weder etwas drin von Legalität noch 
von Zwirnsfäden der Legalität, sondern dann kommt, 
welche Rechtsgrundlagen geschaffen werden müs-
sen, damit die Bundesregierung von der Abführung 
auch am Abschluß des Rechnungsjahres absehen 
kann. 

(Zuruf von der SPD: Das steht alles drin!) 

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU) : Herr Erler, 
ich bin durchaus bereit, das Protokoll so entgegen-
zunehmen, wie Sie 'es jetzt vorgelesen haben. Ich 
glaube nur, daß an dem Sinn ,der Sache nichts We-
sentliches geändert wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Meine Aufgabe wird es jetzt sein, Ihnen, Herr Kol-
lege Erler, gerade nachzuweisen, daß wir im Jahre 
1953 

(Zuruf von der SPD: Schon lange her!) 

gegen die Stimmen der  Kommunisten mit Ihnen 
eine sehr wesentliche Regelung getroffen haben, an 
der wir, jedenfalls solange das Gesetz in Kraft ist, 
nicht vorbeikommen können. Da kann also auch keine 
Rede von Zwirnsfäden sein, über die wir möglicher-
weise stolpern könnten. Zunächst einmal hat dieses 
Parlament im Jahre 1953 einen wesentlichen Auf-
trag erteilt und eine wesentliche substantielle Re-
gelung getroffen. Ob sich dieses Parlament zu die-
sem Gesetz, solange es in Kraft ist, Herr Erler, 
weiter bekennt oder nicht bekennt — — 

(Abg. Seuffert: Oder es ändern will!) 

— Verzeihen Sie,  bis  zur Stunde liegt kein Ände-
rungsantrag der SPD vor. 

(Sehr richtig! bei der  CDU/CSU.) 

Sie hätten die Chance gehabt, die  Aussprache in 
dieser Sondersitzung an irgendeinem Punkt des 
Gesetzes aufzuhängen, also ,an einem echten Ände-
rungsantrag. Das haben Sie nicht getan. Statt des-
sen haben Sie einen Antrag auf Rückgängigmachung 
gestellt. Ich möchte Ihnen nachweisen, daß dieser 
Antrag einfach unzulässig ist,  

(Beifall bei der CDU/CSU) 

unzulässig im Sinne des von Ihnen beschlossenen 
Gesetzes. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der 
Herr Bundesfinanzminister und der Herr Bundes-
postminister sind schon kurz auf die Rechtslage 
eingegangen. Aber gestatten Sie mir, daß ich das 
jetzt auch mit Rücksicht auf diese Kontroverse et-
was ausführlicher tue. Meine Damen und Herren, 
wir haben uns nämlich ganz schlicht, und zwar 
durch das Postverwaltungsgesetz, der Befugnis be-
geben, in diesem Hause über die Einnahmen, ins-
besondere über die Gebührenbemessung, zu b e-
schließen. Wir haben damals mit Ihnen gegen die 
Stimmen der  Kommunisten — es ist hochinteres-
sant, was Herr Renner in diesem Zusammenhang 
vorgetragen hat, der sich ganz massiv — — 

(Zuruf von der SPD: Was soll das?) 

— Ich habe das alles nachgelesen. Ich habe auch 
nachgelesen, was Ihre Herren damals zu dieser Ge-
setzesmaterie gesagt haben. Damals war Herr Ren-
ner der, der die Bundesverwaltung Post mit der 
Finanzierung aus dem Bundeshaushalt gewollt hat. 

 Das ganze Haus hat sich damals in scharfer Debatte 
davon abgesetzt und hat gesagt: Wir haben seit 
1924 eine Tradition  des  Sondervermögens Post mit 
ganz konkreten und bestimmten Vorstellungen. — 
Diese Regelung ist 1953 reformiert und bestätigt 
worden. 

Was haben wir getan? Wir haben damals einen 
Verwaltungsrat eingesetzt, der anders zusammen-
gesetzt ist als dieses Parlament, dem ein starker 
wirtschaftlicher und gewerkschaftlicher Faktor bei-
gesellt ist. Wir haben gesagt: dieser Verwaltungs-
rat soll zunächst entscheiden; dann aber, wenn eine 
Differenz zwischen dem Postminister und dem Ver-
waltungsrat entsteht und der Postminister das, was 
der Verwaltungsrat beschließt, nicht mitverantwor-
ten kann und will, hat er eine Vorlage an die Bun-
desregierung zu machen, und die Bundesregierung 
entscheidet dann innerhalb von vier Wochen end-
gültig. Meine Damen und Herren, das ist hier pas-
siert. Aber nirgendwo steht, daß es nun gegen die 
Entscheidung der Regierung einen Rekurs gäbe, 
etwa einen Rekurs dieses Hauses. Es steht auch 
nirgendwo, daß etwa dieses Haus zu unterrichten 
sei oder daß die Bundesregierung diese Maßnahme 
etwa vor diesem Hause zu rechtfertigen habe. Das 
hatte nämlich seinen guten Sinn. Man hatte damals 
wie auch im Jahre 1924 von der Post die Vorstel-
lung, daß sie elastisch sein müsse, daß sie ein wirt-
schaftliches Unternehmen sein müsse, daß sie nach 
kaufmännischen und betriebswirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten geführt werden müsse und daß sie 
vor allem verfahrensmäßig elastisch sein müsse, daß 
sie sich den veränderten wirtschaftlichen Verhältnis-
sen anpassen müsse. 

Herr Kollege Cramer z. B. hat das damals ein-
schließlich der Ablieferungspflicht in der Debatte 
ausdrücklich hervorgekehrt. Ich könnte Ihnen die 
Worte hier vorlesen. Ich will es der Kürze der Zeit 
halber nicht tun. Herr Schoettle ist ihm nachher bei-
getreten und hat gesagt: Es ist in der Tat ein wirt- 
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schaftliches Unternehmen, und wir wollen, daß es 
wirtschaftlich geführt werde, wir wollen es auch mit 
der Ablieferungspflicht geführt haben. 

Auch ich rechne mich zu den Mißvergnügten, 
nicht nur weil es schwierig und unangenehm ist, 
ein Defizit zu decken, sondern auch weil ich durch 
die Reaktion der öffentlichen Meinung, eine Reak-
tion bis in meine Familie und in die Auseinander-
setzung kleinster Kreise hinein, praktisch den Kopf 
hinhalten soll für eine Entscheidung, für die ich gar 
nicht zuständig bin, die ich gar nicht getroffen habe, 
über die ich nicht einmal informiert worden bin, die 
ich letzten Endes aus der Zeitung entnommen habe. 
Meine Damen und Herren, wir sind nämlich alle 
miteinander, die wir hier sind, überfordert, 

(Zuruf von der SPD: Überfahren!) 

überfordert deshalb, weil wir uns einen Schuh an-
ziehen sollen, der nach unserem eigenen Willen von 
1953 gar nicht auf uns zugemessen ist und der uns 
nicht paßt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich vermag beim besten Willen nicht einzusehen, 
daß jedenfalls die Fraktionen der Regierungskoali-
tion sich diesen Schuh anziehen sollen. Daß eine 
Opposition, insbesondere ein Jahr vor dem Wahl-
kampf, der Regierung in die Speichen fährt, verstehe 
ich. Aber ich verstehe niemals, daß einer unter uns 
innerhalb der Regierungsfraktionen, der selbstver-
ständlich wie ich mißvergnügt ist, der selbstver-
ständlich wie ich es besser weiß als die Regierung 
— ich weiß es auch besser; ich hätte es wahrschein-
lich anders gemacht —, 

(Aha-Rufe von der SPD) 

wegen dieses Mißvergnügens und wegen dieser 
Besserwisserei etwa der Regierung in die Speichen 
fahren könnte. Hier hat die Regierung zu stehen 
für das, was sie unpopulärerweise, höchst unange-
nehmerweise, höchst unerfreulich in den Konse-
quenzen auf sich genommen hat, damit das Unter-
nehmen der Post sich in sich finanziert und sich ge-
sund weiterentwickelt. 

(Abg. Seuffert: Haben Sie jetzt über Herrn 
Strauß geredet?) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Herr Kollege Cra-
mer möchte eine Zwischenfrage stellen. 

Dr.  Schmidt  (Wuppertal) (CDU/CSU) : Bitte schön, 
Herr Kollege Cramer! 

Cramer (SPD) : Herr Kollege, ist es richtig, daß 
das Postverwaltungsgesetz von 1953 der Bundes-
regierung eine Mitwirkung gibt? 

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU) : Ja, eine 
Mitwirkung insofern, als die Bundesregierung selbst-
verständlich den Bundesposthaushalt vorzulegen hat 
und sie die letzte zuständige Stelle oberhalb des 
Verwaltungsrates ist. 

Cramer (SPD) : Ganz richtig! Und die zweite 
Hälfte der Frage: Ist es nun richtig, daß der Bundes

-

tag das Tun und Lassen der Bundesregierung zu 
kontrollieren hat? 

Dr. Schmidt (Wuppertal) (CDU/CSU) : Verzeihen 
Sie, selbstverständlich haben wir auf allen Gebieten 
die Bundesregierung zu kontrollieren. 

(Abg. Cramer: Das tun wir ja!) 

— Nein, das ist ein Unterschied zu der allgemeinen 
Kontrolle. Darauf läuft nämlich meine ganze Argu-
mentation hinaus, verehrter Herr Kollege Cramer. 
Wenn wir die Bemessung der Gebühren aus diesem 
Hause an die Regierung delegiert haben, dann ent-
scheidet die. Was wir dann zu kontrollieren haben 
— und das ist der Grundgedanke dessen, was ich 
hier ausführen möchte —, ist zweierlei. Wir haben 
zu prüfen, ob die Regierung sich im Rahmen des 
Gesetzes verhalten hat, und zweitens haben wir im 
Rahmen der Kontrolle zu prüfen, ob der Ermessens-
spielraum, den das Gesetz der Regierung gibt, in 
sorgfältiger Weise gebraucht worden ist oder ob 
hier ein Mißbrauch des Ermessens vorliegt. 

Das sind die beiden Teile, Herr Kollege Cramer, 
mit denen ich mich beschäftigen werde. Ich bedanke 
mich in aller Form, daß Sie mir Gelegenheit gegeben 
haben, Ihnen bereits die Disposition meiner Rede 
darzulegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Seuffert: 
Wir sind doch keine Kommunalaufsicht! Da

-

zu muß auch die Politik etwas sagen!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn 
wir das Postverwaltungsgesetz ansehen und insbe-
sondere die Kernbestimmung des § 15 über die 
Haushaltsführung, dann müssen wir uns vor Augen 
führen, daß diejenigen, die  das Gesetz damals ge-
macht haben — ich habe ja damals diesem Hohen 
Hause noch nicht angehört; aber viele von Ihnen, 
auf allen Seiten, haben ihm angehört —, bestimmten, 
daß die Bundespost die zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
und Verpflichtungen notwendigen Ausgaben aus 
ihren Einnahmen zu bestreiten hat.  Das ist die Auf-
gabe der Bundespost. Zuschüsse aus der  Bundes-
kasse werden nicht geleistet. Meine Damen und Her-
ren, ich halte das nicht für einen Zwirnsfaden, etwa 
im Sinne von Herrn Erler, sondern für einen der 
fundamentalsten Grundsätze der Poststruktur über-
haupt. Wir können über alles reden, wenn von der 
Regierung, wenn aus der  Initiative des Hauses, etwa 
aus meiner Fraktion im Sinne der Entschließung, die 
sie vorgelegt hat, oder aus Ihnen Reihen (zur SPD) 
etwa eine Änderung dieses Grundsatzes vorgelegt 
wird. Dann werden wir kämpfen müssen, dann wer-
den wir uns die Tragweite, was  das  bedeutet, klar-
machen müssen. Damals jedenfalls hat die Vorstel-
lung bestanden, die auch die zwanziger Jahre be-
herrscht hat, daß die Post ein rentables Unterneh-
men, ein wachsendes Unternehmen sein müsse, das 
nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten geführt wer-
den müsse und für das, wie ich gleich darlegen 
werde, nicht Zuschüsse des Bundes, sondern im Ge-
genteil eine Ablieferung an den Bund vorgesehen 
werden müsse. Darüber, meine Damen und Herren, 
kann man nicht so leicht hinweggehen. Es  ist sehr 
einfach, und ich bedauere es, daß auch aus meinen 
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Reihen ,allzu viele allzu schnell auf eine durchaus 
verständliche, auf eine populäre Kritik eingegangen 
sind und gesagt haben: Nun ja, wenn es nicht über 

 die Gebühren geht — irgendwo muß es ja herkom-
men, dann mag der Steuerzahler herhalten, also  der 

 Bundeshaushalt. Meine Damen und  Herren, das ist 
zu einfach. Zunächst lassen Sie uns versuchen, dem 
Gesetz, dem wir verpflichtet sind, solange es be-
steht, Rechnung zu tragen. 

Nun kommt der entscheidende Satz im § 21, näm-
lich daß die Deutsche Bundespost von ihren jähr-
lichen Betriebseinnahmen Ablieferungen an den 
Bund zu leisten hat, und zwar bei 2 Milliarden DM 
und mehr 62 /3 v. H. Meine sehr verehrten Kollegen, 
ich bin selbst kein Postmann, ich beschäftige mich 
praktisch mit  der  Post seit gestern mittag. 

(Heiterkeit bei der SPD — Zuruf von der 
SPD: Das merkt man!) 

Im übrigen bin ich genauso wie Sie allein informiert 
aus der  Presse und aus den  Veröffentlichungen, die 

 uns sonst allgemein zugänglich gemacht worden 
sind. Aber seit gestern mittag beschäftige ich mich 
nun sehr eingehend mit dieser Frage. 

(Zuruf von der SPD: Das reicht noch nicht!) 

— Verzeihen Sie,  natürlich reicht das nicht. Die Hin-
tergründe dieser Problematik sind so, daß ich wohl 
weiß, daß ich mich Wochen und Monate damit be-
schäftigen müßte. Aber ich meine, da die meisten 
von uns, vielleicht außer den Mitgliedern des Post-
verwaltungsrats, hier total überfordert sind, weil 
sie ja andere Probleme in diesem Hause zu bearbei-
ten haben, müßte es immerhin im Sinne der über-
forderten Kollegen liegen, zu wissen, daß hier je-
mand steht und für die Sache der Post redet, der 
sich zumindest darum bemüht hat, den notwendi-
gen Gesichtspunkten sorgfältig und sachlich Rech-
nung zu tragen. 

Meine Damen und Herren, in diesem Rahmen 
habe ich mich mit der Frage der Ablieferungspflicht 
beschäftigt. Ich hatte geglaubt, sie sei erst 1953 ein-
geführt worden. Meine Damen und Herren, diese 
Ablieferungspflicht wurde schon im Jahre 1924 ein-
geführt, und damals auf der Gewinngrundlage. Jetzt 
werden Sie sagen: was waren das damals für ver-
nünftige Leute, die Gewinngrundlage zu nehmen! Ich 
weiß, daß auch aus meinen Reihen viele denken: 
ja, besser als der Umsatz ist doch der Gewinn. Meine 
Damen und Herren, damals war die Post ein ge-
winnbringendes Unternehmen, und zwar nicht in 
einem Wohlstandszeitalter, sondern in einer Zeit der 
schwersten sozialen und wirtschaftlichen Krisen. Da 
warf die Post Gewinn ab, da wurde sie so geführt, 
daß sie wirtschaftlich war. 

(Anhaltende große Heiterkeit bei der SPD.) 

— Wenn Sie fertig sind mit Ihrem Lachen, werde 
ich meine Ausführungen fortsetzen. — Lachen Sie 
ruhig weiter; ich kann noch eine ganze Weile war-
ten. 

Es ist aber hochinteressant, daß es über die Ab-
lieferungspflicht auf der Grundlage des Gewinnes 
so viel Streitigkeiten gab, daß die Post, damit ihr 
nicht zuviel abgenommen wurde, anregte, die Ab-

gabe auf 6 2/3 % des Umsatzes zu pauschalieren; 
selbstverständlich bei anderen Umsatzgrößen, als 
sie jetzt im Gesetz enthalten sind. 
So kam es im Jahre 1930, in einem der kritisch-

sten Jahre der Weimarer Republik, zu einer Rege-
lung, wie sie heute im Gesetz steht, nämlich einer 
62/3 -%-Ablieferung auf der Grundlage des Umsatzes. 
Damals auch insofern im Interesse des Reichshaus-
halts, als der Reichshaushalt in seiner kritischen 
Lage wissen wollte, was er denn überhaupt bei ab-
fallender Konjunktur möglicherweise aus dem 
Reichsposthaushalt erhalten könnte. 
So, meine Damen und Herren, kam es damals zur 

Ablieferung; und ich meine, eine Institution, die so 
alt ist und die durch so viele kritische und wirt-
schafts- und sozialpolitisch unterschiedliche Ent-
wicklungen ihre Position gewahrt hat, können wir 
nicht so einfach beseitigen. 
Ich habe soeben im Zusammenhang mit den kom-

munalen Versorgungsbetrieben auf die Konzessions-
abgabe verwiesen. Warum eigentlich sollte die Post 
nicht im Hinblick auf ihre Monopolsituation — zu 
etwa 70 bis 80 % hat die Post ein De-jure und De-
facto-Monopol — eine Konzessionsabgabe zahlen? 
Meine Damen und Herren, es wird so viel von 

Eigenkapital gesprochen; in den Entschließungen 
meiner Fraktion, in Ihren Anträgen kommt das zum 
Ausdruck. Das ist alles durchaus verständlich. Aber 
der Begriff „Eigenkapital" kommt im Postverwal-
tungsgesetz gar nicht vor. Dieser Begriff „Eigen-
kapital" stammt aus der Betriebswirtschaft. In 
einem privatwirtschaftlichen Unternehmen hat das 
Eigenkapital den Sinn, die Risiken des Unterneh-
mens aufzufangen. Das ist der eigentliche Sinn. Aber 
wenn man nun etwa meint, die Post als ein Unter-
nehmen, das — als Sondervermögen — gar nicht 
in Konkurs geraten kann, müsse im Sinne eines 
privatwirtschaftlichen Unternehmens ein Eigenkapi-
tal haben, dann möchte ich auch gebührend darauf 
hinweisen, daß dieses Eigenkapital betriebswirt-
schaftlich gesehen in gleicher Weise verzinst wer-
den muß wie Fremdkapital auch und daß zum minde-
sten der Geber des Eigenkapitals, nämlich der Eigen-
tümer Bund, einen Anspruch darauf hat, diese Zin-
sen zu erhalten. Insofern können Sie natürlich 
sagen: Diese Ablieferungspflicht hat etwa den 
Charakter einer Konzessionsabgabe, hat etwa den 
Charakter einer Abfindung der Eigenkapitalverzin-
sung; er hat möglicherweise auch den Charakter 
etwa des Ersatzes der gewährten Steuerfreiheit. 
Ich würde jedenfalls angesichts der Situation, daß 

wir den Entwurf eines Mehrwertsteuergesetzes vor-
liegen haben, nicht meinen, daß wir,  bevor wir die 
Mehrwertsteuer-Reform geklärt haben, dieses Pro-
blem etwa vorab entscheiden sollten. Oder glauben 
Sie im Ernst, man könnte der Post  die  Ablieferungs-
pflicht abnehmen und sie außerdem noch von der 
Mehrwertsteuer befreien — mit den Folgen, die uns 
soeben der Herr Kollege Eppler in einer Zwischen-
frage schon deutlich gemacht hat, 

(Zuruf von der SPD: Genau daran denken 
wir!) 

daß nämlich dann die Steuerbelastungen innerhalb 
der Post untergehen könnten, und zwar als Kosten 
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untergehen mit der Maßgabe, daß sie preissteigernd 
wirken und nicht abgewälzt werden würden. 
Meine Damen und Herren, soviel zur Abliefe-

rungspflicht, soviel zum Eigenkapital. 
Im Zusammenhang damit wird immer wieder von 

den betriebsfremden Lasten oder den politischen 
Lasten gesprochen. Gut; wir haben eine ganze Liste 
von solchen betriebsfremden Lasten. Wogegen ich 
mich aber wehre, ist, daß Sie die Post so ohne wei-
teres mit der Bundesbahn gleichsetzen, und das tun 
Sie auch in Ihrem Sachantrag. Meine Damen und 
Herren, die Lage der Bundesbahn und die Lage der 
Bundespost sind völlig unterschiedlich, und zwar 
zunächst einmal im Ausgangspunkt. 

(Abg. Seuffert: In Ihrem Antrag, Herr 
Schmidt, kommen die politischen Belastun

-

gen vor!) 

— Davon reden wir nicht; in Ihrem Antrag steht 
etwas von der Bundesbahn. 

(Abg. Seuffert: In Ihrem steht etwas von 
der politischen Belastung!) 

— Verzeihen Sie, ich rede ja im Augenblick von der 
politischen Belastung im Hinblick auf die Bundes-
bahn. Aber den Vergleich zwischen Bundesbahn und 
Bundespost hat unser Antrag nicht aufgenommen, 
weil wir uns klar darüber geworden sind, daß das 
zwei nicht ohne weiteres vergleichbare Größen sind, 
wie uns auch der Bundesfinanzminister heute mor-
gen in seiner Rede bereits dargelegt hat. Die Bun-
desbahn ist ein schrumpfendes Unternehmen, das in 
seiner ganzen Breite einem Wettbewerb ausgesetzt 
ist, und zwar einem harten Wettbewerb, nicht nur 
mit der Binnenschiffahrt, nicht nur mit dem Kraft-
verkehr, sondern auch im Hinblick auf wesentliche 
strukturelle Änderungen, die sich hier vollziehen. 
Ich darf nur darauf hinweisen, daß z. B.  Pipelines  zur 
Beförderung von Öl gebaut werden und in großem 
Umfange der Bahn die Transporte wegnehmen. Ich 
darf darauf aufmerksam machen, daß die Kohle am 
Ort der Produktion verstromt wird und dies die 
Wirkung hat, daß Kohle nicht mehr über die Bahn 
transportiert wird. Man könnte noch eine ganze 
Reihe von anderen Beispielen wählen. Jedenfalls ist 
hier eine spezifische Situation gegeben, die nicht so 
ohne weiteres auf die Bundespost übertragen wer-
den kann, die in einem vollen Maße am wirtschaft-
lichen Wachstum, an der Steigerung des Sozial-
produkts teilgenommen hat. 

Meine Damen und Herren, es gibt selbstverständ-
lich betriebsfremde Lasten. Wir werden uns darüber 
Gedanken machen müssen, wenn uns die Regierung 
einen Gesetzentwurf zur Änderung des Postverwal-
tungsgesetzes vorlegt, welcher Art diese betriebs-
fremden Lasten sind und inwieweit sie möglicher-
weise auf den Bund übernommen werden können. 
Aber 1953 gab es den Begriff der betriebsfremden 
Lasten auch; den gab es sogar schon in den zwan-
ziger Jahren. Denken Sie z. B. an den Begriff der 
Sozialtarife. Es ist eben die Frage, ob wir als 
Politiker eigentlich immer berufen sind, politische 
Preise, z. B. auch politische Gebühren, zu machen. 
Wenn wir das machen, entstehen nämlich zusätzliche 
politische Lasten, und wir torpedieren gerade das, 
was wir mit dem Gesetz von 1953 gewollt haben; 

wir wollten in die Post möglichst wirtschaftliche Ge

-

sichtspunkte und keine politischen Gesichtspunkte 
einschleusen. 

(Beifall der Abgeordneten in der Mitte.) 

Ich persönlich bin der Meinung — das haben Sie 
aus der Darstellung, die ich hier gegeben habe, er-
sehen —, daß sich die Bundesregierung jedenfalls 
formell und materiell im Rahmen des geltenden 
Rechts gehalten hat. 

Nun habe ich eigentlich zum Schluß nur noch die 
Frage aufzuwerfen: Hat die Bundesregierung von 
dem Ermessensspielraum, der ihr auf Grund des 
Postverwaltungsgesetzes gegeben ist, einen ange-
messenen Gebrauch gemacht? Meine Damen und 
Herren, im Postverwaltungsgesetz steht kein Wort 
davon, daß die einzelnen Dienstzweige etwa in sich 
in Einnahme und Ausgabe gedeckt sein müssen, son-
dern im Postverwaltungsgesetz steht als General-
grundsatz, daß Einnahme und Ausgabe miteinander 
zur Deckung zu bringen sind, aber nicht einzelne 
Dienstzweige. Insofern hatte die Bundesregierung 
die Freiheit, den einen Dienstzweig auszulassen und 
den anderen Dienstzweig stärker zu belasten, diese 
Freiheit hatte sie. Ob uns das paßt, ob mir das paßt, 
ob das nun in dem Sinne vertretbar ist, daß es 
populär ist, diese Frage, meine Damen und Herren, 
sollten wir, glaube ich, erst gar nicht an uns ziehen, 
jedenfalls nicht innerhalb der Regierungskoalition, 
sondern wir sollten nur fragen, ob mit dieser Maß-
nahme, die die Regierung dem Gesetz gemäß ge-
troffen hat — ganz unabhängig davon, ob sie uns 
in ihren Einzelheiten paßt — einen vernünftigen 
Gebrauch von ihrem Ermessen gemacht hat. Da 
meine ich, die wirtschaftliche Begründung, die sie 
gibt, verdient Beachtung. Nämlich Angebot und 
Nachfrage sind gerade auf dem Fernsprechsektor 
weit auseinandergeraten. Wir haben Hunderttau-
sende von Gesuchen um Neuanschlüsse, und dies 
angesichts der Tatsache, daß wir mit dem Ausbau 
unseres Fernsprechnetzes — im Umfang von etwa 
90 % — an der Spitze aller westlichen Nationen 
stehen. Niemand kann hier mit uns konkurrieren. 

Auf der anderen Seite möchten wir aber gern, daß 
im Interesse unserer Wirtschaft bei den Investitio-
nen auch modernste Entwicklungen Rechnung ge-
tragen werden kann. Wir möchten, daß das Gleich-
gewicht zwischen Angebot und Nachfrage wieder-
hergestellt wird, daß die Nachfrage nach Neuan-
schlüssen befriedigt werden kann und daß in den 
Spitzenzeiten, in denen, wie wir gehört haben, nicht 
einmal mehr dringende Staatsgespräche — etwa zwi-
schen 21 und 22.30 Uhr — geführt werden können, 
diese Friktionen der Übernachfrage durch Tarifge-
staltung — und zwar im Hinblick auf die Kosten 
selbstverständlich durch eine saftige Tarifgestaltung 
— gelöst werden. Das halte ich für eine in sich ver-
nünftige Begründung. 

Ich persönlich bin selbstverständlich einer der vie-
len Besserwisser dieses Hauses. Ich hätte es natür-
lich anders gemacht. Aber, meine Damen und Her-
ren, wir sind nicht mehr gefragt, ob wir es besser 
wußten. Wir haben das delegiert. Die Regierung 
hatte ihre Entscheidung zu treffen, und sie hat sie 
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getroffen. Lassen Sie uns doch anerkennen, daß 
diese Regierung gesetzmäßig und daß sie im Rah-
men eines vernünftigen Ermessens gehandelt hat! 
Ob es nun im einzelnen in unserem Sinne ist oder 
nicht, jedenfalls meine ich, daß eine Regierungs-
koalition der Regierung insoweit ein volles Ver-
trauen schenken sollte. Unser ganzes Bemühen 
sollte darauf gerichtet sein, die Post zu einem hoch-
leistungsfähigen Unternehmen werden zu lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Zoglmann. 

Zoglmann (FDP) : Herr Präsident! Meine verehr-
ten Damen und Herren! Ich möchte mich kurz fassen. 
Ich will das nicht nur ankündigen, sondern auch 
tatsächlich tun, und ich hoffe, daß ich der Dankbar-
keit des Hauses gewiß bin; denn wir sind alle von 
weither geholt worden, und ich glaube, wir haben 
alle das Bestreben, diese sehr ernste Frage, die 
wir hier behandeln, heute möglichst schnell zu er-
ledigen. Das vorweg! 

Ich möchte mich nur mit der  politischen Seite des 
Problems befassen, und da möchte ich gleich bei 
Ihnen, sehr verehrter Herr Kollege Erler, beginnen. 
Sie haben vorhin gesagt, die Bundesregierung habe 
mit diesem Streich — das haben Sie zwar nicht ge-
sagt, aber das sage ich jetzt — gewartet, bis wir in 
den Ferien seien, und dann sei der Streich geführt 
worden. Ich möchte die Regierung insofern in 
Schutz nehmen. Ich glaube, die  Vermutung, daß das 
Kabinett gewissermaßen hinter dem Busch liegend 
abgewartet hat,  bis  wir alle unsere Ferienziele er-
reicht hatten, und dann diese Gebührenerhöhung 
verkündet hat, trifft nicht zu. Wir sollten der Bun-
desregierung anständigerweise bestätigen, daß wir 
sie in dieser Hinsicht nicht verdächtigen. 

(Abg. Wienand: Nur in diesem Fall? — 
Heiterkeit.) 

— In dieser Hinsicht nicht verdächtigen! 

Nun ein Zweites! Es wurde verschiedentlich ge-
sagt, daß dieses Problem hochgespielt worden sei. 
In diesem Zusammenhang wurde auch eine be-
stimmte Zeitung genannt. Auch der Herr Kollege 
Erler hat sich mit  dieser Zeitung befaßt und hat 
auch ihren Namen genannt. Er hat gesagt: Gut, 
wenn wir einen glücklichen Einfall haben, warum 
sollten die nicht hinterher auch einenguten Einfall 
halben? Nun, Herr Kollege Erler, ich will dieses 
Problem nicht vertiefen. Aber ich könnte mit vor-
stellen, daß bestimmte Telefonate zu einer be-
stimmten Zeit geführt wurden. Sie wurden auch 
mit anderen Kollegen aus ,anderen Fraktionen ge-
führt, — 

(Hört! Hört! bei der  SPD.) 

— „Hört! Hört!"? Was ist dabei? Ich brauche gar 
 nicht zu hören, ich habe gehört, schon damals, als 

telefoniert wurde. 

(Heiterkeit. — Abg. Erler: Haben Sie etwa 
mitgehört?) 

Deshalb, lieber Kollege Erler, will ich dieses Pro-
blem nicht vertiefen. Ich will sogar noch einen 
Schritt weitergehen. Ich will ihnen attestieren — 
nicht nur weil ich Journalist bin, sondern ich möchte 
es ganz allgemein sagen —: wenn eine deutsche 
Zeitung eine Sache vernünftig aufgreift und behan-
delt, weil sie vielleicht den Puls tatsächlich spürt —
weil sie die Hand am Puls der Menschen draußen 
hat  —, dann ist das eine vernünftige Sache, unid 

 wir sollten das  gelten lassen. Ich sehe keinen 
Grund, weshalb nicht auch einmal eine deutsche 

 Zeitung veranlassen sollte, daß dieses Haus zusam-
mentritt. Warum das also schamhaft verbergen? Ich 
sehe keine Veranlassung dafür. 

Ich könnte mir vorstellen, daß auch mit dem Kol-
legen Strauß telefoniert worden ist. Mit ihm muß 
sogar telefoniert worden sein; denn von ihm haben 
wir ja etwas in dieser Zeitung gelesen. 

(Heiterkeit.) 

Nun ein Weiteres. Lieber Kollege Erler, ich bin 
Ihnen sehr, sehr dankbar — und meine Kollegen 
auch, wir sind Ihnen alle sehr dankbar — für Ihre 
Ehrlichkeit, mit  der Sie die Hintergründe Ihrer Über-
legungen aufgezeigt haben. Sie haben nämlich wört-
lich erklärt, der Bundestag sollte die Bundesregie-
rung veranlassen, das Defizit der Bundespost auf 
den Bundesetat zu übernehmen, was in der Folge 
bedeuten würde, daß einige Überlegungen der 
Koalitionsparteien für das Wahljahr nicht verwirk-
licht werden könnten. Sie haben in diesem Zusam-
menhang, um das ganz deutlich zu sagen,  wörtlich 
vom „Kuchenausschuß" gesprochen. Ich darf Ihnen 
dazu folgendes sagen. Einen solchen „Kuchenaus-
schuß" gibt es nicht. Ich stamme aus einer Mehl-
speisegegend. Ich würde mich an einem solchen 
„Kuchenausschuß" sehr gern beteiligen, und ich wäre 
möglicherweise von meiner Fraktion in diesen Aus-
schuß berufen worden. Diesen Ausschuß gibt es 
nicht. Auch hier muß ich die Bundesregierung in 

 Schutz nehmen. 

Aber Ihnen, Herr Kollege Erler, unid den Kollegen 
der SPD und der deutschen Öffentlichkeit muß ich 
eines offen sagen. Wenn hier versucht wird, 
Überlegungen, die in Richtung einer Steuererleichte-
rung gehen, kaputt zu machen, dann, glaube ich, 

 ist das  kein verdienstvolles Unternehmen, dem sich 
eine Fraktion dieses Hauses hier unterzieht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir alle sollten uns — — 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Erler (SPD) : Herr Kollege, ist Ihnen nicht be-
wußt, daß dieser Zusammenhang vom Bundespost-
minister hergestellt worden ist,  der im „Frankfur-
ter Gespräch" des Hessischen Rundfunks am  26. Juli 
gesagt hat: 

Das ist aber auch eine Überlegung gewesen, die 
einen sehr breiten Raum eingenommen hat. Man 
hat sich für die Steuersenkung entschieden und 
die Post eben auf diesen Weg der Gebühren-
erhöhung verwiesen. 
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Der Kern meiner Ausführungen — den haben Sie 
doch wohl auch mitbekommen, hoffe ich — war der, 
daß man die Steuersenkung machen und trotzdem 
auf die Gebührenerhöhung verzichten kann. 

Zoglmann (FDP) : Herr Kollege Erler, wir wer-
den alle nachher Gelegenheit haben, Ihre Ausfüh-
rungen im Protokoll .zu lesen. Sie haben klar und 
eindeutig gesagt, ,das Defizit komme gewissermaßen 
erst im Jahre 1965 auf uns zu, und  dann könne die 
Bundesregierung ja darüber entscheiden, wie das 
gemacht werden solle. 

(Widerspruch bei der ,SPD.) 

Also, meine Damen und Herren, ich halte noch 
einmal eindeutig fest, daß jedenfalls die  Fraktion 
der FDP auf .gar keinen Fallbereit ist, Lasten, die 
man dem Steuerzahler nicht zumuten kann, auf den 
Steuerzahler abzuwälzen. 

Zweitens. Überall da, wo wir Möglichkeiten sehen, 
Steuern zu senken, wird meine Fraktion vom frühen 
Morgen bis zum späten Abend in dem Sinne tätig 
sein, die Steuern zu senken. Hier können wir Ihnen 
also nicht folgen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ein Weiteres. Ich folge schon eher dem Bundes-
finanzminister — nicht nur, weil er mein Freund ist; 
aber er gefällt mir in diesem Punkt schon etwas 
mehr —, wenn er sagt, es wäre dann schon besser, 
wenn ein Kunde der Post den zweiten Kunden sub-
ventioniert. Nun schön, man kann sagen: Wenn der 
eine die Vorteile für sich in Anspruch nimmt, dann 
muß er eben auch die Nachteile des anderen mit in 
Kauf nehmen. Aber ganz sind hier auch der Bundes-
finanzminister und die Bundesregierung nicht auf 
dem richtigen Weg. Ich darf darauf hinweisen, daß 
wir uns im April dieses Jahres mit diesem Problem 
hier befaßt haben und daß wir schon damals gesagt 
haben: Wir wollen keine Gebührenerhöhung bei 
der Post, weil wir — und das darf ich auch jetzt 
noch feststellen — dafür keine unbedingte Notwen-
digkeit sehen, 

(Zustimmung bei der SPD) 

wenn die Dinge nicht einfach auf den Bundeshaus-
halt übernommen werden, Herr Kollege Schäfer, 
sondern wenn man andere, von Ihnen leider nicht 
angeführte Gedanken einmal erörtert. 

Da sagt der Herr Bundespostminister beispiels-
weise, der Post sei es nicht möglich, lukrative 
Dienste aufzunehmen und nicht lukrative Dienste 
nicht zu betreiben. Der Kollege Seuffert von der 
SPD sagt sogar, die Post sei in der Situation, daß 
niemand gegen sie konkurrieren könne; sie müsse 
also gewissermaßen auch von daher schon keine 
Steuern bezahlen, weil niemand da sei, der dieses 
Geschäft sonst betreiben könne. 

(Widerspruch des Abg. Seuffert.) 

Lieber Kollege Seuffert, dazu muß ich Ihnen sagen: 
Der Postscheckdienst ist ein Dienst, in dem die Bun-
despost praktisch in Konkurrenz mit den Sparkassen 
und den Banken steht. Hier ist eindeutig eine Kon-
kurrenzsituation gegeben. Im Postscheckdienst setzt 

die Bundespost jährlich — meine Damen und Her

-

ren, hören Sie genau die Zahl — 151 Millionen DM 
zu. Wenn die Bundespost diesen Postscheckdienst 
aufgibt oder seine Gebühren auf die tatsächlichen 
Kosten erhöht, werden die Benutzer des Postscheck

-

dienstes möglicherweise auf die Banken ausweichen, 
und das Defizit der Bundespost in diesem Sektor 
wird verschwinden. Das ist ein Sektor. 

(Abg. Seuffert meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.) 

— Sie können sich nachher melden, Herr Kollege 
Seuffert. Ich habe Ihnen versprochen, mich kurz zu 
fassen. Ich habe nicht die Absicht, meine Redezeit 
von Ihnen verlängern zu lassen. 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien. — 
Lachen bei der SPD). 

Ein Weiteres! Der Postreisedienst ist doch ein 
Dienst, in dem die Post eindeutig in Konkurrenz 
steht. Ich sehe nicht ein, weshalb bestimmte Strecken 
des Postreisedienstes gleichzeitig auch von der Bun-
desbahn betrieben werden, wobei beide am Ende 
defizitär arbeiten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dieser Postreisedienst kostet die Bundespost 70 Mil-
lionen DM in roten Zahlen. Und so können Sie 
weitere  Beispielen anführen. 

Lieber Kollege Stücklen, Sie sind mir nicht böse; 
Sie wissen, daß ich Ihnen gewissermaßen schon von 
Ihrer Provenienz her verbunden bin. Aber die Liebe 
zu Bayern sollte nicht zu weit gehen. Sie haben mit 
Ihrer Satellitenstation, die Sie in Raisting errichtet 
haben, im Grunde nicht einmal das Wohlwollen der 
Bayern erreicht; denn die sagen, Sie hätten ihnen 
die Gegend verschandelt und die Grundstückspreise 
hochgetrieben. Und der ganze Spaß kostet 150 Mil-
lionen DM. Hier ist ein weiterer Punkt, wo man ein-
sparen könnte, wenn man etwa die deutsch-französi-
sche Zusammenarbeit strapazierte und sich mit den 
Franzosen in der Richtung der Benützung der Satel-
litenstation in der Bretagne einigen könnte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ein Weiteres! Ich sehe nicht ein, warum wir 
50 Millionen DM in das Überseekabel investieren, 
da die deutsche Bundesregierung die einzige Regie-
rung ist, die unmittelbar an diesem Projekt beteiligt 
ist, während sich alle anderen Länder dafür privater 
Gesellschaften bedienen. 

Hier liegen Möglichkeiten, wo man unter Um-
ständen, ohne den Steuerzahler zu belasten, zu Er-
gebnissen kommen kann, die am Ende tatsächlich 
das Defizit der Bundespost beseitigen. Deshalb, 
meine Damen und Herren, hat meine Fraktion ganz 
klare Anträge gestellt. Ich darf sie kurz begründen, 

Die Bundestagsfraktion der Freien Demokrati-
schen Partei hat  in  ihrem dem Hohen Haus vor-
liegenden Antrag die Bundesregierung gebeten, 
ihren Beschluß, die Telefon- und Fernschreibgebüh-
ren zu erhöhen, auszusetzen, bis der Bericht der 
Sachverständigenkommission eine umfassende Be-
urteilung der Lage der Bundespost und der sich dar-
aus ergebenden Folgerungen möglich macht. Die 



6690 	Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 135. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 29. Juli 1964 

Zoglmann 
Bundestagsfraktion der Freien Demokratischen Par-
tei will damit eine objektive, von vorweggenomme-
nen Maßnahmen unbeeinflußte Arbeit der Sachver-
ständigenkommission sicherstellen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bis dahin sind 
wir pleite!) 

Die Bundestagsfraktion der Freien Demokrati-
schen Partei begrüßt es, daß die  Bundesregierung in 
die Sachverständigenkommission entsprechend den 
Vorstellungen des Bundesfinanzministers Persön-
lichkeiten berufen hat, die eine sachverständige 
Überprüfung der Lage der Bundespost vor allem 
auch unter betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten 
gewährleisten. Sie erwartet, daß diese Kommission 
ihre Arbeit unverzüglich aufnimmt und so schnell 
wie möglich abschließt. 

Soweit schon jetzt sinnvolle Vorschläge für eine 
Verbesserung der Lage der Bundespost möglich sind, 
tritt die Bundestagsfraktion der Freien Demokrati-
schen Partei für eine schnelle Diskussion dieser Vor-
schläge ein.  

Sie stimmt deshalb dem vorliegenden Antrag der 
Fraktion der CDU/CSU zu. 

(Aha-Rufe bei der SPD.) 

Die Bundestagsfraktion der Freien Demokratischen 
Partei lehnt den Antrag der Bundestagsfraktion der 
SPD, die von der Bundesregierung verkündete 
Erhöhung der Telefon- und Fernschreibgebühren 
ohne ausreichende sachliche Prüfung rückgängig 
zu machen, ab. Dieser Antrag nimmt das mögliche 
Ergebnis der Untersuchungen vorweg, das der 
Deutsche Bundestag von der Sachverständigen-
kommission, 

(Lachen bei der SPD) 

deren Einsetzung er in  seiner Sitzung vom 16. April 
1964 verlangt hat, erwartet. Der Antrag der Frak-
tion der SPD hilft weder den Benützern der Einrich-
tungen der Bundespost auf lange Sicht, noch löst er 
die von allen Seiten anerkannten Probleme der 
Deutschen Bundespost. 

Unter diesen Gesichtspunkten, meine Damen und 
Herren, bitte ich Sie, dem von meiner Fraktion ein-
gebrachten Antrag zuzustimmen und mit uns an  die 

 Bundesregierung zu appellieren, zunächst diesen 
Beschluß der Gebührenerhöhung auszusetzen, bis 
das Ergebnis der Arbeit der Sachverständigen-
kommission vorliegt, von der wir hoffen, daß sie 
nur wenige Monate dauern wird. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr.  Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Möller. 

Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller (SPD) : Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Zu Anfang meiner 
Ausführungen möchte ich zwei Dinge klarstellen. 

Der Redner der CDU/CSU-Fraktion, Herr Kollege 
Schmidt, hat übersehen, daß er bereits vor seinen 
Ausführungen in seinem grundsätzlichen Stand-
punkt widerlegt war durch die Tatsache, daß hier 
zwei Bundesminister gesprochen haben: der Herr 

Bundespostminister hat zu dem Antrag der sozial-
demokratischen Fraktion Stellung genommen, und 
der Herr Bundesfinanzminister hat dasselbe getan. 
Ihr Koalitionspartner, die FDP, hat zur gleichen 
Frage einen Antrag eingereicht. Ein Teil der CDU/ 
CSU-Fraktion hat sich — beispielsweise durch den 
Vorsitzenden der CSU — sehr deutlich zu den Vor-
gängen geäußert. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber nicht hier!) 

— Leider nicht hier; da haben Sie recht. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der SPD: 
Wo ist Herr Strauß?! — Er hat den Kopf 

in den Sand gesteckt!) 

— Herr Kollege Strauß beschäftigt sich jetzt mit 
der „Welt", aber er ist trotzdem im „Bild". 

(Heiterkeit.) 

Ein Zweites. Der Herr Bundespostminister hat bei 
seinen einleitenden, meinen Kollegen Erler betref-
fenden kritischen Bemerkungen übersehen, daß es 
nicht die Aufgabe unseres Fraktionsvorsitzenden 
war, eine historische Darstellung der Entwicklung 
der Deutschen Bundespost seit der Ministerschaft 
des Herrn Stücklen zu geben, sondern eine Begrün-
dung dafür vorzutragen, warum wir trotz der Som-
merpause diese Sitzung des Deutschen Bundestages 
für notwendig halten, nämlich um ein Ersuchen an 
die Regierung zu richten, die von der Bundesregie-
rung am 15. Juli beschlossene Erhöhung der Tele-
fon- und Fernschreibgebühren rückgängig zu ma-
chen. Dabei handelt es sich, Herr Kollege Schmidt, 
durchaus um- eine legale Debatte. Denn daß diese 
Gebührenerhöhung bei der Bundespost ein Politi-
kum geworden ist, kann doch niemand mehr be-
streiten. Es muß noch hinzugefügt werden, daß es 
Aufgabe des Deutschen Bundestages ist, sich nicht 
nur wegen der Gebührenerhöhung bei der Bundes-
post mit diesem ganzen Fragenkreis zu beschäftigen, 
sondern auch im Hinblick auf die Erklärungen der 
Bundesregierung, die die Preisstabilität betreffen. 

Gerade die Ausführungen der Herren Minister 
haben doch bewiesen, daß erstens die Bundesregie-
rung zu spät mit dem Denken beginnt und daß 
zweitens die jetzt verkündeten Gebührenerhöhun-
gen schon deswegen umstritten bleiben müssen, 
weil noch nicht einmal die Umrisse eines konkreten 
Sanierungsprogramms erkennbar werden. Ich habe 
gesagt, die Bundesregierung beginnt zu spät mit 
dem Denken, und das will ich auch begründen. Es 
ist ihr von den verschiedenen Institutionen, nicht 
zuletzt auch vom Deutschen Industrie- und Handels-
tag, der Vorwurf gemacht worden — nach unserer 
Auffassung zu Recht —, daß sie spätestens bei der 
Gebührenerhöhung 1963 die Aufgabe gehabt hätte, 
sich mit einem konkreten Sanierungsprogramm zu 
beschäftigen. Dann wäre sie sofort auf die Kern-
frage gestoßen, ob überhaupt eine Sanierung über 
Tariferhöhungen erreichbar ist. Wenn sie diese 
Kernfrage erörtert hätte, dann hätte sie die ganze 
Problematik anders erfaßt und wäre wahrscheinlich 
auch dankbarer für den Beschluß des Deutschen 
Bundestages vom 16. April 1964 gewesen, die Kom-
mission von sieben Sachverständigen zu berufen. 
Der Auftrag, der ja von der Koalition erteilt worden 
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ist, war doch sehr klar: zu untersuchen, wie die 
Deutsche Bundespost ihre Aufgaben auf die Dauer 
in optimaler Weise, ohne Defizit, erfüllen kann. Die 
Bundesregierung wurde in diesem, von dem Hohen 
Hause einstimmig angenommenen Antrag aufge-
fordert, den Bericht so schnell wie möglich dem 
Bundestag vorzulegen. 

Meine Damen und Herren, Sie beanstanden nicht 
einmal, daß die Bundesregierung erst auf die öffent-
liche Erörterung der Gebührenerhöhung und die 
Einberufung dieser Sitzung des Deutschen Bundes-
tages hin etwas zur Eile kam, nämlich dazu gekom-
men ist, nun wenigstens am 27. Juli, also am letzten 
Montag, nachdem sie mehr als drei Monate zuge-
wartet hat, diese Kommission zu berufen. Ich finde, 
das ist nicht der notwendige Respekt, den die Bun-
desregierung diesem demokratischen Parlament zu 
erweisen hat. 

(Beifall bei der SPD.) 

In der Öffentlichkeit ist die Frage gestellt wor-
den — ich sage, zu Recht gestellt worden —: Was 
hat denn nun eigentlich der Bundespostminister in 
den ganzen Jahren auf diesem Gebiet gemacht? 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Was würde mit dem Chef eines großen Unterneh-
mens geschehen, der die Zustände dieses Unter-
nehmens kennt, sich aber erst von seinem Aufsichts-
rat sagen lassen müßte: Eine Sachverständigenkom-
mission soll nun einmal deinen Betrieb untersuchen 
und auf Grund des Untersuchungsergebnisses fest-
stellen, was du tun mußt! 

(Abg. Dr. Schäfer: Der müßte zurücktreten!) 

Meine Damen und Herren, so kann man die Auf-
gaben, die der Bundespostminister zu erfüllen hat, 
doch wirklich nicht ansehen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Dr. h.  c. Dr.-Ing. E. h. Möller (SPD) : Bitte. 

Dr. Stoltenberg (CDU/CSU) : Herr Kollege Möl-
ler, wie verhalten sich diese für mein Empfinden er-
staunlichen Bemerkungen über den Wert von Sach-
verständigenkommissionen zu Ihren Forderungen, 
auf allen möglichen anderen Gebieten, in denen 
Sie eine wesentliche Verantwortung zu tragen ha-
ben, Sachverhalte durch „Royal Commissions" zu 
klären? 

Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller (SPD) : Das hängt 
ganz einfach damit zusammen, daß das zwei ver-
schiedene Dinge sind. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Ich habe bei Ihnen öfter erlebt, daß Sie Äpfel mit 
Birnen verwechseln. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, wir haben beispiels-
weise eine Expertenkommission zur Untersuchung 
der Voraussetzungen für die Durchführung der 

Steuer- und Finanzreform erbeten. Die Steuer- und 
Finanzreform betrifft Bund, Länder und Gemeinden, 
ist also nicht einfach ein Zuständigkeitsbereich des 
Bundes oder eines Bundesministeriums. In einem 
Betrieb wie der Bundespost aber die Ordnung zu 
halten, die erforderlich ist, um nicht defizitär zu 
werden, das ist in erster Linie Sache des Ministers. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich gehe sogar noch ein Stück weiter. Ich glaube, 
daß sich der Herr Bundespostminister ab und zu in 
der Bundesregierung um entsprechende Entscheidun-
gen bemüht hat. Ich komme noch auf einen Vorgang 
zu sprechen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Jaeger.) 

Darüber hinaus wäre es sehr begrüßens- und 
dankenswert, wenn wir eine Dokumentation über 
alle Vorschläge konstruktiver Art erhalten könn-
ten, die der Verwaltungsrat in den letzten Jahren 
— und zwar ohne jeden Erfolg — gemacht hat, 
damit wir einmal sehen, inwieweit vom Verwal-
tungsrat mit Sachkenntnis und Sachverstand erar-
beitete Vorschläge von den zuständigen Stellen be-
achtet worden sind. Wir wollen auch nicht verges-
sen — das geht aus dem Bericht des Arbeitsaus-
schusses an den Postverwaltungsrat hervor, der 
über die Beratung der Entwürfe unter dem 2. Juli 
erstattet worden ist —, daß der Arbeitsausschuß 
und später das Plenum des Verwaltungsrates in 
einigen wichtigen Punkten der Gebührenneurege-
lung anderer Meinung waren als die Bundesregie-
rung. Die Bundesregierung hat sich nicht etwa an 
die Empfehlungen des Verwaltungsrats gehalten. 
Damit meine ich: das ist ein Grund mehr, der zu 
einer solchen politischen Debatte hier berechtigt. 

(Abg. Schulhoff: Der Verwaltungsrat ist ja 
noch viel weiter gegangen als die Bundes

-

regierung!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Frau Kalinke? 

Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller (SPD) : Bitte. 

Frau Kalinke (CDU/CSU) : Herr Kollege Möller, 
wollen Sie damit sagen, daß im Verwaltungsrat 
auch Ihre Freunde für eine Erhöhung der Gebühren 
gewesen sind? Wollen Sie sich bitte dazu äußern, 
ob das so zu verstehen ist? 

Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller (SPD) : Ich kann 
Ihnen nur erklären, daß die Vertreter der sozial-
demokratischen Bundestagsfraktion im Verwal-
tungsrat der Deutschen Bundespost die Erklärung 
abgegeben haben, daß sie so lange nicht für eine 
Gebührenerhöhung eintreten, bis durch eine Sach-
verständigenkommission die notwendigen Voraus-
setzungen für eine finanzielle Neuordnung bei der 
Deutschen Bundespost geschaffen worden sind. Das 
betrifft die von der Frau Kollegin gestellte Frage. 
Wir haben hier Rechenschaft nur über die Kollegen 
zu geben, die vom Deutschen Bundestag in den Ver- 
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waltungsrat entsandt worden sind. Daß die Perso-
nalvertreter im Verwaltungsrat der Deutschen Bun-
despost aus anderen Gesichtspunkten mitwirken, ist 
doch klar. 

(Lachen bei der CDU/CSU. — Abg. Schul

-

hoff: Das sind SPD-Leute ebensogut wie 
Sie! — Weitere Zurufe.) 

— Darüber kann sich nur jemand wundern, der von 
diesen Zusammenhängen nichts versteht. 

Ich möchte die Frage, was denn eigentlich der 
Herr Bundespostminister getan hat, an  Hand  von 

 zwei Dokumenten beantworten. Ich habe hier ein 
Schreiben des  Herrn Bundesministers der Finanzen 
vom 9. Dezember 1963 ,an den  Herrn Bundespost-
minister.  In ,diesem Schreiben heißt es: 

Bei unserer Unterredung am 22. 10. 1963 haben 
Sie auf die Kapitalzuführung von 200 Millionen 
DM im Jahre 1958 hingewiesen. Damals ist mein 
Haus davon ,ausgegangen, daß Sie 

— nämlich Herr Stücklen — 

gleichzeitig Maßnahmen zum Ausgleich der Be-
triebsrechnung einleiten. Alle Voraussetzungen 
für eine Gebührenerhöhung lagen damals vor. 
Sie haben jedoch die  Ansicht vertreten, die Be-
triebsrechnung lasse sich auf längere Sicht auch 
ohne Gebührenerhöhung ausgleichen. Die von 
hier als kombinierte Maßnahme gedachte Kapi-
talzuführung und Gebührenerhöhung blieb da-
her wirkungslos. 

Das gehört auch zur Geschichte (der Entwicklung der 
Gebühren bei der  Bundespost. 

Ich habe noch ein Blatt, das vom Herrn Bundes-
postminister Richard Stücklen selber herausgegeben 
wird. Das  Blatt  nennt sich „Christi" und erscheint 
ineiner großen Auflage; es bekommen lalle Be-
diensteten der Bundespost. In  der  .Septemberausgabe 
1963 hat der Herr Bundespostminister einen Artikel 
geschrieben mit der Überschrift „Finanzlage der 
Post macht Sorgen". Ich bedaure außerordentlich, 
wegen der vorgerückten Zeit nicht die einzelnen An-
gaben hier wiederholen zu dürfen, die ein wirklich 
abgerundetes Bild über ,die sehr prekäre Finanz-
situation  der  Bundespost ergeben würden. Aber ich 
darf die Schlußfolgerung, die der Herr Bundespost-
minister in dieser Nummer vom .September 1963 for-
muliert hat, vortragen. Der Herr Bundespostminister 
sagt: 

Mir scheint, die Zeit ist überreif, daß der Bund 
als Eigentümer der Post eine entsprechende Ka-
pitalaufstockung durchführt. Wenn nicht in kür-
zester Zeit wirksame Maßnahmen ergriffen wer-
den, wird das Unternehmen Post erheblichen 
Schaden erleiden. Die Investitionsmaßnahmen 
bei der Deutschen Bundespost sind keine Schön-
heitsreparaturen, sondern unverzichtbare Maß-
nahmen zur Erhaltung der  Leistungsfähigkeit 
das Post- und Fernmeldebetriebes. Schließlich 
liegt Deutschland nicht in einem entlegenen Ge-
biet der Welt, sondern im Herzen Europas, und 
ist das drittgrößte Industrieland  der  Welt. 

Ich finde, das ist mehr als ein Stoßseufzer. Ich finde, 
das ist eine Anklage gegen ,die Bundesregierung, 

eine Anklage, die Herrn Stücklen selber mit angeht, 
weil er in der Bundesregierung mit tätig ist. Nur sie 
kann angesprochen sein. Nur sie hat die Möglich-
keit, hier zu helfen und die Maßnahmen einzulei-
ten, von denen auch der Herr Bundespostminister 
spricht. 

Es ist unzweifelhaft: hier rächen sich die Versäum-
nisse der Vergangenheit. Das beweisen gerade die 
beiden vorgetragenen Zitate. 

Nun hat der § 21 des Postverwaltungsgesetzes 
eine Rolle gespielt. Von demselben Kollegen, der 
mich gefragt hat, isst gefragt worden, ob nicht fest-
stehe, daß dieses Gesetz 1953 auch mit den Stimmen 
der Sozialdemokraten beschlossen worden sei. Wir 
haben festgestellt, daß das der Fall ist; es spielt aber 
keine Rolle, weil wir mit diesem Gesetzgebungs-
werk eine neue Basis  für die Arbeit der Bundespost 
sichern wollten, eine Basis unter Gesichtspunkten, 
wie sie damals üblich waren. Wir waren in den An-
fängen unserer ganzen Gesetzgebungstätigkeit. Die 
Bundespost war nicht defizitär. Es war noch nicht 
zu erkennen, daß sie in  den  späteren Jahren defizitär 
werden könnte. Da ließ sich ein solches Gesetz mit 
einer solchen Formulierung des § 21 verabschieden. 
Aber es bleibt doch in einem demokratischen Staat 
die Aufgabe des Gesetzgebers, ein Gesetzgebungs-
werk einer neuen Situation anzupassen und nicht 
einfach vor der neuen Situation zu kapitulieren. 

(Beifall bei der SPD.) 

Im Grunde genommen gehen Sie, meine Damen und 
Herren von der CDU/CSU, mit Ihrem Antrag auch 
einen solchen Weg. Den Vorwurf, den wir erheben 
müssen, ist eben der, daß Sie diesen Weg zu spät 
einschlagen, daß Sie sich nicht schon vor Jahren — 
spätestens bei der Gebührenerhöhung von 1963 — 
zu solchen neuen Erkenntnissen durchgerungen 
haben. 

Bei unserem heutigen Antrag handelt es sich nicht 
darum, daß wir eine finanzielle Neuordnung bei der 
Bundespost in allen Einzelheiten erörtern möchten. 
Wir wollen den Weg für eine Neuordnung nicht 
durch solche Entscheidungen verbauen, wie sie die 
Bundesregierung bei dieser Gebührenerhöhung vor-
genommen hat. 

Der Herr Bundespostminister hat erklärt, wir 
hätten bei der SPD tüchtige Juristen. Das ist sicher 
richtig. Aber der Herr Bundespostminister darf nicht 
übersehen, daß die wenigen Juristen, die wir in 
unserer Fraktion haben, nicht dazu da sind, ihm und 
seinen Juristen die Arbeit abzunehmen. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
Mitte: Aha! — Das ist schwach!) 

Eine solche notwendige Novellierung vorzubereiten, 
ist doch Aufgabe der zuständigen Herren des Bun-
despostministeriums. 

(Abg. Schulhoff: Aber Sie wollen es doch 
anders haben!) 

Wir haben das auch in der Debatte am 16. April bei 
der Auseinandersetzung zwischen Herrn Stücklen 
und meinem Kollegen Bleiß erlebt. Man kann sich 
doch nicht dadurch aus der Affäre ziehen, daß man 
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sagt: Warum habt ihr nicht eine Änderung des Post-
verwaltungsgesetzes beantragt, warum habt ihr 
nicht eine Neubearbeitung des § 21 vorgenommen? 
Da kann ich nur das wiederholen, was ich am 
25. Juni gesagt habe: Die SPD stellt noch nicht die 
Regierung, und so etwas zu tun, Ist in  erster Linie 
Sache der Regierung und der sie tragenden Koali-
tionsparteien. 

(Beifall bei der SPD.) 

Sie werden es auch noch kennenlernen, meine 
Damen und Herren von der Koalition, daß das Ge-
schäft der Opposition nicht ganz einfach ist; daß wir 
uns nicht danach drängen, nun noch Sachen mitzu-
machen, die Sie aufgabengemäß erfüllen sollten, 
müssen Sie uns schließlich abnehmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Bevor ich zu dem Vorschlag, den Herr Kollege 
Erler gemacht hat, noch etwas sage, darf ich grund-
sätzlich einmal folgendes feststellen: Zu einer fort-
schrittlichen Wirtschaftspolitik gehört doch auch, 
daß die Bundesregierung eine klar erkennbare 
Strukturverschiebung in der Nachrichtenübermitt-
lung von größter Bedeutung, nämlich vom Brief zum 
Telefon, fördert und nicht mit einer neuen Art von 
Luxussteuer belegt. Die Fachleute bei der Bundes-
post werden Ihnen bestätigen, daß das, was jetzt 
praktisch neu hereinkommt, wenn die Gebühren-
erhöhung so durchgeführt wird, nicht etwa dazu 
dient, Weiteres auf dem Gebiet der Technisierung 
und der Fortführung des Technisierungs- und  Ratio-
nalisierungsprozesses zu tun; es soll einfach zum 
Ausgleich für fehlende Mittel herangezogen werden. 
Daß im Fernsprechdienst eine Kostenüberdeckung 
von 480 Millionen DM in diesem Jahr vorhanden 
ist, daß die Gebührenerhöhung auf ein Jahr umge-
rechnet gerade im Fernsprechdienst Mehreinnahmen 
von rund 780 Millionen DM erbringt, will ich der 
Vollständigkeit halber noch erwähnt haben. 

Sie können nicht bestreiten, daß man unter Kosten-
gesichtspunkten sich eigentlich mit den Gebühren 
beschäftigen müßte, in deren Bereich das Defizit 
fällt. Aber daß in einem solchen Gebührenverbund, 
insbesondere bei einem Betrieb wie der Bundespost, 
gewisse Grenzen beachtet werden müßten, wissen 
wir alle. 

Nun ist vom Herrn Bundesfinanzminister ebenso 
wie von dem Herrn Kollegen Schmidt darauf auf-
merksam gemacht worden, daß die Postablieferung 
als Monopolabgabe und als Ausgleich für die Steuer-
freiheit — der Herr Bundesfinanzminister hat ge-
sagt: 1931; der Herr Kollege Schmidt hat gesagt: 
1924 — eingeführt worden sei. Wir wollen hier 
keine Untersuchung darüber vornehmen, inwieweit 
man öffentliche Dienste und öffentliche Dienstlei-
stungen überhaupt mit Steuern versehen kann. Nur 
eines ist in einem solchen Zusammenhang doch fest-
zuhalten: daß nämlich die Gemeinschaftsleistungen 
der öffentlichen Hand sich seit dem Jahre 1924 oder, 
wenn Sie wollen, seit dem Jahre 1931 völlig ver-
ändert haben, weil sich die Welt, in der wir leben, 
völlig verändert hat. Die Gemeinschaftsleistung der 
öffentlichen Hand in dieser heutigen Zeit ist eine 
Aufgabe von größerem Ausmaß, auch von einem 

größeren finanziellen Ausmaß als 1924 und 1931. 
Was wir an Leistungen, an Gemeinschaftsleistung 
der öffentlichen Hand erbringen, ist ja wohl letzten 
Endes für den Lebensstandard des einzelnen Bürgers 
ausschlaggebend. 

Nun ist der Vorschlag, den Herr Kollege Erler 
gemacht hat, auf Kritik gestoßen, unter anderem 
auch bei Herrn Kollegen Zoglmann. Nur ist dabei 
übersehen worden, daß wir uns wenigstens bemüht 
haben, einen Vorschlag zu machen, wie wir bis zur 
endgültigen Regelung dieser Gebührenfrage, wenn 
die Gebührenerhöhung also aufgehoben oder aus-
gesetzt wird, diese Durststrecke, will ich einmal 
sagen, hinter uns bringen. Wenn man den Antrag 
der FDP-Fraktion annimmt, dann wird die Gebüh-
renerhöhung ausgesetzt, mindestens bis zum 31. De-
zember 1964. Aber es ist nichts darüber gesagt wor-
den, wie das auch dann vorhandene Defizit bei der 
Bundespost gedeckt werden soll. Das fällt besonders 
auf bei der Fraktion, die den Bundesfinanzminister 
stellt. Daß ich das sage, dürfen Sie mir insbesondere 
dann nicht übelnehmen, wenn Sie uns vorwerfen, 
daß wir uns um einen solchen Deckungsvorschlag 
bemüht haben. Er mag Ihnen nicht gefallen. Gut, 
darüber kann man reden. Aber daß wir uns den 
Kopf darüber zerbrochen haben, das zeugt von der 
Verantwortung, die jeder hier im Hause tragen muß. 
Ob er zur Koalition oder zur Opposition gehört, 
spielt dabei keine Rolle. 

(Beifall bei der SPD.) 

Hier sind die Zahlen. Ich darf sie noch einmal 
wiederholen. Für 1964 erwartet die Bundespost ein 
Defizit von 385 Millionen DM. Nun hat mein Kollege 
Erler darauf hingewiesen, daß der Bundesfinanz-
minister in einem noch vorzulegenden Nachtrag das 
Haushaltsdefizit des Bundes aus dem Jahre 1963 in 
Höhe von 512 Millionen DM in Ordnung bringen 
will. Wie, weiß ich nicht, weil ich die Vorlage noch 
nicht kenne, wahrscheinlich durch Minderausgaben, 
nehme ich an. Jedenfalls will er es in Ordnung brin-
gen. Der Bundesfinanzminister will also das Defizit, 
das spätestens 1965 abgetragen sein soll, mit einem 
Nachtrag 1964 abtragen. Nun hat Herr Kollege 
Erler vorgeschlagen, von diesem verfügbaren Betrag 
von 512 Millionen DM 385 Millionen DM abzuzwei-
gen, um das Defizit bei der Bundespost auszuglei-
chen, bis wir uns — wahrscheinlich gemeinsam — 
zu einer Neuregelung bereit finden. Dann wären 
eben nur noch 127 Millionen DM aus dem Defizit 
des Haushaltsjahres 1963 bereits im Jahre 1964 ab-
zutragen. Der Rest müßte im Jahre 1965 erledigt 
werden. Das war unsere Überlegung, über die man 
diskutieren kann. Aber wir von der Opposition sind 
im Gegensatz zu manchen anderen nicht rechthabe-
risch. Es kommt uns auf die Sache an. Es kommt uns 
auf ein gutes Ergebnis in der Sache an. 

Da könnte ich mir  auch denken, daß Sie beispiels-
weise den Vorschlag akzeptieren, der  sich aus der 
Stellungnahme des Deutschen Industrie - und Han-
delstages in Ziffer 5 ergibt. Der Deutsche Industrie- 
und Handelstag sagt in dieser Ziffer 5: 

Die von  der  Bundesregierung beschlossene 
Sachverständigenkommission sollte ihre Tätig- 
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keit unverzüglich aufnehmen. Um ihren Arbei-
ten nicht vorzugreifen, sollte, sofern der Bun-
desfinanzminister keine Möglichkeit der Ent-
lastung der Bundespost sieht, der für das Jahr 
1964 erwartete Verlust letztmalig wie in den 
Vorjahren vom Eigenkapital abgebucht werden. 

Das ist ein anderer konstruktiver Vorschlag. Das 
Eigenkapital betrug bei der Bundespost Ende 1963 
1,616 Milliarden DM. Wenn Sie auf Grund dieses 
Defizits noch einmal 385 Millionen DM  abbuchen, 
bleiben 1,231 Milliarden DM. Da wir uns sicher 
alle im Hohen Hause darüber einig sind, daß zu den 
Sanierungsmaßnahmen eine ausreichende Ausstat-
tung mit Eigenkapital gehört, wäre ein 'solches Vor-
gehen, wie es der Industrie- und Handelstag vor-
schlägt, sicherlich vertretbar. Das wäre also 'ein 
zweiter Vorschlag, der es Ihnen erleichtern könnte, 
unserem Antrag zuzustimmen. 

(Abg. Schulhoff: Würden Sie das auch in 
Ihrem eigenen Betrieb machen: den Verlust 

durch Eigenkapital decken?) 

— Das können Sie  überhaupt nicht vergleichen. 

(Abg. Schulhoff: Sie würden die Gebühren 
erhöhen, die Versicherungsbeiträge, oder 
Sie wären ein schlechter Kaufmann!) 

— Ich muß Sie darauf aufmerksam machen, daß in 
dem Wirtschaftszweig, in dem ich tätig bin, die 
Prämiensätze seitdem Jahre 1924 nicht erhöht wor-
den sind, obwohl es sich um Dienstleistungsbetriebe 
handelt. Was das bedeutet, hat auch der Bundes-
postminister heute auseinandergesetzt, indem er 
auf den hohen Anteil der Personalkosten an den 
Gesamtaufwendungen zu sprechen  kam. Das ist 
schon eine Aufgabe. Das ist nicht leicht. Aber keine 
Betriebsführung, ob in einem privaten oder in einem 
Betrieb der öffentlichen Hand, wird uns heute leicht 
gemacht. Man muß sich um die Lösung der Pro-
bleme nur bemühen und muß sie an der richtigen 
Stelle finden mit den Maßstäben, die ,angebracht 
und nützlich sind. Bei der Bundespost haben wir 
es mit einem Unternehmen zu tun, das gerade jetzt 
das Interesse der ganzen Öffentlichkeit und der 
Bürger in Anspruch nimmt. 

Herr Zoglmann hat noch einen Vergleich mit dem 
Postscheckdienst angestellt. Man kann diese Frage 
infolge der vorgerückten Zeit nicht weiter vertie-
fen. Aber, Herr Kollege Zoglmann, der Bundespost-
minister könnte Ihnen sagen, warum er bisher bei 
diesem Verfahren geblieben ist. Auch das wäre auf-
zugeben, wenn die Bundespost eine gesunde Finanz-
grundlage hätte. Dann würde sie auf diesen Satz, 
der sich im Postscheckverkehr, in diesem Geldver-
kehr, niederschlägt, nicht angewiesen sein, um Fi-
nanzierungslücken auszufüllen. 

Meine Damen und Herren, ich bin der Meinung, 
daß es dem Hohen Hause möglich sein müßte, unter 
Beachtung dieser von mir noch einmal gemachten 
Vorschläge unserem Antrag zuzustimmen mit der 
Maßgabe, daß wir uns gemeinsam um eine Deckung 
des Postdefizits im Jahre 1964 bemühen, daß wir 
uns weiter bemühen, mit Hilfe der Sachverständi-
genkommission neue Grundlagen für eine finan

-

zielle Neuordnung bei der Bundespost zu erarbei-
ten. Denn es stimmt ganz sicher eine Formulierung, 
die in dieser Auseinandersetzung Herr Kollege 
Strauß verwandt hat: Man kann den Entscheidun-
gen nicht länger ausweichen. So erklärte Herr Strauß 
am 22. Juli. Man kann sie sicher nicht ersetzen, 
weder durch großspurige Protestankündigungen, die 
dann keine parlamentarische Resonanz finden, noch 
durch die dem Bundeskanzler von dem Herrn CSU-
Vorsitzenden unterstellte Gesundbeterei. 

Wir möchten uns auf die Regierungserklärung 
vom 28. Oktober 1963 zurückziehen und Ihnen fol-
genden Satz aus dieser Regierungserklärung ins 
Gedächtnis rufen und Sie bitten, bei der Abstim-
mung an diesen Satz zu denken: 

Wenn es darum unverzichtbar ist, den Interes-
sentengruppen die Grenzen ihrer Ansprüche 
deutlich zu machen, so erscheint das nur glaub-
haft, wenn auch der Staat die rechten Maße zu 
setzen weiß. 

Um diese rechten Maße wollen wir uns in der heu-
tigen Debatte und bei den heutigen Abstimmungen 
bemühen! 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger:  Das Wort hat der 
Herr Bundesminister der Finanzen. 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Kollege Dr. Möller hat Anerkennung dafür ver-
langt, daß er sich den Kopf zerbrochen habe. Nun 
bin ich der Meinung, daß man sich zwar den Kopf 
zerbrechen soll, und ich bin auch bereit, anzuerken-
nen, daß sich Herr Dr. Möller sehr ernsthaft um die 
Dinge bemüht hat; aber man muß das auch in der 
richtigen Richtung tun, und ich bin der Meinung, da 
mangelt es etwas. 

Ich will nur noch einige kurze Hinweise geben, 
um die Debatte nicht aufzuhalten. Der Verzicht auf 
die Monopolabgabe, die der Bund allein erhält, und 
ein Steuerverzicht sind etwas ganz anderes, schon 
mit Rücksicht auf die Verteilung der Steuern zwi-
schen Bund und Ländern. Beides hat nichts mitein-
ander zu tun, das können Sie nicht miteinander ver-
mengen. Im übrigen verkennen auch Sie, Herr Kol-
lege Dr. Möller, total die Bestimmung des Post-
gesetzes in § 15, daß die Post aus ihren Einnahmen 
die Ausgaben zu decken hat. Die Post hat bei der 
Durchführung des Haushalts — nicht nur bei der 
Aufstellung, so, wie Sie es machen wollen, nämlich 
bis zum 31. Dezember warten und, wenn dann das 
Defizit da ist, es auf andere Weise decken, wozu Sie 
erst die Gesetzgebungsmaschinerie in Gang bringen 
müßten, was gar nicht geht — bereits die Verpflich-
tung, wenn sie ein Defizit auf sich zukommen sieht, 
dafür zu sorgen, daß es gedeckt wird. Daher die Ge-
bührenerhöhung, die gar nicht zu vermeiden ist, 
weil nach § 15 des Postverwaltungsgesetzes die Ein-
nahmen geschaffen werden müssen, um die notwen-
digen Ausgaben zu decken. 

Ich hatte Ihnen am Schluß meiner Ausführungen 
das ganze Paket, die Fülle der Maßnahmen vor 
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Augen zu führen versucht, mit der wir die Struktur 
und die Lage der Post auf Dauer ändern wollen. Da 
haben Sie schon gesehen, daß ich zu einer solchen 
Maßnahme, nämlich dem Einfrieren der Abgabe auf 
520 Millionen DM, Bundesrat, Bundestag, die ganze 
Gesetzesmaschinerie brauche. Jetzt während der 
Ferien befindet sich zum Beispiel die bereits im Ent-
wurf des Haushaltsgesetzes 1965 verankerte Mög-
lichkeit des Einfrierens für 1965 noch im Gesetz-
gebungsgang. Ich kann es nicht ändern. Es ist eben 
ein langfristiger Prozeß, der immerhin Monate 
dauert. Während dieser Zeit sollte die Postkommis-
sion schnellstens die Arbeit aufnehmen, um viel-
leicht schon im Januar 1965, oder wann weiß ich, 
konkrete Vorschläge zu machen, was wir gründlich 
und auf Dauer an der Struktur und der Lage der 
Post ändern sollten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir fahren in der 
Rednerliste fort. Das Wort hat der Abgeordnete 
Dr. Stoltenberg. — Verzeihung, der Herr Postmini-
ster hat sich gemeldet. Ich muß nach der Geschäfts-
ordnung dem Herrn Minister zuerst das Wort geben. 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen: Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Ich wollte nur Herrn Kollegen 
Möller nicht nach Hause gehen lassen, bevor ich 
ihn berichtigt und einiges richtiggestellt habe. Herr 
Kollege Möller hat hier mitgeteilt, daß die SPD im 
Jahre 1953 dem Postverwaltungsgesetz einschließ-
lich der Abgabe an den Bund — der berühmten 
62/3% — zugestimmt habe, weil damals völlig 
andere Verhältnisse geherrscht hätten; die Bundes-
post habe mit Gewinn gearbeitet. Herr Kollege 
Möller, ich darf nur um der Wahrheit willen richtig-
stellen, daß bereits 1953 die Post ein Defizit von 
220,7 Millionen DM gehabt hat, so daß die damalige 
Entscheidung auch in Kenntnis dieses Defizits er-
folgen mußte. Ich darf Ihnen weiter sagen, daß 1958 
die Post ein Minus von 116 Millionen DM bei 78 Mil-
lionen DM Gehaltserhöhungen im Jahr, 1959 ein 
Plus von 38 Millionen DM bei 10,6 Millionen DM 
Lohn- und Gehaltserhöhungen, 1960 ein Plus von 
70 Millionen DM bei einer Gehaltserhöhung von 
287 Millionen DM gehabt hat. 1961, bei einer Ge-
halts- und Lohnerhöhung von 352 Millionen DM, ist 
die Deutsche Bundespost erstmals nach 1957 — und 
diesen Zeitraum möchte ich besonders verantworten 
— wieder ins Defizit gekommen. Aus dieser Skala 
allein ergibt sich schon, daß Lohn- und Gehalts-
bewegungen bei einem zu 65% arbeitsintensiven 
Betrieb eben entscheidend sind. Wenn die Deutsche 
Bundespost nicht auf allen Gebieten, auf denen sie 
überhaupt eine Möglichkeit gesehen hat, die Ratio-
nalisierung und die Automatisierung durchgeführt 
hätte, dann, Herr Kollege Möller, hätten wir nicht 
so lange die Post aus eigener Kraft erhalten können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Bundesmini-
ster, gestatten Sie noch eine Frage des Abgeord-
neten Cramer? 

Cramer (SPD) : Herr Minister, Sie werden doch 
zugeben, daß, als wir 1953 das Gesetz machten — 
das war, wenn ich mich recht erinnere, in der Mitte 
des Jahres —, noch nicht bekannt war, daß die 
Bundespost im Jahre 1953 mit einem Verlust ab-
schneiden würde. Weiter werden Sie zugeben, daß 
dieser Verlust ja erst entstand, nachdem die Ablie-
ferung abgebucht war. Der wesentliche Teil. meiner 
Frage geht dahin, — — 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Cramer, ich bitte, eine Frage zu stellen und 
nicht — — 

Stücklen, Bundesminister für das Post- und Fern-
meldewesen: Herr Kollege Cramer, ich kann Sie 
leider nicht entlasten für den Fehler, den Ihr Kollege 
Möller gemacht hat: hier eine Behauptung aufzu-
stellen, die nicht stimmt. 

(Zuruf von der SPD: Das werden wir ja 
nachprüfen!) 

Denn diese Tatsache war bereits im Haushalt 1952 
mit minus 51 Millionen verankert. Dieses Defizit hat 
sich im Laufe des Jahres 1953 infolge der Lohn- und 
Gehaltsentwicklung auf 220 Millionen DM erhöht. 
Im Haushalt, der Ihnen damals in dem Ausschuß, 
dessen Vorsitzender Sie waren, vorlag, lautete es: 
minus 51 Millionen DM bereits 1952. 

(Lebhaftes Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Ein Ausweichen, Herr Kollege Cramer, auf Gebieten, 
auf denen man sich geirrt hat — Herr Kollege 
Möller sich geirrt hat; mehr unterstelle ich ja 
gar nicht —, kann man eben nicht durch eine Dis-
kussion ausräumen. 

Da Sie mich aber schon nochmals ans Pult gebracht 
haben, — — 

(Zuruf von der SPD: Die Zahl hat auch nicht 
gestimmt!) 

— Ich habe die Zahl richtig genannt. — Aber da ich 
nun hier stehe, darf ich — ich sehe leider Herrn 
Zoglmann nicht — auch hier eine Berichtigung brin-
gen. Die Berichtigung geht dahin, daß das Trans-
atlantikkabel von Deutschland aus mit zwei anderen 
Verwaltungen durchgeführt worden ist, einmal mit 
der französischen und einmal mit der englischen und 
der amerikanischen. Die amerikanische Verwaltung 
ist auf privatwirtschaftlicher Basis aufgebaut; es gibt 
dort keine staatliche Telefonie und Telegrafie. Die 
französische ist selbstverständlich staatlich, so daß 
die französische PTT-Verwaltung genau in  der glei-
chen Eigenschaft vertreten war wie die deutsche 
PTT-Verwaltung und die englische PTT-Verwaltung 
ebenso wie die deutsche PTT-Verwaltung; so daß 
hier also nicht der Eindruck entstehen könnte, daß 
irgendwo in England oder in  Frankreich neben der 
staatlichen PTT-Verwaltung dieses Transatlantik-
kabel von einer Privatgesellschaft durchgeführt wor-
den wäre. 

In bezug auf Reisting darf ich auch ein bißchen 
korrigieren. Die Millionen werden hier nur so her

-

umgeschmissen. Ich darf nur sagen, daß Reisting 
40 Millionen DM gekostet hat. Ich darf weiter hinzu- 
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fügen: Was würde der Bundestag 1970 vielleicht an 
die Adresse des damaligen Postministers sagen, 
wenn dieser es versäumt hätte, einen so modernen 
Nachrichtenzweig wie das Satellitensystem in 
Deutschland zugunsten eines anderen Staates zu 
vernachlässigen! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Nachdem der Herr 
Bundespostminister auf seinen Platz gegangen ist, 
kann ich natürlich eine Frage nicht mehr zulassen. 
Aber Sie können sich selbstverständlich als Redner 
melden. — Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Stol-
tenberg. 

Dr. Stoltenberg (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Diese Debatte hat, wie 
es wohl nicht zu vermeiden war, auch eine große 
Zahl von fachlichen Fragen berührt, die ihre Be-
deutung haben. Ich glaube aber, man sollte, wenn 
man eine Zwischenbilanz zu ziehen versucht, eines 
sehr klar erkennen. Wie immer man das Verhalten 
der Regierung in dieser Frage beurteilt, rechtfertigt 
oder kritisiert — die sozialdemokratische Fraktion, 
die diese Debatte herbeigeführt hat, hat uns weder 
in ihren vorliegenden Anträgen noch in ihren Aus-
führungen hier irgendeine Alternative z u der Ent-
scheidung der Bundesregierung aufgewiesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Erler: 
Dann haben Sie .geschlafen, Herr Stolten

-

berg!) 

Das ist eine Frage der Finanzpolitik, über die wir 
reden. 

(Abg. Erler: Nein, das ist eine Frage des 
Zuhörens!) 

Und was  wir an hingeworfenen Bemerkungen, Herr 
Kollege Erler, im einzelnen hier gehört haben, hält 
einer kritischen finanzpolitischen Betrachtung auf 
dem Hintergrund Ihrer sonstigen Anträge unid Vor-
stellungen zu diesem Gebiete nicht stand. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich glaube, darüber müssen wir uns unterhalten, 
wenn wir aus dem Feuerwerk polemischer Bemer-
kungen, das Sie hier mit einem Blick auf die Öffent-
lichkeit vorgeführt haben, jetzt auf die eigentlichen 
zugrunde liegenden Sachfragen eingehen. 

Herr Kollege Möller hat das ja auch mit einer ge-
wissen schönen Offenheit gesagt. Er ist darauf an-
gesprochen worden, daß es keinen sozialdemokra-
tischen Antrag gibt, dieses ach so schlechte Postver-
waltungsgesetz von 1953 zu ändern. Er hat darauf 
geantwortet, es sei nicht die Aufgabe der SPD, in 
dieser Frage einer Gesetzesinitiative der Regierung 
gleichsam das Denken abzunehmen. Herr Kollege 
Möller, ich halte das auf dem Hintergrunde Ihres 
sonst so entwickelten parlamentarischen Selbstbe-
wußtseins für eine sehr erstaunliche Feststellung. 

(Beifall in der Mitte.) 

Ich kann auch nicht umhin zu bemerken, daß es ja 
nicht Ihrem sonstigen Verhalten entspricht. Ihre 
Fraktion hat es, wie es ihr gutes Recht und ihre 

Pflicht ist, in dieser Wahlperiode für richtig gehal-
ten, über 60 Gesetzesanträge zu anderen Fragen ein-
zubringen. Aber in dieser Frage, die jetzt wie eine 
nationale Katastrophe erscheint, haben Sie es nicht 
als opportun angesehen, zur heutigen Sitzung einen 
formulierten Gesetzentwurf einzubringen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Ich bin auch etwas verwundert über das, was Sie 
über die Funktion des Postverwaltungsrates sagten. 
Sie haben hier erklärt, daß die von Ihrer Partei, 
von Ihrer Fraktion entsandten Mitglieder gesagt 
hätten, daß sie zu diesem Zeitpunkt — bevor nicht 
die Sachverständigen ihre Auffassung dargelegt 
hätten — nicht einer Gebührenerhöhung zustimmen 
könnten. 

(Zurufe.) 

Diese Einschränkung ist schon sehr interessant, weil 
nämlich in dieser Formulierung doch der Grundtat-
bestand erkennbar wird, daß man gewaltig steigen-
de Lasten bei einem Wirtschaftsunternehmen letzten 
Endes eben doch nur über Gebühren ausgleichen 
kann. 

Dann sind Sie darauf angesprochen worden, was 
denn andere namhafte Mitglieder der Sozialdemo-
kratie in diesem Postverwaltungsrat getan haben. 
Da haben Sie die sehr merkwürdige Bemerkung ge-
macht, die hätten andere Gesichtspunkte — die des 
Personals usw. — zu vertreten. Ich halte das für 
eine ganz falsche Darstellung. 

(Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller: Von den 
Personalvertretern!) 

— Von den Personalvertretern. — Ich halte das für 
eine ganz falsche Darstellung. Jedes Mitglied des 
Postverwaltungsrates, ob von Ihrer Fraktion ent-
sandt, von den Gewerkschaften, ob Mitglied Ihrer 
Partei oder aus anderen Gremien, hat nach dem 
Postverwaltungsgesetz eine gesetzliche Aufgabe. 

(Beifall in der Mitte) 

Jeder trägt die Gesamtverantwortung für die Post. 
Sie können sich mit einer solchen Bemerkung von 
dem Verhalten Ihrer Parteifreunde im Postverwal-
tungsrat nicht distanzieren, die im Widerspruch zu 
dem steht, 

(Beifall in der Mitte) 

was Sie hier heute erklärt haben und was in der 
Öffentlichkeit von Ihnen in einer gewaltigen Pro-
paganda erklärt wird. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Stoltenberg, gestatten Sie eine Frage? 

Dr. Stoltenberg (CDU/CSU) : Ja. 

Erler (SPD) : Herr Abgeordneter Stoltenberg, wol-
len Sie damit sagen, daß die aus einem ganz ande-
ren Rechtstitel in verschiedene Gremien entsandten 
Persönlichkeiten dort jeweils keine andere Aufgabe 
haben, als ihre politische Partei zu vertreten, so 
daß sie dort gewissermaßen — — 

(lebhafte Zurufe von der Mitte) 
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so daß die politische Partei für alles haftbar ist, was 
andere woanders tun, ohne daß sie von der Partei 
entsandt sind? 

Dr. Stoltenberg (CDU/CSU) : Herr Kollege Erler, 
eine Lektüre des Stenogramms meiner Ausführun-
gen wird Ihnen klarmachen, daß ich das nicht gesagt 
habe. 

(Zuruf von der SPD: Na also!) 

Ich habe gesagt, daß jedes Mitglied dieses Ver-
waltungsrates unabhängig davon, von wem es ent-
sandt ist, eine gesetzliche Verantwortung für das 
Ganze hat. 

(Beifall in der Mitte.) 

Sie müssen uns schon gestatten, nachdem Sie in der 
Öffentlichkeit und auch heute hier in der Form, wie 
wir es erlebt haben, diese Frage so zugespitzt und 
zu so massiven Angriffen benutzt haben, daß wir 
das Verhalten Ihrer Parteifreunde, ganz unabhängig 
davon, wer sie entsandt hat, in den maßgebenden 
Gremien einer ebenso kritischen Betrachtung unter-
ziehen und daß daran die Glaubwürdigkeit Ihrer 
Vorwürfe gemessen wird. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger:  Herr Abgeordneter 
Dr. Stoltenberg, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Abgeordneten Sanger?  

Sänger (SPD) : Herr Kollege Stoltenberg, sind Sie 
der Auffassung, daß die Einsprüche z. B. auch des 
Industrie- und Handelstags auf unsere Opposition 
zurückzuführen sind? 

(Lebhafte Zurufe von der Mitte.) 

Dr. Stoltenberg (CDU/CSU) : Herr Kollege, das 
ist eine völlig andere Frage als die, über die  ich 
soeben gesprochen habe. Ich möchte im weiteren 
Verlauf meiner Darlegung deutlich machen, ohne 
nun die ganze Breite der Sache in dieser späten 
Stunde zu behandeln, daß wir nicht nur jedem das 
Recht zur kritischen Stellungnahme zubilligen, son-
dern daß wir glauben, daß es auch begründete kriti-
tische Stellungnahmen gibt. Nur müssen diejenigen, 
die kritisieren, sich erst fragen lassen, wie sich ihre 
Freunde in  den  maßgebenden Gremien verhalten 
haben, und zweitens, wie ihre Alternative lautet. 
Und darüber möchte ich gern mit Ihnen diskutieren. 

(Beifall in der Mitte.) 

Gestatten Sie  mir,  Herr Sanger,  daß ich zunächst ein-
mal hier meinen Gedankengang entwickele, und 
zwar schon im Hinblick auf die späte Stunde. Ich bin 
gern bereit, später noch einmal auf eine Frage von 
Ihnen einzugehen. 

Es ist nicht von ungefähr, daß Sie sich hier 
auf die für mich erstaunliche Position zurückziehen, 
es sei nicht Ihre Aufgabe, Anträge einzubringen oder 
Alternativen zu entwickeln. Das ist nicht von unge-
fähr, meine Damen und Herren. Die Rechnung, die 
Sie hier mit  einigen etwas hingeworfenen Bemer-

kungen machen, geht nämlich nicht auf. Die Frage 
ist: Wie wollen Sie, selbst wenn wir die Konzes-
sionsabgabe fallenließen, das verbleibende Defizit 
decken, das in  den nächsten Jahren noch steigen 
wird? Sie verweisen in einer sehr allgemeinen For-
mulierung auf den Haushalt. Darüber wird zu reden 
sein. 

Aber, meine Damen und Herren, zunächst möchte 
ich doch bemerken, daß die Entscheidung nach gel-
tendem Recht gefallen ist.  Daran haben wir die Bun-
desregierung zunächst zu messen. Ich möchte, ohne 
sehr viel Zahlen zu wiederholen, darauf verweisen, 
daß wir eine gewaltige Steigerung der  Personal-
kosten der Post zu verzeichnen haben. Der Personal-
haushalt betrug 1950 951 Millionen DM. Er betrug 
1963 3,5 Milliarden DM, mit Sozialleistungen etwa 
4,5 Milliarden DM. Das ist eine Steigerung von 400 
bis 500 %! Die Unkosten pro Arbeitskraft betrugen 
1950 3200 DM. Sie liegen jetzt mit Sozialleistungen 
bei über 11 000 DM. 

Meine Damen und Herren, es ist manchmal ge-
spenstisch, wie die Argumentation  in  diesem Hause 
wechselt. Vor wenigen Wochen .haben wir eine Dis-
kussion über die Besoldung im öffentlichen Dienst, 
im besonderen bei Bahn und Post, geführt. Da haben 
wir die bitteren Vorwürfe aus Ihren Reihengerade 
von den von Ihnen zitierten Gewerkschaftsvertre-
tern, Herr Kollege Möller, die auch in Ihren Reihen 
hier sind, gehört, daß die Besoldung bei der  Post 
völlig unzulänglich ist. Wir haben uns entschlossen, 
eine erhebliche Verbesserung dieser Besoldung vor-
zunehmen, die  Sie nach wie vor als unzulänglich an-
sehen. Wir haben bewußt etwas für die Beamten 
im unteren Dienst getan, und wir wissen, daß wir 
mehr tun müssen. Wir sehen im Herbst den beträcht-
lichen gewerkschaftlichen Forderungen auf dem Ta-
rifsektor entgegen. Das alles ist hier wie wegge-
wischt, 

(Sehr gut!  bei der CDU/CSU) 

wenn es darum geht, jetzt zu diskutieren, wie diese 
Rechnung bezahlt wind. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, Sie können in  einer 
ernsthaften politischen Diskussion auch den Hinweis 
meines Kollegen Dr. Schmidt auf die Situation bei 
anderen Dienstleistungsbetrieben, bei den öffent-
lichen Verkehrsbetrieben, nicht in der etwas lächer-
lichen oder ironischen Art behandeln, wie das hier 
teilweise geschehen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir tragen in  den  kommunalen Verwaltungen, im 
kommunalen Sektor eine gemeinsame Verantwor-
tung. Es ist kein Geheimnis, daß Sie in den Groß-
städten zahlenmäßig eine stärkere Verantwortung 
tragen als wir. Aber ich halte es für völlig sinnlos, 
daß Sie, wenn wir auf Hamburg, Hannover oder 
München verweisen, uns „Bonn" zurufen. Natürlich 
ist das eine allgemeine Problematik. Das wird ja gar 
nicht bestritten. 

(Zurufe von der .SPD.) 

Aber  es  ist doch auch nicht zu übersehen, daß wir 
dort auf diesem Dienstleistungssektor, dessen so- 
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ziale Bedeutung gerade für Millionen Arbeitnehmer 
und Hausfrauen größer ist ,als die der Telefonfrage, 

(Beifall bei .der CDU/CSU) 

im Verlaufe von sechs, sieben Jahren Kostenstei-
gerungen bis zu 60 % zu verzeichnen haben, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

beschlossen von Ihren verantwortlichen Landes- und 
Stadtvertretungen, ohne daß man dort bis zum heu-
tigen Tage auf eine Konzessionsabgabe verzichtet 
hat. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Dieses Messen mit zweierlei Maß, auch wenn es ge-
wissen Schlagzeilen entspricht, können wir nicht ak-
zeptieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das hat mit einer sachlichen, einer korrekten Aus-
einandersetzung über diese Fragen nichts zu tun, 
die wir gerade in der heutigen Debatte allerdings 
schmerzlich bei Ihnen vermißt haben. Meine Damen 
und Herren, wo bleibt da Ihr Protest? Welche Vor-
schläge machen Sie? Wie wollen Sie diese Dinge 
in den Griff bekommen? Das ist ein Thema, das hier 
in diese Diskussion hineingehört. 

Nun haben Sie auf den Bundeshaushalt verwiesen. 
Das ist natürlich der bequeme Weg, alles auf den 
Haushalt zu nehmen; ein mehr als bequemer Weg, 
bei dem wir — ich sage das ganz offen —, aller-
dings graduell abgestuft, in diesem Hause allzumal 
die Tendenz haben, alle miteinander Sünder zu sein. 
Aber es ist die Frage, wie weit man diesen Weg 
gehen kann. Ich glaube, daß wir einen verhängnis-
vollen Weg gehen würden, wenn wir gegen den 
Text des geltenden Postverwaltungsgesetzes jetzt 
die Post durch die Tarife zum dauernden Subven-
tionsempfänger des Bundes machten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wie steht es denn mit Ihrer Haltung, meine Da-
men und Herren? Ich kann nicht umhin, doch einige 
kurze Bemerkungen zur allgemeinen finanzpoliti-
schen Situation zu machen. Es ist sehr sonderbar: 
Wir haben über den Grundsatz der Begrenzung des 
Haushalts gesprochen, der, wie mir scheint, für die 
Frage der Preise und der Konjunkturstabilität eine 
wesentlich größere Bedeutung hat als diese Frage — 
ohne daß ich ihre sachliche und psychologische Be-
deutung unterschätze. Herr Mommer, Sie haben im 
Winter, am 16. Dezember, als es um die Kriegsopfer 
ging, hier an dieser Stelle erklärt: ,,Sie mögen es 
immer wieder bezweifeln; wir stehen zu diesem Pla-
fond von 60,3 Milliarden, und wir werden alle Mehr-
aufwendung durch Kürzungen ausgleichen." Herr 
Erler hat vor wenigen Wochen in einem Interview 
mit „Christ und Welt" diese Limitierung auf 60,3 Mil-
liarden DM und die nach den gleichen Grundsät-
zen erfolgte Limitierung für das nächste Jahr als 
eine Fiktion bezeichnet, eine fragwürdige Idee des 
Bundeskanzlers, die wir mit sinnlosen Streichungen 
verwirklicht hätten. Meine Damen und Herren, wel-
che Politik machen Sie in dieser Frage? Das möchten 
wir von Ihnen hier hören. Was gilt nun eigentlich,  

die Schwüre des Winters oder die Erklärungen des 
Sommers? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ein zweites, meine Damen und Herren. Natürlich 
hängt dieses Problem — das ist von Herrn Möller 
und von Herrn Dr. Schmidt angedeutet worden — 
mit der Frage der Steuerpolitik zusammen. Aber da 
scheint mir eigentlich der Widerspruch bei Ihnen 
noch größer zu sein.  Herr Erler hat das eben ge-
nannte Interview unter die schöne Überschrift ge-
stellt oder stellen lassen: Weniger Steuern — weni-
ger Bildung. Das mag nicht seine Formulierung sein, 
aber das gibt den Inhalt dieses Interviews sehr gut 
wieder. Wir hören die Reden von den vernachlässig-
ten Gemeinschaftsaufgaben, von Bildung, Wissen-
schaft, Verkehr, Straßenbau usw. Dann reden andere 
Leute, die jetzt etwas im Hintergrund sitzen, dann 
nämlich, wenn es darum geht, herauszustellen, daß 
wir die zusätzlichen Mitteln, die wir überhaupt noch 
haben, für diese Dinge brauchen und nicht für neue 
Subventionen. Heute hören wir etwas anderes. Herr 
Erler sagt: Weniger Steuern — weniger Bildung. 
Aber — ich habe darauf schon während der Haus-
haltsdebatte hingewiesen — Ihre Anträge hier im 
Hause auf Steuersenkung, die Sie bis heute nicht 
zurückgezogen haben, führen, was den Bund be-
trifft, zu einem viel stärkeren Ausfall an Steuern 
als die von Ihnen unter diesem Gesichtspunkt kriti-
sierten Steuersenkungspläne der Bundesregierung. 

(Abg. Seuffert: Und die  des Bundesfinanz

-

ministers vielleicht nicht?) 

— Herr Seuffert, ich will Ihnen die Zahlen sagen. 
Die Bundesregierung hat vorgesehen, die Einkom-
mensteuer zu senken, so  daß 1966 ein Steuerausfall 
für Bund und Länder zusammen von etwa 2,8 Mil-
liarden  DM  entstehen würde, von denen der  Bund 
etwa eine Milliarde oder etwas über eine Milliarde 
tragen würde. Ihre Pläne zur Senkung der Einkom-
mensteuer kosten infolge einer Verlagerung weni-
ger. Aber sie kosten immer noch knapp 1,4 Milliar-
den DM. Davon würde der  Bund 600 Millionen DM 
zu tragen haben. Dazu haben Sie  bis  zum heutigen 
Tage Ihre Anträge auf Abschaffung der Verbrauch-
steuer auf Kaffee, Tee und Zucker nicht zurückgezo-
gen, die dem Bund allein 1,1 Milliarden .DM kosten, 

(Abg. Seuffert: Aber denken Sie an unsere 
Deckungsvorschläge!) 

so daß Sie eine Senkung von Bundessteuern in der 
Größenordnung von 1,9 Milliarden DM gegenüber 
den von der Bundesregierung vorgesehenen 1,1 Mil-
liarden DM beantragt haben. 

(Abg. Seuffert: Und die Deckungsvorschläge 
der  SPD?  — Weiterer Zuruf des  Abg. 

Seuffert.) 

— Die Vermögensteuer ist keine Bundessteuer, wie 
Sie wissen, Herr Seuffert. 

(Abg. Seuffert: Aber  die  Abzugsfähigkeit!) 

Wie verhält sich denn das mit „Weniger Steuern 
— weniger Bildung"? Wie verhält sich das mit den 
Gemeinschaftsaufgaben? 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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Wie verhält sich das mit dem Vorschlag, eine Kon-
zessionsabgabe von 520 Millionen DM unbesehen 
auf den  Bundeshaushalt zu übernehmen und das 
weitergehende Defizit aus Steuermitteln zu decken? 
Diese Fragen müssen Sie, glaube ich, etwas glaub-
würdiger und deutlicher beantworten, als Sie das 
bisher getan haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zuruf von der SPD: Und Sie müssen das 

korrekter darstellen!) 

— Meine Damen und Herren, Sie können sich nicht 
darauf zurückziehen, daß Sie erklären: Preiswucher 
— im Sinne der  Schlagzeilen einiger Zeitungen, über 
die Sie sonst viel negativere Urteile abgegeben ha-
ben als wir — und daß Sie diese Probleme im Sinne 
einiger Schlagzeilen behandeln und mit einigen all-
gemeinen Bemerkungen, man möge dies oder jenes 
tun. Dabei halte ich den Vorschlag, das zu niedrige 
Kapital zu verzehren, um  es dann später aufzu-
stocken, für den wohl fragwürdigsten Vorschlag 
überhaupt, der in  der  Diskussion gebracht wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir haben einen Antrag dazu vorgelegt, ähnlich 
wie Sie,  nicht einen Gesetzesantrag, sondern einen 
Entschließungsantrag. Wir werden bestimmte Pro-
bleme der Post prüfen müssen. Aber ich glaube, der 
Grundsatz, daß ,die Gebühren der Post die Aufwen-
dungen zu decken haben, wird auch in Zukunft gel-
ten. Das schließt die Notwendigkeit bestimmter 
struktureller Maßnahmen nicht aus. Ich verweise auf 
unseren Antrag. Die Frage der Kapitaleinlagen ist 
zu prüfen, ebenso die der Verbesserung der Finanz-
struktur. Es gibt Überlegungen auch bei der Bundes-
regierung, durch eine einmalige Zuführung von Mit-
teln bestimmte Belastungen der Post zu verringern. 
Selbstverständlich muß über Form und Umfang der 
Abgabe gesprochen werden, aber unter Würdigung 
der gesamten Problematik. Da ist schließlich der 
dringende Wunsch, in dem wir uns einig sind, den 
Investitionsbedarf vor allem auf dem Fernmelde-
sektor beschleunigt zu verwirklichen, damit die über 
350 000 Anträge schnell erfüllt werden können, was 
sicher auch eine positive Wirkung auf die Einnah-
men  in diesem Bereich hätte. Das und anderes wird 
zu prüfen sein. 

Aber das, was an Anträgen vorliegt — und wir 
beziehen unseren eigenen durchaus ein —, ist nicht 
so, daß darüber heute entschieden werden kann. Wir 
müssen diese Dinge in den Ausschüssen behandeln, 
beschleunigt, gemeinsam mit der Bundesregierung, 
mit der Sachverständigenkommission. Das ist der 
einzig mögliche Weg, wenn wir der Sache gerecht 
werden wollen und nicht nur auf die Propaganda 
schauen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Erler, ich muß ihnen übrigens auch sagen, 
bevor ich zum Schluß komme, daß Sie meines Er-
achtens unseren Antrag Umdruck 428 aus der Haus-
haltsdebatte hier nicht richtig zitiert haben, als Sie 
zu Beginn diese sehr harten Vorwürfe gegen die 
Bundesregierung im Zusammenhang damit erhoben 
haben. Wir von der CDU/CSU und FDP haben ge-
sagt, unter Berücksichtigung der Möglichkeit, daß 

eine Erhöhung der Gebühren auf die Dauer nicht 
ausreicht, die hierfür erforderlichen Finanzmittel 
sicherzustellen, erwartet der Bundestag von der 
Bundesregierung, daß sie eine Kommission einsetzt. 
Wenn man sagt, daß eine Erhöhung der Gebühren 
auf die Dauer nicht ausreicht, dann kann man nicht 
daraus folgern, daß damit die Möglichkeit einer 
Gebührenerhöhung gleichsam für die nächste Zu-
kunft ausgeschlossen ist. Dann kann man nicht dar-
aus folgern — und wir als Initiatoren dieses An-
trags wenden uns gegen Ihre Auslegung —, daß die 
Bundesregierung unseren Willen mißachtet hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Erler: 
Die damaligen Reden dazu klangen Aber 
anders! Da war nicht von einer baldigen 

Gebührenerhöhung die Rede!) 

— Herr Kollege Erler, ich glaube, man kann nicht 
sagen, daß ein Abweichen der Bundesregierung 
von Ausführungen, die hier z u Protokoll gegeben 
sind, eine Mißachtung des Parlaments darstellt. Die-
ser Auslegung kann ich nicht folgen. Ich glaube, 
Sie müssen von idem Entschließungsantrag ausge-
hen, den dieses Haus verabschiedet hat, und da liegt 
jedenfalls keine Mißachtung des Parlaments vor. 

Meine Damen und Herren, mit dieser Begründung 
schlagen wir vor,  den  Antrag der  SPD IV/2479 abzu-
lehnen und die drei anderen vorliegenden Anträge 
der SPD, FDP und der CDU/CSU dem Ausschuß für 
Verkehr, Post- und Fernmeldewesen — federfüh-
rend —, dem Haushaltsausschuß und dem Finanz- 
und Steuerausschuß — mitberatend — zu überwei-
sen. Wir hoffen — und ich glaube, in dieser Hoff-
nung ist sich bei aller Schärfe der Gegensätze das 
ganze Haus einig —, daß diese Beratungen dazu 
führen, daß wir schnell Verbesserungen für die 
Situation der Post finden, die aber auch vor dem 
Hintergrund einer redlichen Wirtschafts- und Finanz-
politik tragbar und vertretbar sind. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Eisenmann. 

Eisenmann (FDP) : Herr Präsident! Meine verehr-
ten Damen und Herren! Ich bedaure, daß wir heute 
hier zusammenkommen mußten, und zwar in dop-
pelter Hinsicht. Erstens hätten wir bei Klugheit und 
Weitsicht verschiedener Stellen die heutige Debatte 
durchaus vermeiden können, und zweitens ist bei der 
Beratung des Einzelplans 13 — Post- und Fern-
meldewesen — leider auch nicht eine annähernd 
gleich gute Besetzung vorhanden gewesen, als viele 
der heute angesprochenen Probleme und Aufgaben 
insgesamt behandelt wurden. Jedenfalls habe ich mir 
die Mühe gemacht, in der 123. Sitzung auf die ge-
samte Problematik im Namen der Freien Demokra-
ten aufmerksam zu machen. Ich habe bereits im 
Februar zusammen mit Kollegen Lemmrich im Aus-
schuß für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen den 
Antrag eingebracht, man möge eine Sonderkomis-
sion einsetzen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren von der Sozialdemokratischen Partei, nicht 
eine Untersuchungskommission, sondern eine Son- 



6700 	Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 135. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 29. Juli 1964 

Eisenmann 
derkommission als Fachkommission, die prüfen solle, 
wie man beim Bundesposthaushalt zu einem opti-
malen Betriebsergebnis kommen kann bei einem 
ausgeglichenen Haushalt auf der anderen Seite. Die-
sem Vorschlag ist dieses Hohe Haus in der 123. Sit-
zung insgesamt gefolgt. 

Ich kann hier nur das wiederholen, was Kollege 
Möller vorhin ausgeführt hat. Auch ich bedaure, daß 
man erst gestern die Sachverständigenkommission 
berufen hat. Ich freue mich auf der anderen Seite 
darüber, vom Herrn Finanzminister zu hören, daß in 
dieser Sachverständigenkommission Persönlichkei-
ten sind, die aus der Betriebswissenschaft kommen, 
die aus der freien Wirtschaft kommen, die von der 
Finanzwissenschaft kommen. Ich hoffe, daß diese 
Persönlichkeiten etwa bis zum Ende dieses Jahres 
uns, diesem Hohen Haus, und auch der Regie-
rung ein Ergebnis vorlegen können, das uns dann in 
die Lage versetzt, die Probleme der Bundespost so 
zu behandeln und zu entscheiden, wie wir das am 
liebsten schon heute tun möchten. 

Mein Kollege Zoglmann hat bereits im Auftrag der 
FDP-Fraktion darauf hingewiesen, daß wir glauben 
sagen zu müssen: diese Bundesregierung ist gut 
beraten, wenn sie ihre Entscheidungen, ihren Kabi-
nettsbeschluß revidiert, wenigstens so lange diese 
Entscheidung aussetzt, bis die Ergebnisse der Sach-
verständigenkommission vorliegen, um dann so zu 
entscheiden in Verbindung mit diesem Parlament, 
wie es dann vermutlich richtig ist. 

Ein Kollege — ich glaube, Herr Schmidt war es —, 
hat gesagt, wir seien teilweise überfordert, wenn 
wir heute entscheiden sollten. Das mag dem Grunde 
nach richtig sein. Aber, verehrter Herr Kollege 
Schmidt, wenn dem so ist, müssen wir heute um so 
mehr darauf dringen, daß dem Antrag der FDP statt-
gegeben wird, der da sagt: 

Die Bundesregierung wird gebeten, die beab-
sichtigten Gebührenerhöhungen bei der Deut-
schen Bundespost so lange auszusetzen, bis die 
Vorschläge der Sachverständigenkommission 
vorliegen. 

Der Bericht dieser Sachverständigenkommission 
könnte nach meiner Auffassung bei intensiver Ar-
beit der berufenen Herren durchaus bis zum 31. De-
zember dieses Jahres vorgelegt werden. 

Wo liegen die Schwerpunkte? Nach meiner Auf-
fassung und der meiner Fraktion liegen die Schwer-
punkte, die zu erarbeiten sind, erstens auf dem Ge-
biet der betriebswirtschaftlichen Maßnahmen, die 
notwendig sind, um zu einer ausgeglichenen Be-
triebsrechnung zu kommen; ich komme hierauf noch 
zurück. Zweitens wären Vorschläge zu machen, in 
welchem Zeitabschnitt das Investitionsprogramm 
durchgeführt werden soll. 

Der Bundespostminister hat darauf hingewiesen, 
daß wir gerade auf dem Gebiet der Fernmeldetech-
nik sehr vieles und Gutes geleistet haben. Ich folge 
ihm durchaus darin, daß das richtig war und daß 
diese Investitionen sich auszahlen. Ich gehe in die-
sem Punkt, Herr Bundespostminister, sogar noch ein 
Stückchen weiter und würde es sehr begrüßen, wenn 
wir zu einer besseren Ausstrahlung des Zweiten 

Fernsehprogramms in den Zonenrandgebieten kom-
men könnten. Denn in diesem Raum ist es kaum 
möglich, das Zweite Programm befriedigend zu emp-
fangen. Die Leute dort sind, wenn sie ein anderes 
Programm empfangen wollen, gezwungen, das 
Schnitzler-Programm von der anderen Seite einzu-
schalten. Jedenfalls bekommt man dieses Programm 
aus der Zone besser zu sehen als unser Zweites 
Programm. Hier gibt es ohne Zweifel einen Nach-
holbedarf, auch aus gesamtdeutschen Interessen! 

Weiterhin müßte man prüfen, welche rechtlichen 
und organisatorischen Grundlagen der Bundespost 
vorhanden sein müßten, um sie den derzeitigen und 
künftigen Verhältnissen anzupassen. Das ist das, 
was auch der Herr Kollege Dr. Schmidt schon ange-
deutet hat. Darüber hinaus kann es für meine Freun-
de und mich keine Zweifel geben, daß man zu einer 
Verbesserung der Kapitalstruktur bei der Deutschen 
Bundespost kommen muß. Denn bei einem Gesamt-
volumen von rund 13 Milliarden beträgt das Eigen-
kapital heute nur noch 9,2 %. 

Allerdings müßte man nicht nur prüfen, wie man 
den Gebührenkatalog ordnet, sondern man müßte 
auch prüfen, ob nicht in bestimmten Bereichen das 
Investitionsprogramm gestreckt werden kann, d. h. 
wie man bestimmte Ausgaben auf längere Zeiträume 
verteilen kann, um in bestimmten Bereichen einen 
gewissen Ausgabenstopp zu erreichen. 

Ich will aber auch eines sehr deutlich sagen, sehr 
verehrter Herr Minister Stücklen: Ich bin der Auf-
fassung, daß der Postverwaltungsrat in einigen 
Punkten der Beurteilung des Investitionsprogramms 
und all dessen, was mit diesem riesigen Bereich der 
Bundespost zusammenhängt, überfordert ist. Viel-
leicht hat man gewisse Rationalisierungsmaßnahmen 
und verschiedene Dinge des technischen Fortschritts 
zu getrennt oder teilweise zu spät vorgenommen. 
Das sind Fragen, die ich hier nicht näher beleuchten 
möchte. Ich möchte aber auf den Unterschied zwi-
schen Mechanisierung und Rationalisierung hinwei-
sen; denn da besteht nach meiner Meinung ein sehr 
großer Unterschied. Wir müssen prüfen, inwieweit 
der Zinsendienst und die Tilgung für das Fremd-
kapital in ein angemessenes Verhältnis zu den be-
triebswirtschaftlichen Ersparnissen gebracht werden 
kann, die wir erst durch Rationalisierung, aber nicht 
durch Mechanisierung erreichen können. Das sind 
Fragen, wo ich glaube, daß die Sachverständigen-
kommission die betriebswirtschaftlichen Überlegun-
gen, wie man zu Ersparnissen kommen könnte, als 
Schwerpunkt ihrer Arbeit ansehen müßte. 

Der Herr Kollege Zoglmann hat darüber hinaus 
richtigerweise schon auf einige Punkte hingewiesen, 
zu denen ich meine sagen zu sollen, es wäre viel-
leicht möglich, verehrter Herr Bundespostminister, 
daß man zu Einsparungen kommt. Da ist das Pro-
blem einer Unterdeckung beim Postrentendienst. Ich 
bin der Auffassung, daß es nicht Aufgabe der Post 
ist, den Postrentendienst aus ihrem Betriebsergebnis 
zu decken. Das ist Aufgabe der Sozialversicherungs-
träger. Diese Unterdeckung liegt bei 3,4 Millionen 
DM. Das ist eine echte Fremdlast, die nicht der Post 
aufgebürdet werden kann, sondern die in den So-
zialversicherungskatalog hineingehört. 
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Darüber hinaus müßte man prüfen — was schon 

angedeutet worden ist —, inwieweit man zu einer 
Änderung des Postanweisungsdienstes kommen 
kann. Das Defizit beträgt hier 21,7 Millionen DM. 
Herr Zoglmann hat bereits auf den Postscheckdienst 
hingewiesen. Ich bin mit meinen Freunden von der 
FDP der Auffassung, man muß prüfen — weil die 
Sparkassen und Banken den gleichen Auftrag ge-
nausogut und preiswert, d. h. unentgeltlich, durch-
führen können — wie man von den 176 Millionen 
DM Defizit beim Postscheckdienst wegkommen kann. 
Das sind Fragen, die durchaus einer analytischen 
Betrachtung wert sind. 

Eine weitere Sorge betrifft den Schienen-Parallel-
verkehr Bahn/Post. Wie kann man zu einer Zusam-
menlegung der beiden defizitären öffentlichen Unter-
nehmen Bahn und Post bei dem gemeinsam durch-
geführten Omnibusbetrieb kommen? Wie ist auf 
der anderen Seite das Defizit auf diesem Gebiet in 
Einklang zu bringen mit der Tatsache, daß die glei-
chen Linien, von der Privatwirtschaft betrieben, 
gewinnbringend sind? Es ist durchaus eine Über-
legung wert, welche Linien man bei richtiger Zu-
sammenarbeit zwischen Privatbetrieben und den 
beiden Betrieben Bahn und Post irgendwie anders 
handhaben kann, um zu einem besseren Betriebs-
ergebnis zu komen. 

Darüber hinaus ist von dem Kollegen Dr. Stolten-
berg darauf aufmerksam gemacht worden, daß man 
Vorschläge erwartet. Sicher, wir alle haben gemein-
sam — CDU/CSU, SPD und FDP — konkrete Vor-
schläge gemacht, die es durchaus wert sind, daß sie 
von den zuständigen Herren durchdacht werden. Es 
sollte geprüft werden, was in welchem Zeitabschnitt 
verwirklicht werden kann, um zu einem ausgegliche-
ne Haushalt zu kommen. 

Aber meine Damen und Herren, eines möchte ich 
unmißverständlich sagen. 

(Fortgesetzte Unruhe.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Ich bitte um etwas 
mehr Aufmerksamkeit. 

Eisenmann (FDP) : Ich möchte es auch dem Herrn 
Bundeskanzler sagen. Nach meiner Auffassung sollte 
man dies nicht in die Überlegungen von Preisstabili-
tät und Konjunkturpolitik hineinprojizieren, wenn 
man bei der  Post gerade auf diesem Sektor, der 
offensichtlich gewinnbringend ist,  die  Gebühren im 
Nachttarif teilweise bis zu 52 Mark erhöhen will. 
Das ist meines Erachtens inkonsequent. 

Ich hatte mir schon gedacht: Da der Bundespost-
minister ein sehr begeisterter Sportsmann ist und 
Deutschland zur Zeit im Sport — lassen Sie mich 
das einmal polemisch sagen — leider, leider wenig 

 Rekorde zeitigen kann, müßte man hier einen be-
sonders hohen Europarekord zeigen. Wenn man die 
deutschen Postgebühren einmal in den Katalog der 

 europäischen Postgebühren projiziert, stellt man 
fest: Wenn die Erhöhung der Gebühren durchgeführt 
werden sollte, müßte man z. B. für ein Drei-Minuten-
Tagesgespräch über 350 km künftig in Deutschland 
4,20 DM zahlen, während in Frankreich 3,08, in der 

Schweiz 0,74 und in den Niederlanden 0,71 DM zu 
zahlen sind. Unter dem Gesichtspunkt einer Rekord-
leistung insgesamt wäre das ein absoluter europäi-
scher „Rekord", aber auf einem Gebiet, wo er leider, 
leider sehr schlecht beim Postverbraucher, beim 
Postkunden ankommt. 

Weiter ein persönliches Wort, und zwar in diesem 
Fall an die  Adresse des  Herrn Bundespressechefs. 
Ich bin erstaunt — ich unterstelle, daß die Berichte 
deutscher Zeitungen stimmen, ich habe eine Wider-
legung nicht gehört, jedenfalls nicht von seiten des 
Bundespressechefs —, daß Herr von Hase sagt, der 
Privatmann müsse sich gegen die Gebührenerhöhun-
gen dann eben durch Konsumverzicht wehren. Ja, 
dann brauche ich die  Gebührenerhöhung doch gar 

 nicht erst, wenn ich auf der  anderen Seite offiziell 
anrate, man möge sich durch Konsumverzicht dage-
gen wehren. Ich habe gemeint, man  wolle durch die 
Gebührenerhöhung einen ausgewogenen Katalog er-
reichen. 

Aber noch bedenklicher ist es nach meiner Auf-
fassung — das ist einfach unverantwortlich —, wenn 
Herr von Hase gestern angeblich gesagt hat, wie mir 
mitgeteilt worden ist, daß die  Wirtschaft die Gebüh-
renerhöhung zu 81,7 % zahlen würde und daß das 
dann ja nicht so schlimm sei. Meine Damen und Her-
ren, dieser Auffassung des Bundespressechefs muß 
ich in aller Schärfe und in aller Härte entgegentre-
ten, sofern er sie in dieser Form gemacht hat. 

Darüber hinaus hat er erklärt, die Wirtschaft 
mache noch ein Geschäft; denn durch die Übernahme 
des Kindergeldes auf die Staatskasse würde die 
Wirtschaft 1,1 Milliarden DM einsparen, während 
die Postgebühren die Wirtschaft nur mit  86 Millio-
nen DM belasten würden. Dieser Argumentation 
folge ich persönlich nicht. 

Ich glaube, man sollte bei solchen Äußerungen, 
auch wenn sie vom Bundespressechef stammen, doch 
sehr wohl überlegen, ob sie politisch richtig, sach-
dienlich sind und darüber hinaus überhaupt in ;dieser 
Form interpretiert werden dürfen und können und 
ob sie die Meinung des Kabinetts sind. Das wäre zu 
prüfen, sofern die Äußerungen so gemacht worden 
sind. 

Zum Schluß, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, möchte ich folgendes sagen. Wir von dein 
Freien Demokraten, ja, alle in diesem Hohen Hause 
vertretenen Fraktionen wünschen sicher, daß das 
Postverwaltungsgesetz vom Kabinett den derzeiti-
gen und den künftigen Verhältnissen angepaßt wird. 

 Wir wünschen nicht, daß die  Parlamentarier und 
das Kabinett auf der einen Seite — aber justament 
die Fraktionen in diesem Hohen Hause — die  Prü-
gelknaben für Maßnahmen sind, die der Postver-
waltungsrat verbrochen hat, während wir auf der 
anderen Seite kein unmittelbares und kein kontinu-
ierliches Mitspracherecht bei der Durchführung von 
Maßnahmen bei der Gestaltung des gesamten In-
vestitionsprogramms der Bundespost haben. 

Wir wünschen eine funktionsfähige Postverwal-
tung und zugleich ein zufriedenes Personal bei der 
Bundespost. Ich persönlich schätze es außerordent-
lich, daß wir heute noch feststellen können, daß viele 
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Postbedienstete bereit sind, Überstunden zu machen, 
um  den  Postkunden zufriedenzustellen. Wir werden 
aber im Interesse der Postbediensteten und der 
Postkunden möglichst bald eine Lösung finden müs-
sen, die beiden Wünschen — sowohl den ökonomi-
schen wie den betriebstechnischen — Rechnung 
trägt. Aus diesem Grunde, sehr verehrter Herr Kol-
lege Stoltenberg, bin ich nicht der Meinung, daß der 
Antrag der FDP-Fraktion dem Ausschuß zugewie-
sen werden muß, sondern über den Antrag Druck-
sache IV/2492 muß hier und heute, in diesem Hause, 
entschieden werden. 

(Beifall bei der FDP und bei der  .SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Besold. 

Dr. Besold (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich hoffe nicht, daß die Parla-
mentsferien von Saure-Gurken-Zeit zu Saure-Post-
Zeit abgleiten. 

(Zurufe von der SPD.) 

Herr Kollege Erler, Ihre Ausführungen bedürfen 
einiger Richtigstellungen. Der Herr Kollege Zogl-
mann hat schon gesagt, daß Sie die Bundesregie-
rung bezichtigt hätten, die Parlamentsferien auszu-
nützen, ihre Entscheidungen zu treffen, um sich der 
parlamentarischen Kontrolle zu entziehen. 

(Zuruf von der SPD: Natürlich!) 

Herr Kollege Erler, diese Unterstellung ist objektiv 
unrichtig; nach Ihrem Wissen müssen Sie zugeben, 
daß sie auch nicht gerechtfertigt ist. Denn Sie wissen 
doch auch, daß die maßgebende Entscheidung des 
Postverwaltungsrates erst am 3. Juli gefällt worden 
ist, also nach Beginn der Parlamentsferien, und daß 
erst dann, nachdem der Postminister gegen diese 
Entscheidung ein Veto eingelegt hat, die Bundes-
regierung ihre Entscheidung treffen konnte. Die 
Unterstellung, die Sie der Bundesregierung gemacht 
haben, ist also unrichtig. Ich glaube, Sie werden 
diese Unterstellung auch nicht aufrechterhalten, 
nachdem Sie diese Daten gehört haben. 

Auch muß in der Öffentlichkeit die falsche Mei-
nung berichtigt werden, durch die Einberufung des 
Bundestages während der Parlamentsferien auf An-
trag der SPD sei der Deutsche Bundestag in der 
Lage, durch einen Beschluß über die Gebühren die 
bereits getroffenen Entscheidungen zu ändern. 

(Zuruf von der SPD: Das wissen wir doch 
alles!) 

Herr Kollege Erler, Ihr Antrag Drucksache IV/2479 
lautet: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

die von ihr am 15. Juli 1964 verkündete Er-
höhung der Telefon- und Fernschreibgebühren 
wieder rückgängig zu machen. 

Mit diesem Antrag erwecken Sie in der Öffentlich

-

keit den Eindruck, daß in dieser Sitzung, die wäh

-

rend der Ferien einberufen worden ist, durch einen 

Beschluß des Bundestages oder sogar der Bundes-
regierung das, was geschehen ist, verändert werden 
könnte. Das ist unrichtig. Denn das Postverwaltungs-
gesetz sagt etwas ganz anderes. 

(Zuruf von der SPD: Sie können nicht ein

-

mal lesen!) 

Sie wissen doch ganz genau, daß für die Gebühren-
erhöhung und für die Haushaltsgestaltung nach dem 
Postverwaltungsgesetz allein der Postverwaltungs-
rat zuständig ist. Nur wenn der Herr Bundespost-
minister gegen eine Entscheidung oder gegen einen 
Beschluß des Postverwaltungsrates ein Veto ein-
legt, kann allein die Bundesregierung diesen Be-
schluß in eigener Verantwortung aufheben. 

(Zurufe von der SPD. — Abg. Dr. Schäfer: 
Na also! Das ist es doch!) 

Die Würfel über die Postgebührenerhöhung sind 
also gefallen. Das müssen wir sehen. Durch einen 
solchen Antrag kann man keine andere Entscheidung 
herbeiführen. Allein zwei Organe, der Postverwal-
tungsrat und die Bundesregierung, haben die Ver-
antwortung dafür zu tragen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Schäfer? 

Dr. Besold (CDU/CSU) : Bitte schön! 

Dr. Schäfer (SPD) : Herr Kollege, wie erklären 
Sie sich dann die Erklärungen Ihres Parteivorsitzen-
den Franz Josef Strauß? 

Dr. Besold (CDU/CSU) : Herr Kollege, ich möchte 
hier nur sagen, was nach Recht und Gesetz allein 
maßgebend sein und in der öffentlichen Meinung als 
richtig festgestellt werden kann. — Lassen Sie mich 
weiterreden! Ich möchte auch ganz klar und ein-
deutig sagen: es waren im Postverwaltungsrat ver-
schiedene Meinungen über die Art der Gebühren-
erhöhung vorhanden. Aber nur die Wege sind ver-
schieden, nicht das Ausmaß, die Höhe der Gebüh-
ren. Die Zahlen bewegen sich zwischen 700 Mil-
lionen DM und 800 Millionen DM. Der Postverwal-
tungsrat wollte die Deckung zur Hälfte bei den 
Telefon- und Fernschreibgebühren, zur Hälfte bei 
den Briefmarken durch die Erhöhung von 20 auf 
30 Pf erreichen. Eine Minderheit im Postverwal-
tungsrat, zu der auch ich gehöre, wollte die Fern-
sprechgebühren von 16 auf 18 Pf und das Porto von 
20 auf 25 Pf erhöhen. Vielleicht wäre das die beste 
Lösung gewesen, und wir wären heute gar nicht 
hier. Aber darüber ist nicht mehr zu entscheiden. 
Die Bundesregierung hat sich entschlossen, allein 
die Telefongebühren zu erhöhen. Diese Entschei-
dung ist gefallen. Der Öffentlichkeit muß gesagt 
werden, daß auch dann, wenn die Bundesregierung 
ihren Beschluß ändern würde, nach wie vor der be-
reits gefaßte Beschluß des Postverwaltungsrates 
bestehenbliebe. Diese Mehrheitsentscheidung kön-
nen Sie hier nicht ändern. Es darf in der Öffentlich-
keit nicht der Eindruck bestehenbleiben, daß Sie mit 
Ihrem Antrag in der Lage wären, eine Änderung 
herbeizuführen. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Besold, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Schäfer? 

Dr. Schäfer (SPD) : Herr Kollege Besold, nach-
dem wir einig sind, daß die Verantwortung bei der 
Bundesregierung liegt: wollen Sie dem Bundestag 
das Recht bestreiten, die Bundesregierung zu er-
suchen, in gewissem Sinne zu handeln? 

Dr. Besold (CDU/CSU) : Ich will nicht dem 'Bun-
destag die Rechte beschneiden. Ich sage Ihnen so-
gar, der Bundestag hat noch eine Möglichkeit, in 
Zukunft eine Besserung herbeizuführen, aber nicht 
durch einen solchen Antrag und nicht durch irgend-
welche demagogischen Anfragen, sondern nur durch 
eine konstruktive Lösung. 

(Abg. Dr. Schäfer: Wo ist denn Ihre 
Vorlage?) 

— Die Vorlage ist nunmehr hier: ein Vorschlag der 
CDU/CSU, der dahin geht, das Postverwaltungs-
gesetz zu ändern, damit es praktikabler und der 
modernen Entwicklung angepaßt wird. 

(Zuruf von der SPD.) 

Ich sage ganz offen: ich betrachte unter Berücksich-
tigung der Entwicklung der Post das Postverwal-
tungsgesetz als eine Zwangsjacke, die geändert wer-
den muß, wenn man den gegebenen Tatsachen ge-
recht werden will. 

Herr Kollege Erler, Sie haben ständig den Herrn 
Cramer als denjenigen zitiert, der im Postverwal-
tungsrat der Weisheit letzten Schluß gebracht habe, 
indem er gegen die Postgebührenerhöhung gestimmt 
und in der Öffentlichkeit entsprechende Ausführun-
gen gemacht hat. Herr Kollege Erler, im Postverwal-
tungsrat sitzt nicht nur Ihr Parteikollege Herr Cra-
mer, sondern der Postverwaltungsrat besteht aus 
fünf Vertretern des Deutschen Bundestages, fünf 
Vertretern des Bundesrates, fünf Vertretern der 
Gesamtwirtschaft, sieben Vertretern des Personals 
der Deutschen Bundespost, die den bei dieser ver-
tretenen Gewerkschaften angehören, und je einem 
Sachverständigen auf dem Gebiet des Nachrichten- 
und Finanzwesens. Zu Ehren der Mitglieder des Post-
verwaltungsrates, der vielschichtig zusammengesetzt 
ist und der die Gesamtinteressen zu vertreten 
hat, möchte ich Ihnen sagen, daß sich der gesamte 
Postverwaltungsrat nicht nur jetzt, sondern schon 
früher heiße und schwere Gedanken gemacht hat, 
wie die Lage der Bundespost zu ändern ist. Als 
seinerzeit die Sachverständigenkommission benannt 
worden ist, habe ich mich darüber deshalb gefreut, 
weil damit der Bundestag endlich ein Interesse an 
der Lösung der Fragen der Post bekundet hat. Es 
war anzunehmen, daß neben dem Sachwissen des 
Postverwaltungsrates und der ausgezeichneten 
Haushaltsgebarung der Bundespost die Sachver-
ständigen zu einer schnellen Lösung der Probleme 
beitragen würden. 

Die Beschlüsse sind nun gefaßt. Wir können in 
Zukunft nur durch eine Verbesserung der Grund

-

lagen für unsere Entscheidungsmöglichkeiten zu 
einer Verbesserung für den Postnutzer in Form 
einer Gebührensenkung kommen. Das wollen wir 
auch. Darin, sehr verehrter Herr Kollege Erler, sehe 
ich den konstruktiven Vorschlag, den die CDU/CSU 
gemacht hat. Dann können auch nach sorgfältiger 
Prüfung Änderungen in § 15 bezüglich der Gewäh-
rung von Zuschüssen sowie Änderungen bezüglich 
der Abgabe vorgenommen werden, um eine Ver-
besserung des Verhältnisses von Eigenkapital und 
Fremdkapital zu erzielen. Für diesen Gedanken ist 
ja auch Herr Gscheidle immer eingetreten. Allein 
dieser konstruktive Vorschlag der CDU/CSU gibt 
die Möglichkeit, bei der besonderen Lage der Bun-
despost zu einer Neugestaltung zu kommen. Daran 
sollten wir mitarbeiten und nicht darüber meckern, 
daß in der Vergangenheit nichts geschehen ist. 

Sie haben gesagt, die Bundesregierung habe es 
an Taten fehlen lassen. Herr Kollege Erler, als Mit-
glied des Postverwaltungsrates bin auch ich mit dem 
nicht zufrieden, was wir bisher an Zusagen von 
der Bundesregierung bekommen haben. Aber es 
muß ehrlicherweise auch von Herrn Gscheidle, auch 
von Herrn Cramer eingestanden werden, daß die 
sehr harten Unterhandlungen mit der Bundesregie-
rung, mit dem Bundesfinanzminister zum erstenmal 
sichtbare Erfolge im Sinne einer Konsolidierung 
der Bundespost gezeitigt haben. Wir wollen uns 
damit nicht zufriedengeben. Wir wollen noch mehr. 
Daß dieser Weg nunmehr im Sinne einer Erweite-
rung der Hilfe beschritten ist, sagt Ihnen ja auch 
dieser Antrag der CDU/CSU. 

Herr Erler sagt, die Bundesregierung habe ihren 
Worten keine Taten folgen lassen. Ich muß Ihnen 
schon sagen, und man muß es auch der Öffentlich-
keit sagen: die einzigen, von denen die Bundespost 
etwas für eine Sanierung erhalten kann, sind der 
Deutsche Bundestag, die deutsche Bundesregie-
rung. Aber wir sollten ehrlich genug sein, auch zu 
erkennen, daß diese Bundesregierung und dieser 
Bundestag mit ihren Haushaltsbeschlüssen nicht 
allein die Bundespost zu sanieren haben, sondern in 
einer kürzesten Zeit nach dem verlorenen Krieg und 
dem Chaos das gesamte deutsche Volk in seiner 
ganzen Substanz und in all seinen Schichten saniert 
haben. Nur wenig ist im Bundeshaushalt übrig-
geblieben, um das vorletzte Problem, die Verkehrs-
frage, zu lösen. Letzte Station dieser Gesamtgesun-
dung, dieser Gesamtsanierung und Gesamtaufstok-
kung von Institutionen, die den Bund angehen, ist 
eben die Bundespost. So meine ich, wenn wir ehr-
lich sind, können wir in diesem Sinne der Bundes-
regierung nicht Fahrlässigkeit oder Nichtstun vor-
werfen. Wir müssen vielmehr die Gesamtleistungen 
der Bundesregierung, die Gesamtleistungen des 
deutschen Volkes sehen. Wir müssen auch die jetzt 
begonnenen Maßnahmen und die bereits eingelei-
teten Hilfen sehen, die nach der Änderung des Post-
verwaltungsgesetzes noch erweitert werden kön-
nen. Dann werden wir auch die Bundespost dahin 
führen, daß die jetzt vorgenommenen Gebühren-
erhöhungen wieder auf ein erträgliches Maß zurück-
geführt werden können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, wir stehen am Ende der Rednerliste. Das 
Wort hat der Herr Bundeskanzler. 

Dr. Dr. h. c. Erhard, Bundeskanzler: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! 

(Zuruf von  der  SPD: Spät kommt er!) 

Ich möchte nicht auf !die Vordergründe bzw. Hinter-
gründe oder, besser gesagt, die sehr vordergründi-
gen Hintergründe zu sprechen kommen, 

(Zuruf von der SPD: Das ist aber ein Witz!) 

die heute diese Debatte ausgelöst haben. Ich habe 
auch nicht die Absicht, zur Sache zu sprechen. Mir 
geht es vielmehr darum, nicht wieder einmal eine 
neue Dolchstoßlegende entstehen )zu lassen. Sie 
Herr Kollege Erler, waren der einzige, der diese 
Diskussion mit dem Blick auf die Wahlen geführt 
hat, indem Sie  meiner Fraktion und der Koalition 
vorgeworfen haben, daß unsere Anträge, z. B.  die 

 auf Steuersenkung, nur wahlpolitischer Taktik ent-
sprungen seien. 

Immerhin muß ich ihnen dazu sagen: Die Bundesre-
gierung hat sich entgegen der Haltung ihrer eigenen 
Fraktion nicht gescheut, auf dem Postsektor die not-
wendigen Verbesserungen, das heißt Gebührener-
höhungen zum Ausgleich des Defizits bei der Bun-
despost, vorzunehmen und dazu zu stehen, weil es 
eine zu billige Propaganda wäre, sich dieser Ver-
pflichtung zu entziehen. 

Aber Sie haben sich charakteristischerweise so 
köstlich amüsiert, als Kollege Schmidt vom Maß-
halten sprach. 

(Zurufe von der SPD.) 

Meine Damen und Herren, Sie werden das jetzt von 
mir noch öfter zu hören bekommen. Es ist für mich 
geradezu eine Aufmunterung, daß das für Sie ein 
so erheiterndes Gespräch ist, wenn auf die  Not-
wendigkeit des Maßhaltens hingewiesen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der  SPD.) 

Sie sagten, daß die Glaubwürdigkeit in meine 
Preispolitik verlorengehe. Ich weiß ja doch, was so 
in der Öffentlichkeit herumgestreut wird; „Der 
,Maßhaltekanzler' hat jetzt bei den Telefongebüh-
ren eine Gelegenheit gehabt, Maß zu halten; aber 
da hat er versagt." Wie liegen die Dinge in Wirk-
lichkeit? Das ist nämlich die Dolchstoßlegende! Wie 
oft habe ich hier in diesem Hohen Hause gesagt, wie 
notwendig es ist, daß wir das Mehr, das wir von 
einem Jahr auf das andere erarbeiten, wie z. B. 
5 % Steigerung des Bruttosozialproduktes, einiger-
maßen sinnvoll unter die Leute bringen, daß wir 
den rechten Gebrauch davon machen, sei es durch 
die Steigerung des individuellen Einkommens, der 
rechten Dosierung von Investitionen oder sei es in 
der Erfüllung von Gemeinschaftsaufgaben! 

Das Sozialprodukt wird im Jahre 1964 rund 400 
Milliarden DM ausmachen. Wenn wir realiter einen 
Zuwachs von 5 % erwarten, dann heißt das also, 
daß wir im Jahre 1965 20 Milliarden DM mehr für 
alle diese Zwecke zusammen zur Verfügung haben: 

Steigerung des individuellen Konsums, die Aus-
gaben des Bundeshaushalts, überhaupt der öffent-
lichen Hand schlechthin, soweit sie sich nicht wie-
der in Einkommen niederschlagen, vor allen Dingen 
auch alle Investitionen, die notwendig sind, um uns 
in der Welt behaupten zu können. 

Wenn ich davon ausgehe, daß das Massenein-
kommen im Jahre 1964 200 Milliarden DM aus-
macht, das ganze deutsche Volkseinkommen 305 
Milliarden DM beträgt und wir mit einem Zuwachs-
koeffizienten von 6% rechnen, dann bedeutet das 
allein, daß auf die Mehrung des privaten Einkom-
mens 18 Milliarden DM entfallen und dann noch 
2 Milliarden DM für die anderen Dinge übrigblei-
ben. 

Was will ich damit sagen? Ich möchte damit 
sagen, was ich auch hier wiederholt ausgeführt 
habe: Wenn wir eine Politik treiben, in der z. B. 
die Tarifpartner je nach dem Produktivitätsgrad 
ihres eigenen Wirtschaftsbereichs für sich selbst 
alles herausholen, was überhaupt denkbar ist, dann 
bleibt eben für jene Bereiche, in denen Fortschritte 
durch Rationalisierung oder hinsichtlich der Produk-
tivität nicht oder nur in geringem Maße zu erzielen 
sind — wie in den Verwaltungen oder auch bei der 
Bundespost —, nichts mehr übrig. Aber man wird 
den dort tätigen Menschen nicht zumuten können, 
daß sie auf der Stelle treten. Das bedeutet dann 
eben, daß z. B. bei der Bundespost die Gebühren 
zwangsläufig erhöht werden müssen. Sie wären nur 
dann zu halten, wenn die Tarifpartner im einzelnen 
von ihren Ansprüchen an das Sozialprodukt einen 
sparsameren Gebrauch machten, um auch die mit-
kommen zu lassen, die an einer weniger begünstig-
ten Stelle sitzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Eher werden wir mit diesem Problem nicht fertig-
werden. 

Wenn Sie aber glaubten, damit heute den Wahl-
kampf eröffnen zu können, von mir aus können Sie 
das haben. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr gut!) 

Aber glauben Sie nicht, daß ich diese billige Propa-
ganda mitmache! Nein, ich werde alles an notwen-
diger Aufklärung tun, ja in Zukunft noch mehr, weil 
mir gerade dieses Haushaltsbeispiel gezeigt hat, 
wie notwendig es ist, dem deutschen Volk in all 
seinen Schichten die Zusammenhänge noch klarer 
vor Augen zu führen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das deutsche Volk ist viel zu rechtschaffen, als daß 
es nicht bereit wäre, diese Wahrheit aufzunehmen 
und dementsprechend zu handeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es ist nur schade, wenn die Führung nicht von die-
sem Hohen Hause und von der Bundesregierung 
ausgeht, sondern wenn wir an den gesunden Men-
schenverstand des deutschen Volkes appellieren 
müssen. 

Meine Damen und Herren, Defizit ist Defizit, und 
wenn Sie von der Möglichkeit der Vermeidung von 
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Gebührenerhöhungen sprechen, dann ist das — was 
soll ich sagen? — eigentlich Augenwischerei. Sie 
können Defizite vor sich herschieben, Sie können 
alle Finanzkunststücke hier anwenden, aber Sie 
bringen das Defizit nicht weg. Und welche Möglich-
keiten gibt es außer der Gebührenerhöhung, die ja 
auch vom Postverwaltungsrat beschlossen worden 
ist? Dann gibt es entweder die Möglichkeit, den 
Haushalt für das Jahr 1965 noch einmal, um den 
Defizitbetrag, aufzustocken. Das wären also für das 
Jahr 1965 rund 800 Millionen DM. Das ist eine bare 
Unmöglichkeit; denn abgesehen von der Verant-
wortung, die Stabilität aufrechtzuerhalten und nicht 
von der Haushaltsseite aus inflationäre Bewegun-
gen entstehen zu lassen, haben wir uns auch in 
Europa vor der Kommission in Brüssel verpflichtet, 
diese Disziplin zu üben, und die Bundesregierung 
kann nicht als erste davon abspringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ein Erhöhung des Bundeshaushalts ist also nicht 
möglich. Dann bliebe nur die Alternative, von dem 
Haushaltsansatz von 63,9 Milliarden DM 800 Mil-
lionen DM abzustreichen. Ich weiß um die innere 
Struktur dieses Bundeshaushalts, und ich hoffe, Sie 
wissen es auch. Sie mahnen uns ja immer, die Ge-
meinschaftsaufgaben, die Gemeinschaftsleistungen, 
von denen auch Kollege Möller sprach, besser zu 
erfüllen. Was ist denn in diesem Haushalt an Ge-
meinschaftsleistungen überhaupt noch möglich? 

Um jetzt aber einmal in Mark und Pfennig zu 
sprechen: Sie tun wirklich  so,  als wenn durch diese 
Gebührenerhöhung die Welt unterginge. Sie macht 
im ganzen 780 Millionen DM aus. Davon entfallen — 
jetzt nicht in Prozenten ausgedrückt, die besagen 
ja nichts — auf die gewerbliche Wirtschaft und die 
selbständigen Berufe 637 Millionen DM, und dies 
bei einem Sozialprodukt von 400 Milliarden DM, 
bei einem Umsatz der Industrie,  des  Handels und 
des Handwerks allein von rund 800 Milliarden DM. 
Da wollen Sie mir vorrechnen, daß diese 637 Mil-
lionen DM, die zudem noch in die Kostenrechnung 
eingehen und gewinnmindernd wirken, zwangsläu-
fig und unter allen Umständen zu einer Preissteige-
rung führen müßten. Sie lehnen diesen Grundsatz 
ab,  wenn z. B. die Löhne und Gehälter bei einem 
Masseneinkommen von 200 Milliarden DM um 6 % 
steigen. Von diesen 12 Milliarden DM soll und kann 
nach Ihrer Auffassung keine solche Wirkung aus-
gehen. Wenn die Steigerungen im Rahmen der Pro-
duktivität bleiben, ist das auch richtig, wie ich aus-
drücklich zugebe. Aber dann können Sie nicht un-
bedingt sagen, daß diese 637 Millionen DM, die 
eben als Folge einer falschen Politik die Wirtschaft 
belasten, unter allen Umständen preissteigernd wir-
ken müßten. 

Nein, meine Damen und Herren. Praktisch gäbe 
es zur Vermeidung der Gebührenerhöhung nur die 
Möglichkeit, den Haushalt zu begrenzen, d. h. von 
den Ausgaben von 63,9 Milliarden DM 800 Millionen 
DM zur Deckung des Defizits abzuzweigen. Wo aber 
sollen die herkommen? frage ich Sie noch einmal. 
Sie wissen genau, in wie hohem Umfang der Haus-
halt durch gesetzliche Ausgaben gebunden ist. Sie 

wissen aus dem Haushaltsausschuß, wie sehr wir 
in Bedrängnis geraten, um diese Höhe von 63,9 Mil-
harden DM zu halten. Ich versichere Ihnen, in die-
sem Haushalt sind keine 800 Millionen DM freizu-
machen. 

(Abg. Dr. Kohut: Doch, Militäretat! — 
Lachen, Oho-Rufe und Unruhe bei der 

CDU/CSU.) 

— Nein, das ist auch nicht der Fall. 

Ich bin nicht bereit, für eine so leichtfertige Poli-
tik die Verantwortung zu übernehmen. Herr Kollege 
Schmidt hat die Rechtslage mit zwingender Logik 
geschildert, und was ich hier sage, ist eigentlich nur 
die Fortsetzung der Ausführungen von Herrn Kol-
legen Stoltenberg. Möge sich der Bundestag endgül-
tig darauf besinnen, daß es darauf ankommt, nicht 
nur von Gemeinschaftsaufgaben und Gemeinschafts-
leistungen zu sprechen, sondern sich auch so zu 
verhalten, daß sie tatsächlich erfüllt werden können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn Herr Kollege Möller sagte, daß wir, der 
Staat, die Regierung, nur dann ein Recht haben, 
die anderen, die Privaten zum Maßhalten aufzufor-
dern, wenn es auch der Staat, wenn es auch die 
öffentliche Hand in eigener Regie tut, dann bin auch 
ich dieser Meinung. 

(Abg. Dr. Schäfer: Das ist zitiert aus Ihrer 
Regierungserklärung!) 

— Ja, das ist ja auch unsere Meinung. Glauben Sie, 
daß die Bundesregierung glücklich ist, wenn alle 
Gesetze, die mit Ausgaben verbunden sind, hier in 
diesem Hause — und nicht zuletzt von Ihrer Frak-
tion — eine dauernde Aufstockung erfahren? Das 
ist das, was ich unter mangelndem Maßhalten ver-
stehe — aber nicht ein Defizit wieder aus dem 
Haushalt abdecken und diesen Schlendrian dann 
fortführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Oho-Rufe bei 
der SPD.) 

Meine Damen und Herren, wir haben heute aus 
dieser Diskussion immerhin eine Ahnung bekom-
men, 

(Zuruf von der SPD: „Schlendrian" !) 

wie komplex diese Problematik ist. Und da ver-
langen Sie von der Bundesregierung, daß sie 
sofort auf eine Gebührenerhöhung verzichtet. Ich 
weiß nicht, wann wir ehrlicherweise zu den Er-
kenntnissen und zu den klaren Einsichten gelangt 
sein werden, um innerhalb der Bundespost auf jed-
wedem Gebiet eine bessere Ordnung herstellen zu 
können. Es geht nicht an, jetzt auf den Ausgleich zu 
verzichten und Monat für Monat neue Defizite auf-
laufen zu lassen, sie vor uns herzuschieben ins Un-
gewisse, ohne zu wissen, wie sie dann gedeckt wer-
den können; das heißt, sie können nicht gedeckt 
werden, es sei denn wieder durch Gebührenerhö-
hung, die dann morgen noch höher sein müßte, 
oder aber durch Haushaltskunststücke, durch Erhö-
hung des Haushalts oder durch die Beschneidung 
des Haushalts zu Lasten von zwingenden Aufgaben, 
vor allen Dingen von Gemeinschaftsaufgaben. 
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Meine Damen und Herren, ich wollte nur sagen: 

Die Glaubwürdigkeit der Bundesregierung oder des 
Bundeskanzlers, daß es ihm um seine Preispolitik, 
um die Stabilität der Preise ernst ist, die werden 
Sie nicht erschüttern können. 

(Zuruf von der SPD: Sie ist erschüttert!) 

Ich werde mich der deutschen Öffentlichkeit stellen. 
Und wenn Sie glauben, das zum Wahlschlager 
machen zu können, dann werde ich dem deutschen 
Volke noch deutlicher als bisher 

(Zurufe von der SPD: „Ich!" „Ich!" „Ich!") 

und noch öfter als bisher das sagen, was notwendig 
ist, um zu der notwendigen inneren Disziplin, zu 
einer guten Ordnung und zur Erfüllung von Gemein-
schaftsaufgaben zu kommen. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Erler. 

Erler (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Auch die sehr ins Allge-
meine gehenden Ausführungen des Herrn Bundes-
kanzlers 

(Zuruf von der CDU/CSU: Grundsätzliche!) 

müssen trotzdem ein Anlaß dafür sein, daß das Haus 
sich dem konkreten heute zur Entscheidung stehen-
den Tatbestand wieder zuwendet. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Wirklich; ich komme noch darauf; nur nicht so un-
geduldig! — 

Gestatten Sie mir dennoch ein paar Bemerkungen 
zu dem Appell des Herrn Bundeskanzlers. 

Selbstverständlich denken — das ist offenkundig 
— die Bundesregierung und die sie tragende Koali-
tion nie an Wahlen. Deshalb sind ja auch zum Bei-
spiel manche Pläne, die sich auf das Gebiet der 
Steuergesetzgebung beziehen, nur „rein zufällig" 
seit langer, langer Zeit für das Jahr 1965 vorbereitet. 

(Zuruf von der SPD: Sehr wahr!) 

Und selbstverständlich ist es so, daß Bemerkungen, 
die Formeln vom „Maßhalten" müßten dann auch für 
jedermann, also z. B. auch für die öffentliche Hand, 
gelten, nur dann kritisch aufgenommen werden, 
wenn sie von der Opposition kommen, während 
in Vergessenheit geraten ist, daß die Heiterkeit aus-
brach, als der Kollege Schmidt hier seine sehr kriti-
schen Bemerkungen über manche zweifelhaften Zu-
sammenhänge mit der Formel des Maßhaltens dem 
Hause unterbreitete. 

Ich möchte mich aber gegen eine Formulierung in 
aller Härte wehren. Herr Bundeskanzler, wir ken-
nen uns ja jetzt schon eine ganze Zeit, und es ist 
also wohl sicher so, — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Oh!) 

— Entschuldigen Sie, spreche ich hier für meine 
Fraktion oder nicht? Wollen Sie mir das bestreiten? 

War es nicht bisher guter Stil, daß der Vorsitzende 
der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion auch 
vor dem Bundestage ein Gespräch mit dem amtie-
renden Bundeskanzler führen konnte? Das haben 
wir zwei, Herr Dr. Adenauer, ja früher gemacht, als 
ich noch nicht einmal Fraktionsvorsitzender war. — 
Seien Sie also bitte nicht so empfindlich. 

Herr Bundeskanzler, ich möchte davor warnen, 
daß wir in einem Gespräch, wo wir durchaus sachlich 
verschiedener Meinung sein können — es gibt ja 
eine Reihe von Fragen, wo wir zur Abwechslung 
einer Meinung sind und einige Ihrer Freunde anders 
denken; daraus machen wir gar kein Hehl, da ziehen 
wir auch durchaus an einem Strang, wo es nötig 
ist —, ich möchte davor warnen, daß man in einem 
Gespräch, wo man verschiedener Meinung sein kann 
und der eine für die eine und der andere für die 
andere Auffassung sicher Gründe hat, eine Formel 
verwendet, die wir hier unter uns in diesem Hause 
nicht verwenden sollten; das ist die Giftformel —
Herr Bundeskanzler, überlegen Sie sich bitte noch 
einmal, was Sie damit anrichten —, das ist die Gift-
formel von der Dolchstoßlegende. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir wissen alle, was das einmal in der Weimarer 
Zeit bedeutet hat. Daher bitte ich Sie im Sinne der 
von Ihnen doch sonst dem Volk immer wieder in 
Erinnerung gebrachten Absicht der Wahrhaftigkeit 
und der Redlichkeit, bei Meinungsverschiedenheiten, 
auch wenn sie noch so hart ausgetragen werden, 
nicht zu dem Vokabular des Unmenschen zu greifen. 

(Sehr wahr! bei der SPD — Zurufe von der 
Mitte.) 

Haase (Kassel) (CDU/CSU) : Herr Kollege Erler, 
wissen Sie, daß soeben Kollegen von Ihnen bei den 
Ausführungen des Herrn Bundeskanzlers am 
Schluß gerufen haben: „Wie im Dritten Reich"? 

(Zurufe von der SPD.) 

Erler (SPD) : Ich habe hier mit der Spitze der 
Regierung ein ernstes Gespräch — unter Männern 
— gehabt. Ich habe das Vertrauen, daß sich der 
Bundeskanzler der Bedeutung dieser Mahnung voll 
bewußt ist, auch wenn es manchem seiner Freunde 
nicht eingeht. 

(Sehr gut! bei der SPD. — Zurufe von der 
Mitte: Das ist keine Antwort! — Weitere 

Zurufe.) 

— Natürlich war das eine Antwort. 

(Widerspruch in der Mitte.) 

— Aber entschuldigen Sie, ich habe das dahinten 
gar nicht gehört. Was sich bei Ihnen da an Zwischen-
rufen auf den hinteren Bänken gelegentlich voll-
zieht, ist nicht immer druckreif. Hier haben Sie es 
jetzt mit mir und meinen Ausführungen für die 
Fraktion zu tun, und danach bitte ich unsere Frak-
tion hier zu messen. Das ist alter Stil. Schließlich 
ist das Wort, das ich kritisiert habe und das ich nicht 
noch einmal erwähnen möchte, nicht von den hinte- 
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ren Bänken der CDU/CSU, sondern vom Bundes-
kanzler ausgesprochen worden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Also lassen wir das! Wir lassen uns jedenfalls von 
unserer Pflicht — — 

(Zuruf von der Mitte: Es wäre aber gut, 
wenn Sie davon abrückten!) 

— War das nicht deutlich genug? 

(Zurufe von der Mitte: Nein!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter  
Erler, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Majonica? 

Erler (SPD) : Im „Dritten Reiche" — um das gleich 
noch mal zu sagen — wurde überhaupt nicht so frei-
mütig diskutiert, wie wir es hier können. Deswegen 
hält diese Sitzung insofern keinen Vergleich mit 
damals aus. Aber das Wort des Kanzlers hat bei 
mir allerdings eine bittere Erinnerung heraufbe-
schworen. Deswegen möchte ich, daß das nicht wie-
derkehrt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wenn Sie es zugespitzt haben wollen, können Sie 
es haben. Ich hoffte, daß das langte, was wir zu dem 
Thema bisher dargelegt haben. Schließlich ist der 
20. Juli noch nicht sehr lange her, und meinen Sie 
vielleicht — — 

(Zurufe.) 

— Ja, sicher, noch nicht sehr lange her! — Und 
meinen Sie vielleicht, daß ich nach den Lehren unse-
rer Geschichte dieses Wort ungerügt durchgehen 
lasse? Das können Sie von mir nicht verlangen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Majonica (CDU/CSU) : Herr Kollege Erler, ich 
möchte nur zur Historie eine Frage stellen. Ist Ihnen 
nicht auch geläufig, daß das Wort „Dolchstoß-
legende" in der Weimarer Republik von den demo-
kratischen Kräften geprägt wurde und nicht aus 
dem Wörterbuch des Unmenschen stammte? 

(Lebhafte Zurufe von der SPD und Gegen

-

rufe von der Mitte.) 

Erler (SPD) : Ich weiß, welche gedanklichen Asso-
ziationen der ganze Komplex hervorruft, und bitte 
daher, hier nicht Parallelen zu gewissen Leuten der 
damaligen Zeit zu ziehen. Darauf kam es ja wohl 
in diesem Zusammenhang an. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Meine Damen und Herren, wir lassen uns nicht 
von unserer Pflicht abbringen. Sie besteht darin, 
daß wir die Bundesregierung überall dort unterstüt-
zen, wo sie sich nach unserer pflichtmäßigen Prü-
fung richtig verhält. Das haben wir auch in unbe-
quemen Lagen gerade in den jüngsten Wochen ge-
zeigt und werden das durchhalten. Wir werden nicht 
der Versuchung erliegen, leichtfertig, künstlich nach 

Oppositionsgründen auf einem Felde zu suchen, wo 
nationale Geschlossenheit geboten ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber genauso, wie wir uns einerseits so verhalten, 
also nicht gewohnheitsmäßig nein sagen zu dem, 
was die Regierung sagt, hat diese Partei anderer-
seits das Recht, in diesem Hause zu kritisieren, 
wenn nach ihrer Auffassung eine Sache nicht richtig 
angepackt wird, und zu drängen und zu stoßen, 

(Abg. Dr. Barzel: Wird nicht bestritten, 
Herr Erler!) 

wenn etwas unterlassen wird, was nach ihrer Mei-
nung getan werden muß. 

Sehen Sie, die Gebührenerhöhung, die vom Herrn 
Bundeskanzler hier mit Verhandlungen der Tarif-
parteien in Beziehung gesetzt wurde, ist doch ganz 
gewiß keine Aufforderung an die Tarifparteien zum 
Maßhalten, sondern sie ist doch eher ein Zeichen, 
daß die öffentliche Hand in dieser Stunde, wo nach 
allen Seiten Appelle gerichtet werden, ein schlech-
tes Beispiel gibt. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Stolten

-

berg: Sie verwechseln aber Ursache und 
Wirkung!) 

Und außerdem möchte ich daran erinnern, daß es 
die Berichte der Bundesregierung gewesen sind, die 
den Tarifpartnern für die hinter uns liegende Zeit 
sogar ein Zeugnis über volkswirtschaftliche Ver-
nunft und maßvolles Verhalten ausgestellt haben. 

Was ist den nun eigentlich wahr? Das, was gele-
gentlich in solchen Berichten auftaucht und auch hier 
ausgeführt wird, oder daß man dann je nach Bedarf 
plötzlich auch diese eigene Erkenntnis ins Gegen-
teil umdreht und zu Vorwürfen greift, als seien für 
die Dinge, die jetzt hier zur Debatte stehen, die 
Tarifpartner die Alleinverantwortlichen? 

Und nun zu einigen in der Debatte hier noch vor-
gebrachten Bemerkungen, die, glaube ich, einer 
Korrektur bedürfen. Sicher hat der Kollege Besold 
recht: der Bundestag setzt die Gebühren nicht feist. 
Das ist völlig richtig. Die Bundesregierung kann 
aber ihre Entscheidung korrigieren — das ist genau-
so richtig —, und dazu kann der Bundestag sie auf-
fordern. Mehr können wir nicht, es sei denn, das 
Postverwaltungsgesetz würde in diesem Punkte ge-
ändert, was vielleicht noch gar nicht so unbedingt 
zur Debatte steht. Wir haben hinsichtlich des Post-
verwaltungsgesetzes hier heute andere Dinge dis-
kutiert, die sich auf die finanziellen Aspekte bezie-
hen. Aber auf alle Fälle hat der Bundestag das 
Recht einer Willensbekundung dazu, wie sich die 
Bundesregierung auch auf diesem Gebiete ihrer 
Tätigkeit verhält. Welche Schlüsse die Regierung 
zieht und welche Schlüsse unter Umständen der 
Bundestag daraus zieht, daß die Regierung einem 
Mehrheitsvotum nicht folgt, das ist eine politische 
Frage. Da gibt es keine rechtlichen Instanzen. Das 
ist dann jeweils eine Frage an die Mehrheit dieses 
Hauses. So sind doch wohl die politischen und recht-
lichen Dinge sorgsam zu sehen. 

Der Postverwaltungsrat hat ja erst entschieden 
— wenn ich daran erinnern darf —, als die Regie- 
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Sanierung nicht entsprochen hat. Er hat lange ver-
sucht, diese Entscheidung nicht fällen zu müssen, 
und erst — ich wiederhole das Wort, auch wenn es 
unbequem ist — die Untätigkeit der Regierung hat 
den Postverwaltungsrat zu dieser Entscheidung ge-
bracht, die dann im Kabinett geändert worden ist. 

Und damit sind wir also bei dem berühmten Pro-
blem, daß Defizite sich nicht von selbst in  ein Nichts 
aufläsen. Völlig richtig! Handelt  es sich nun nicht 
bei der Bundespost bei Lichte besehen zu einem 
großen Teil um ein nicht durch den betrieblichen 
Ablauf bedingtes, sondern auch auf politischen Ur-
sachen beruhendes Defizit, auf politischen Ursachen, 
die man so lange glaubte übersehen zu können, wie 
der Überschuß des Postbetriebes groß genug war, 
um diese anderen politischen Lasten, die der Bundes-
post aufgebürdet waren, zu tragen? Sie wissen, 
daß es sich da zum Teil um Versorgungslasten 
handelt, es handelt sich um die Unterkapitalisie-
rung der Post, also um die Ausstattung mit Eigen-
kapital, es handelt sich letztlich auch um die unter 
ganz anderen Verhältnissen beschlossene Abfüh-
rung der Bundespost an den Bund. Das sind die 
langfristigen Dinge. Die waren auch schon früher 
langfristig, die waren vor .ein paar Jahren schon 
langfristig. In einigen Fragen seit 1956, in anderen 
seit 1958 ist der Postverwaltungsrat immer vorge-
ritten. Insofern hat der Bundeskanzler mit einer 
Bemerkung hier sehr recht. Er hat nämlich gesagt, 
das Defizit, um das es jetzt für das laufende Jahr 
gehe, sei die Folge einer falschen Politik. Das ist 
richtig. Aber entschuldigen Sie, wer hat denn 
eigentlich diese falsche Politik zu verantworten? 
Wer hat denn in den letzten Jahren regiert, Sie 
oder wir? Insofern möchte ich also dem Bundes-
kanzler beistimmen. Aber das war doch gleich-
zeitig eine Auseinandersetzung mit all denen, die 
in den vergangenen Jahren diese falsche Politik 
auf dem Gebiet der Bundespost getrieben haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, nicht bestreiten läßt 
sich trotz des Versuchs des Herrn Bundeskanzlers, 
die Dinge hier zu verniedlichen, daß die Gebühren-
erhöhung Auswirkungen auf das Preisniveau haben 
wird. Das hängt damit zusammen, daß schlecht ein 
Ausweichen nach Marktgesichtspunkten auf einen 
anderen, der dieselbe Leistung billiger bietet, mög-
lich ist, gerade für die Wirtschaft. Dort würde sich 
das sonst vielleicht etwas weniger bemerkbar ma-
chen. Außerdem hat der Herr Bundeskanzler selber 
in einem Brief auf die konjunkturpolitischen Beden-
ken aufmerksam gemacht. Damals ging es um die 
Erhöhung der Briefgebühr. Aber das ändert doch am 
Prinzip nichts. Er hat am 29. Juni geschrieben: Ich 
halte diesen Vorschlag aus konjunkturpolitischen 
Gründen für sehr bedenklich. Nachdem der Herr 
Bundeskanzler das damals schriftlich von sich gege-
ben hat, kann er doch unmöglich heute im Bundes-
tag das Gegenteil verkünden! 

Meine Damen und Herren, es ist unsere gemein-
same Aufgabe, alles zu tun, um Preissteigerungen 
entgegenzuwirken. Darüber sind wir uns wohl einig. 
Wenn behauptet wird, Bestimmungen des Postver-
waltungsgesetzes stünden dem entgegen, nun, laßt  

es uns ändern! Ich habe leider auch in der heutigen 
Debatte von keinem einzigen Redner der CDU eine 
Erklärung darüber gehört, daß in diesem entschei-
denden Punkte die größte Partei des Hauses einer 
Änderung des Postverwaltungsgesetzes zustimmen 
würde; und nur für den Papierkorb arbeiten wir 
schließlich auch nicht. Wir werden, nachdem Sie 
heute dieses Thema aufgebracht haben, bei der Bera-
tung des Nachtragshaushaltsplans des Bundes für 
das Jahr 1964 die entsprechenden Grundlagen ein-
zubauen suchen. Aber, meine Damen und Herren, 
wenn wir diese Absicht haben und Sie sie teilen, 
dann könnten Sie heute schon die Gebührenerhö-
hung für diesen Zeitraum als gegenstandslos be-
trachten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Was ich schlechterdings für ein trauriges Schau-
spiel halte, ist, daß man erst die  Gebühren erhöht 
und dann sagt: Wir veranstalten eine Prüfung und 
stellen mal fest, wann wir sie wieder senken können. 
Ich bin wirklich sehr skeptisch, ob irgend jemand 
von Ihnen mit einer reichen Lebenserfahrung eine 
solche Entscheidung, wenn die Gebühr erst einmal 
erhöht worden ist, für wahrscheinlich hält. 

(Zuruf von der FDP: Bei der Post hat es das 
schon gegeben!) 

Ich finde, der umgekehrte Weg ist sicher leichter 
gangbar. 
Wir haben für die beiden Probleme, um  die es hier 

geht — es handelt sich um zwei —, praktikable Vor-
schläge gemacht. Leider haben wir zu beiden von 
Ihnen immer nur das Nein gehört. 
Das eine Problem ist die Dauerlösung. Nun, da 

haben Sie jetzt selber ein paar Gedanken zu Papier 
gebracht, die sich nicht sehr von unserem Vorschlag 
vom 25. Juni unterscheiden, nämlich Novellierung 
des Postverwaltungsgesetzes und Eigenkapitalaus-
stattung der Bundespost. Dann allerdings ist bei uns 
etwas drin, was bei Ihnen nicht drin ist, nämlich, die 
Unterdeckung im Haushalt der Deutschen Bundes-
post für das Rechnungsjahr 1964 durch ein Darlehen 
aus Bundeshaushaltsmitteln auszugleichen, das spä-
ter in Eigenkapital umzuwandeln ist. Das wäre ein 
Vorschlag. Wir sind ja gar nicht so dogmatisch, daß 
wir meinen, wir hätten in dieser Frage den Stein 
der Weisen aus dem Ärmel geschüttelt. Es gibt ver-
schiedene Wege einschließlich des Weges, den der 
Deutsche Industrie- und Handelstag, auch nicht aus 
Verantwortungslosigkeit und bloß zum Spaß, vor-
geschlagen hat, die zu dem Ziel führen können, jetzt 
— und darum geht es —, jetzt und heute, am 
1. August nämlich, die preistreibende Wirkung einer 
Gebührenerhöhung der Bundespost nicht eintreten 
zu lassen. Das ist doch das Wesentliche. 

(Beifall bei der SPD.) 

Damit bin ich schon bei dem zweiten Punkt. Der 
eine war die Dauerlösung, und der andere ist das 
Defizit der Post für 1964. Dieses Problem ist lösbar 
im Zusammenhang mit der Beratung des Nachtrags-
haushalts zum Bundeshaushaltsplan. Nebenbei, die 
Bundesregierung hat schon gezeigt, wie man das 
rechtlich macht, indem sie nämlich für 1965 — wenn 
Sommerpause zusammentreten. Beim erstenmal 
waren Anlaß und Vorgang adäquat. Es war die Tat- 
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Erler 
auch in einem sehr geringen Ausmaß — denselben 
rechtlichen Weg geht und in ihrer Vorlage für den 
Haushalt 1965 schon eine entsprechende andere Fas-
sung des § 19 des Postverwaltungsgesetzes vorge-
sehen hat. 

Nun zu den heute zur Entscheidung stehenden An-
trägen. Wenn Sie den Antrag der FDP dem Aus-
schuß überweisen, dann weichen Sie damit einer 
Entscheidung nicht aus, sondern fällen in Wahrheit 
die gleiche Entscheidung, die Sie sich bei der Ableh-
nung unseres Antrags vorgenommen haben. Denn 
wenn der FDP-Antrag an den Ausschuß geht, ist 
jetzt erst einmal die Gebührenerhöhung Tatsache. 
Der FDP kam es aber offensichtlich darauf an, diese 
schädliche Tatsache gar nicht erst eintreten zu las-
sen. Deshalb muß also über die beiden Anträge, 
über den sozialdemokratischen und hilfsweise den 
der FDP, heute entschieden werden, weil die Aus-
schußüberweisung nur eine vornehmere Form der 
Ablehnung dieses Antrags wäre. Denn selbst wenn 
er nach einigen Monaten aus dem Ausschuß heraus-
käme, wäre ja in der Sache das Begehren nicht mehr 
zu erfüllen. 
Meine Damen und Herren, damit habe ich das 

Wesentliche vorgetragen, worauf es mir in diesem 
Zusammenhang ankam. Ich finde, wir sollten nicht 
verdunkeln lassen, daß es jetzt darum geht, ob die 
Gebührenerhöhung im Augenblick nötig ist oder 
nicht. 
Ich möchte doch zu der Frage, die in den ver-

schiedenen Ausführungen der Koalitionssprecher er

-

wähnt wurde, noch Stellung nehmen, ob denn der 
sozialdemokratische Deckungsantrag nicht davon 
zeuge, in welcher Weise wir leichtfertig den Bun-
deshaushalt aufblähen und neue Ausgaben auf den 
Bund zukommen lassen wollten. Meine Damen und 
Herren, es war der Bundespostminister, der den 
Zusammenhang zwischen der Gebührenerhöhung 
und der Steuersenkung hergestellt hat. Ich möchte 
daran nur noch einmal erinnern. 

Nach den meisten Ihrer Bemerkungen, daß die 
Sozialdemokraten nicht für Deckung sorgten, neh-
men Sie einfach keine Kenntnis davon, daß wir bei 
der Beratung der Steuersenkungsanträge klarge-
macht haben, daß wir überall dort, wo es sich um 
die Herstellung von mehr Steuergerechtigkeit han-
delt, mit Ihnen an einem Strang ziehen, daß wir 
aber aus dem gleichen Grunde und um nicht die 
Gemeinschaftsaufgaben zu gefährden, um z. B. auch 
dafür zu sorgen, daß nicht der Bund zu Lasten der 
Länder — die ja letzten Endes den Großteil der 
kulturellen Aufgaben zu finanzieren haben — Ge-
schenke macht, verlangen, daß um dieses Ausgleichs 
willen Korrekturen angebracht werden. 

Deswegen möchte ich sie in ganz wenigen Stich-
worten in Erinnerung rufen, damit man draußen 
überhaupt weiß, wovon hier die Rede ist. So führt 
z. B. die Abzugsfähigkeit der Vermögensteuer bei 
der Einkommensteuer nun einmal dazu, daß mit 
höherem Einkommen die prozentuale Belastung aus 
der Vermögensteuer geringer wird. Das ist ein un-
gerechter Vorgang, und aus dem Grunde sollen die-
jenigen, die über eine gewisse Grenze hinaus Ver-
mögen haben, die Vermögensteuer nicht mehr auf 

die übrigen Steuerzahler weiterwälzen können, son-
dern gefälligst aus ihrer eigenen Tasche bezahlen. 
An dieser Forderung halten wir fest; sie ist vertret-
bar. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ähnliches gilt für die Gestaltung des Tarifs bei 
den Spitzeneinkommen. Ähnliches gilt für die Dis-
kussion um den gespaltenen Körperschaftsteuersatz. 
Ich will gar nicht das ganze Programm noch einmal 
in Erinnerung rufen. Ich wehre mich nur dagegen, 
daß Sie so tun, als hätten wir diesem Hause keine 
Vorschläge vorgelegt, nach denen Sie Deckung für 
die Dinge finden, von denen hier die Rede ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Darauf kommt es mir an. 

(Vorsitz: Präsident D. Dr. Gerstenmaier.) 

Damit, meine Damen und Herren, ist wohl klar-
geworden, daß ich im Auftrag meiner Freunde dafür 
plädiere, den sozialdemokratischen Antrag anzu-
nehmen. Und damit klar ist, wie die Mehrheiten in 
diesem Hause sind, beantrage ich namentliche Ab-
stimmung. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Barzel. 

Dr. Barzel: (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und meine Herren! Es ist neun Uhr, die Zeit, 
zu der wir sonst eigentlich schließen. Ich will mich 
deshalb sehr kurz fassen, und ich hoffe, daß wir den 
ruhigeren Teil der Debatte auch am Schluß haben 
werden. 

Herr Kollege Erler, Sie waren in einer Frage, wie 
Sie ausführten, verwundert. Ich gestehe Ihnen, ich 
war es auch, nämlich als Sie die Glaubwürdigkeit 
des Bundeskanzlers in Zweifel stellten. Ich glaube 
nicht, daß man das so sagen sollte. 

Die Debatte — wenn ich unsererseits ein Resü-
mee ziehen darf — hat gezeigt, und darüber bin ich 
ein bißchen betrübt, wie wenig substantiell das 
Vorbringen der Opposition war. Weil wir mehr er-
wartet hatten, haben wir heute mittag darauf ver-
zichtet, einen Einwand gegen die Tagesordnung zu 
erheben oder andere Schritte zu unternehmen. 

(Abg. Erler: Das glauben Sie doch selber 
nicht!) 

Herr Kollege Erler, das Recht der Minderheit, eine 
Sondersitzung zu beantragen, ist unbestritten. Aber 
ebenso unbestritten ist, daß die Mehrheit keine 
Pflicht hat, sich unter allen Bedingungen so in die 
Sache einzulassen, wie die Opposition das vorträgt. 
Weil wir mehr erwartet haben, deshalb haben wir 
diesen Einwand nicht erhoben. 

Aber nun möchte ich am Schluß der Debatte, Herr 
Kollege Erler, nicht nur der Kosten dieser Sitzung 
wegen, sondern auch aus einem anderen Grund — 
damit wir das nicht zu häufig machen — folgendes 
sagen: Seit ich dem Hause angehöre, ist es das 
zweite Mal, daß wir unvorhergesehen während der 
Sommerpause zusammentreten. Beim erstenmal 
waren Anlaß und Vorgang adäquat. Es war die Tat- 
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Dr. Barzel 

sache, daß die Sowjets in Berlin widerrechtlich den 
Ostsektor der deutschen Hauptstadt abschnürten. 
Im vergangenen Jahr, als während der Sommer-
pause die Wogen über den Teststoppvertrag hoch-
gingen, hatte dieses Haus keine Sondersitzung. In 
diesem Jahr haben wir eine Sondersitzung aus dem 
bekannten Anlaß. 

Am 21. Juli brachte die Opposition zwei Vorlagen 
ein. Das eine war eine Kleine Anfrage. Kleine An-
frage heißt: schriftliche Beantwortung, keine Sit-
zung, keine Aussprache. Das läßt darauf schließen, 
daß am 21. Juli die Absicht, eine Sondersitzung ein-
zuberufen, nicht bestand. Am gleichen Tag brachte 
die Opposition den Antrag ein, über den wir gleich 
abstimmen: eine Maßnahme rückgängig zu machen, 
die erst am 1. August in Kraft treten sollte. Es war 
keine Rede von einer Sondersitzung. Der Antrag 
auf Sondersitzung, Herr Kollege Erler, wurde am 
24. Juli gestellt. Ich will jetzt nicht — — 

(Abg. Erler meldet sich zu einer Zwischen

-frage.) 

— Lassen Sie mich bitte den Satz zu Ende sagen. 
— Ich will jetzt am Schluß nicht die Debatte ver-
schärfen. Denn ich möchte Sie wirklich für die Zu-
kunft ermuntern, Ihr Instrument nicht stumpf wer-
den zu lassen. Es sollte hier nicht aus ungegebenem 
Anlaß ein Vorgang entstehen, der am Schluß uns 
allen nicht bekommt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Erler (SPD) : Herr Kollege Barzel, ist Ihnen ent-
gangen, daß bei der Einbringung des Antrages, über 
den heute abgestimmt wird, die Hoffnung ausge-
sprochen worden ist, daß es einer parlamentarischen 
Behandlung gar nicht erst bedürfe und das Kabinett 
inzwischen zur Einsicht komme? Das ist ausdrücklich 
durch lone  ganze Presse gegangen. Und ist Ihnen 
zweitens entgangen, daß bis gestern immerhin eine 
Aussicht auf eine gewisse Einsicht auch in  den  Rei-
hen der Regierungskoalition vorhanden war? 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Aber, Herr Kollege Erler, 
mir ist auch nicht der  gewisse Gleichklang gewisser 
Maßnahmen und gewisser Presseerklärungen ent-
gangen. Wir wollen doch am Schluß nicht noch ein-
mal anfangen, darüber zu ‘diskutieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, wir werden dem An-
trag der  sozialdemokratischen Opposition nicht zu-
stimmen. Er löst, wie im einzelnen ausgeführt wor-
den ist, keines der anstehenden Probleme. Unser 
Vorschlag ist konstruktiv in d ie Zukunft gerichtet. 

(Lachen bei der SPD.) 

— Ist doch wahr! Wollen Sie  das bestreiten? Wir 
sprechen in unserem Antrag doch von anderen Din-
gen. 
Zum Schluß, Herr Kollege Erler, darf ich ein Argu-

ment anführen, das auch eine Rolle spielen sollte, 
weil wir alle miteinander eine Europa-Debatte ha-

ben. In dieser Europa-Debatte geht es auch um Kon

-

junkturüberlegungen. Die Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft hat am 14. April 1964 dankenswerter-
weise Vorschläge für eine solche gemeinsame euro-
päische Konjunkturpolitik gemacht, und in ihren 
Empfehlungen zur Konjunkturstabilisierung hat sie 
den Regierungen der Mitgliedsländer der  EWG 
empfohlen — ich zitiere mit Genehmigung des Prä-
sidenten das Defizit der  öffentlichen Versor-
gungs- und Verkehrsunternehmungen durch eine 
Erhöhung der entsprechenden Tarife soweit wie 
möglich zu reduzieren, wobei allerdings gewisse 
Vorkehrungen zugunsten besonders bedürftiger Per-
sonenkreise zu treffen sind. Diese Richtlinie der 
EWG hat sich die Bundesregierung gemäß der 
Rechtslage und ihrer Auffassung auszuführen be-
müht. 

Meine Damen und Herren, wir werden die  Bun-
desregierung auch auf diesem Wege unterstützen 
und den Antrag der Opposition ablehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine weite-
ren Wortmeldungen. Die Aussprache ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Meine Damen und 
Herren, wir stimmen in folgender Reihenfolge ab. 
Zuerst wird über den weitestgehenden Antrag abge-
stimmt. Das ist unzweifelhaft der Antrag der Frak-
tion der SPD auf Drucksache IV/2479. Zu diesem 
Antrag der Fraktion der SPD ist namentliche Ab-
stimmung beantragt. Wir werden nachher zunächst 
über den Antrag der Fraktion der FDP, anschließend 
über  den Antrag der Fraktion der CDU/CSU und 
zum Schluß über den Antrag der Abgeordneten 
Gscheidle, Cramer und Genossen abstimmen. 

Wir kommen jetzt zur namentlichen Abstimmung 
über den Antrag der  Fraktion der  SPD Drucksache 
IV/2479. 
Ich gebe das vorläufige Ergebnis der namentlichen 

Abstimmung über den Antrag der Fraktion der SPD 
Drucksache IV/2479 bekannt. Mit Ja haben gestimmt 
165 Mitglieder des Hauses. Mit Nein haben ge-
stimmt 252 Mitglieder des Hauses. Enthalten hat 
sich ein Mitglied des Hauses. Damit ist der Antrag 
der Fraktion der SPD Drucksache IV/2479 in nament-
licher Abstimmung abgelehnt. 

Endgültiges Ergebnis: 
Ja: 164 
Nein: 252 
Enthalten: 1 

Ja 

SPD 

Frau Albertz 
Anders 
Arendt (Wattenscheid) 
Auge 
Dr. Dr. h. c. Baade 
Bäuerle 
Bazille 
Dr. Bechert 
Behrendt 
Bergmann 
Berkhan 

Berlin 
Beuster 
Frau Beyer (Frankfurt) 
Biegler 
Biermann 
Birkelbach 
Blachstein 
Dr. Bleiß 
Börner 
Dr. h. c. Brauer 
Brünen 
Bruse 
Buchstaller 
Busch 
Corterier 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 135. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 29. Juli 1964 	6711 

Cramer 
Diekmann 
Frau Döhring 
Dopatka 
Dröscher 
Frau Eilers 
Frau Dr. Elsner 
Dr. Eppler 
Erler 
Eschmann 
Faller 
Felder 
Figgen 
Flämig 
Folger 
Dr. Frede 
Frehsee 
Frau Freyh (Frankfurt) 
Fritsch 
Gerlach 
Glombig 
Gscheidle 
Haage (München) 
Haase (Kellinghusen) 
Hamacher 
Hauffe 
Heide 
Dr. Dr. Heinemann 
Hellenbrock 
Herberts 
Frau Herklotz 
Hermsdorf 
Herold 
Hirsch 
Höhmann 
(Hessisch Lichtenau) 

Hörauf 
Hörmann (Freiburg) 
Frau Dr. Hubert 
Hussong 
Iven (Düren) 
Jacobs 
Jürgensen 
Junghans 
Junker 
Kaffka 
Kalbitzer 
Frau Kettig 
Killat 
Frau Kipp-Kaule 
Könen (Düsseldorf) 
Koenen (Lippstadt) 
Kohlberger 
Frau Korspeter 
Kriedemann 
Dr. Kübler 
Kurlbaum 
Lange (Essen) 
Langebeck 
Lautenschlager 
Leber 
Lemper 
Lenz (Bremerhaven) 
Dr. Lohmar 
Lücke (Osnabrück) 
Maibaum 
Marquardt 
Marx 
Matthöfer 
Matzner 
Frau Meermann 
Merten 
Metter 
Meyer (Wanne-Eickel) 
Michels 
Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller 
Dr. Mommer 
Dr. Morgenstern 
Müller (Nordenham) 
Müller (Ravensburg) 
Nellen 
Paul 
Peiter 

Peters (Norden) 
Dr. Pohlenz 
Pöhler 
Porzner 
Priebe 
Ravens 
Regling 
Rehs 
Dr. Reischl 
Reitz 
Frau Renger 
Dr. Rinderspacher 
Dr. Roesch 
Rohde 
Frau Rudoll 
Sänger 
Dr. Schäfer 
Frau Schanzenbach 
Scheuren 
Dr. Schmid (Frankfurt) 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Dr. Schmidt (Offenbach) 
Schmitt-Vockenhausen 
Schröder (Osterode) 
Schwabe 
Seibert 
Seidel (Fürth) 
Seifriz 
Seither 
Frau Seppi 
Seuffert 
Dr. Stammberger 
Stephan 
Striebeck 
Strohmayr 
Dr. Tamblé 
Welslau 
Weltner (Rinteln) 
Frau Wessel 
Wienand 
Wilhelm 
Wischnewski 
Wolf 
Frau Zimmermann 

(Brackwede) 
Zühlke 

Berliner Abgeordnete 

Bartsch 
Frau Berger-Heise 
Braun 
Liehr (Berlin) 
Frau Lösche 
Mattick 
Dr. Seume 
Wellmann 

FDP 

Dr. Kohut 
Rademacher 
Dr. Rieger (Köln) 

Nein 

CDU 

Dr. Adenauer 
Adorno 
Dr. Aigner 
Arndgen 
Dr. Arnold 
Dr. Artzinger 
Baier (Mosbach) 
Baldauf 
Dr. Barzel 
Bauer (Wasserburg) 
Bauknecht 
Bausch 
Dr. Becker 

(Mönchengladbach) 

Becker (Pirmasens) 
Berberich 
Dr. Besold 
Bewerunge 
Biechele 
Dr. Bieringer 
Dr. Birrenbach 
Blank 
Frau Dr. Bleyler 
Blöcker 
Frau Blohm 
Blumenfeld 
von Bodelschwingh 
Böhme (Hildesheim) 
Frau Brauksiepe 
Dr. Brenck 
Brese 
Brück 
Bühler 
Dr. Conring 
van Delden 
Dr. Dichgans 
Diebäcker 
Dr. Dittrich 
Dr. Dollinger 
Drachsler 
Draeger 
Dr. Dr. h. c. Dresbach 
Ehnes 
Ehren 
Eichelbaum 
Dr. Elbrächter 
Frau Engländer 
Dr. Dr. h. c. Erhard 
Etzel 
Even (Köln) 
Falke 
Dr. Franz 
Franzen 
Dr. Frey (Bonn) 
Gaßmann 
Gedat 
Frau Geisendörfer 
Dr. Gerlich 
D. Dr. Gerstenmaier 
Gibbert 
Giencke 
Dr. Gleissner 
Dr. Götz 
Gottesleben 
Dr. h. c. Güde 
Günther 
Frau Haas 
Haase (Kassel) 
Härzschel 
Häussler 
Gräfin vom Hagen 
Hahn (Bielefeld) 
Dr. Hahn (Heidelberg) 
Dr. von Haniel-Niethammer 
Harnischfeger 
Dr. Hauser 
Dr. Heck 
Heix 
Dr. Hesberg 
Hesemann 
Hilbert 
Höcherl 
Dr. Höchst 
Hörnemann (Gescher) 
Hösl 
Holkenbrink 
Hoogen 
Horn 
Dr. Huys 
Illerhaus 
Frau Jacobi (Marl) 
Dr. Jaeger 
Josten 
Dr. Jungmann 
Frau Kalinke 
Dr. Kanka 
Katzer 

Kemmer 
Dr. Kemp fler 
Klein (Saarbrücken) 
Dr. Kliesing (Honnef) 
Knobloch 
Dr. Knorr 
Krüger 
Kühn (Hildesheim) 
Kuntscher 
Lang (München) 
Leicht 
Lemmrich 
Lenz (Brühl) 
Lenze (Attendorn) 
Leonhard 
Leukert 
Dr. Luda 
Lücker (München) 
Maier (Mannheim) 
Majonica 
Dr. Martin 
Maucher 
Meis 
Memmel 
Mengelkamp 
Dr. von Merkatz 
Missbach 
Müller (Aachen-Land) 
Müller (Remscheid) 
Niederalt 
Dr. Dr. Oberländer 
Frau Dr. Pannhoff 
Dr. Pflaumbaum 
Dr.-Ing. Philipp 
Dr. Poepke 
Porten 
Frau Dr. Probst 
Dr. Ramminger 
Rasner 
Rauhaus 
Dr. Reinhard 
Richarts 
Riedel (Frankfurt) 
Rommerskirchen 
Ruf 
Ruland 
Scheppmann 
Dr. Schmidt (Wuppertal) 
Schmücker 
Schneider (Hamburg) 
Frau Schroeder (Detmold) 
Dr. Schröder (Düsseldorf) 
Schulhoff 
Schwarz 
Frau Dr. Schwarzhaupt 
Dr. Schwörer 
Dr.-Ing. Seebohm 
Seidl (München) 
Dr. Serres 
Dr. Siemer 
Dr. Sinn 
Spies 
Stauch 
Dr. Stecker 
Stein 
Dr. Steinmetz 
Stiller 
Dr. Stoltenberg 
Stooß 
Storch 
Storm 
Strauß 
Stücklen 
Sühler 
Dr. Süsterhenn 
Teriete 
Tobaben 
Dr. Dr. h. c. Toussaint 
Varelmann 
Verhoeven 
Dr. Freiherr v. Vittinghoff

-

Schell 
Vogt 
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Wagner 
Dr. Weber (Koblenz) 
Wehking 
Weigl 
Weinkamm 
Weinzierl 
Frau Welter (Aachen) 
Wendelborn 
Wieninger 
Dr. Willeke 
Windelen 
Winkelheide 
Dr. Winter 
Wittmer-Eigenbrodt 
Wullenhaupt 
Dr. Zimmer 
Dr. Zimmermann (München) 

Berliner Abgeordnete 

Dr. Dr. h. c. Friedensburg 
Dr. Gradl 
Hübner 
Dr. Krone 
Lemmer 
Frau Dr. Maxsein 
Müller (Berlin) 
Stingl 

FDP 

Dr. Achenbach 
Dr. Aschoff 
Dr. Atzenroth 
Dr. Bucher 
Busse 
Dr. Dahlgrün 
Dr. Danz 
Deneke 
Frau Dr. Diemer-Nicolaus 
Dr. Dörinkel 
Dorn 
Dürr 
Dr. Effertz 
Eisenmann 
Dr. Emde 

Ertl 
Frau Dr. Flitz 
(Wilhelmshaven) 

Frau Funcke (Hagen) 
Frau Dr. Heuser 
Dr. Hoven 
Frau Dr. Kiep-Altenloh 
Kreitmeyer 
Kubitza 
Freiherr von Kühlmann-
Stumm 

Lenz (Trossingen) 
Logemann 
Dr. Mälzig 
Mauk 
Dr. Mende 
Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 
Mertes 
Dr. Miessner 
Mischnick 
Ollesch 
Peters (Poppenbüll) 
Ramms 
Reichmann 
Dr. Rutschke 
Scheel 
Schmidt (Kempten) 
Schultz 
Soetebier 
Spitzmüller 
Dr. Supf 
Wächter 
Walter 
Weber (Georgenau) 
Zoglmann 

Fraktionslos 

Gontrum 

Enthalten 
FDP 

Murr 

Ich rufe auf, wie angekündigt, den Antrag der 
Fraktion der FDP Drucksache IV/2492. 

Da wir wahrscheinlich gleich noch eine nament-
liche Abstimmung haben werden, mache ich darauf 
aufmerksam, daß ich gebeten worden bin, etwas zu 
sagen, was ich gar nicht gern sage: daß man darauf 
achten möge, daß bei der namentlichen Abstimmung 
jeder in sein eigenes Schubfach und nicht in das des 
Nachbarn greift. Das kommt leider vor — natürlich 
ein reines Versehen —; aber ich bitte, diese Gefah-
renquelle auszuschließen. 

(Heiterkeit und Zustimmung bei der SPD.) 

— Der Herr Vizepräsident applaudiert aus leidvoller 
Erfahrung; ich bedanke mich. 

Von der CDU/CSU ist beantragt, den Antrag der 
Fraktion der FDP an die Ausschüsse zu überweisen. 
Diese Ausschußüberweisung geht nach alter parla-
mentarischer Übung allem anderen vor. Ich bin ge-
fragt worden, nach welcher Geschäftsordnungsbestim-
mung das so sei. Dafür gibt es keine Bestimmung. 
Dennoch kann dieses Verfahren nicht in Zweifel ge-
zogen werden; die Ausschußüberweisung geht vor. 

Wir stimmen also zunächst darüber ab, ob dem 
Antrag auf Überweisung des Antrags der Fraktion 
der FDP — Drucksache IV/2492 — stattgegeben 
werden soll. Der Antrag soll an den Ausschuß für 

Verkehr, Post- und Fernmeldewesen — federfüh-
rend — und an den Finanzausschuß sowie den Haus-
haltsausschuß zur Mitberatung überwiesen werden. 
Wer diesem Antrag auf Überweisung an diese Aus-
schüsse zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Das Präsidium 
kann so nicht entscheiden. Ich bitte, Platz zu neh-
men. Wer für die Überweisung des Antrages an die 
genannten Ausschüsse ist, den bitte ich, sich zu 
erheben. — Gegenprobe! — Meine Schriftführer 
sagen: halbe, halbe. 

(Heiterkeit.) 

Also, meine Damen und Herren: Hammelsprung! Ich 
mache noch einmal auf die Fragestellung aufmerk-
sam. Wer für die Ausschußüberweisung ist, geht 
durch die Ja-Tür, wer dagegen ist, durch die Nein

-

Tür. 

Meine Damen und Herren, ich gebe das Ergebnis 
der Auszählung bekannt. Mit Ja haben gestimmt 
201 Mitglieder des Hauses, mit Nein 194 Mitglieder 
des Hauses; enthalten hat sich niemand. Damit ist 
der Antrag der Fraktion der FDP auf Drucksache 
IV/2492 an  den  Ausschuß für Verkehr, Post- und 
Fernmeldewesen — federführend — sowie den 
Finanzausschuß und den Haushaltsausschuß — mit-
beratend — überwiesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir kommen zu der Abstimmung über den Antrag 
der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache IV/2491 
(neu). Hier ist von der antragstellenden Fraktion 
Überweisung an den Ausschuß für Verkehr, Post-
und Fernmeldewesen — federführend — sowie den 
Finanzausschuß und den Haushaltsausschuß — mit-
beratend — beantragt. Ist das Haus mit dieser Über-
weisung einverstanden? — Kein Widerspruch; es ist 
so beschlossen. 

Schließlich der Antrag der Abgeordneten Gscheidle, 
Cramer und Fraktion auf Drucksache IV/2 4,20. Hier 
ist Überweisung an dieselben Ausschüsse unter 
Federführung des  Ausschusses für Verkehr, Post- 
und Fernmeldewesen vorgeschlagen. Ist das Haus 
damit einverstanden?. — Kein Widerspruch; es ist 
so beschlossen. 

Damit, meine Damen und Herren, sind wir am 
Ende dieser Sitzung. Ehe ich die Sitzung schließe, 
wünsche ich Ihnen einen 'ungestörten weiteren 
Urlaub. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 21.32 Uhr.) 

Berichtigungen 

Es ist zu lesen: 
132. Sitzung Seite 6458 A Zeile 7 statt 
„Auftrag" : Antrag; 
133. Sitzung Seite I rechte Spalte statt 
„Falle" : Faller; 
Seite III rechte Spalte Zeile 6 von unten statt 
„6579 A" : 6597 A; 
Seite 6589 D Zeile 18 statt 
„vor": von. 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten  

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

a) Beurlaubungen 

Dr. Althammer 29. 7. 
Dr. Arndt (Berlin) 29.7. 
Bading 29.7. 
Dr.-Ing. Balke 29. 7. 
Balkenhol 29. 7. 
Bals 29. 7. 
Bauer (Würzburg) 29. 7. 
Bäumer 29. 7. 
Fürst von Bismarck 29. 7. 
Dr. Böhm (Frankfurt) 29. 7. 
Brand 29. 7. 
Dr. von Brentano 29. 7. 
Burckardt 29.7. 
Dr. Burgbacher 29. 7. 
Burgemeister 29. 7. 
Büttner 29. 7. 
Dr. Czaja 29.7. 
Dr. Dehler 29. 7. 
Deringer 29. 7. 
Dr. Eckhardt 29. 7. 
Dr. Even (Düsseldorf) 29. 7. 
Franke 29. 7. 
Dr. Fritz (Ludwigshafen) 29. 7. 
Dr. Furler 29. 7. 
Gehring 29. 7. 
Dr. Gerlich 29. 7. 
Gewandt 29. 7. 
Glüsing (Dithmarschen) 29. 7. 
Dr. Gossel 29.7. 
Dr. Götz 29. 7. 
Freiherr zu Guttenberg 29. 7. 
Dr. Hamm (Kaiserslautern) 29. 7. 
Hammersen 29. 7. 
Hansing 29. 7. 
Dr. Hellige 29. 7. 
Höhne 29. 7. 
Hufnagel 29.7. 
Dr. Imle 29. 7. 
Jacobi (Köln) 29. 7. 
Frau Jacobi (Marl) 29. 7. 
Jahn 29.7. 
Dr. h. c. Jaksch 29. 7. 
Kahn-Ackermann 29. 7. 
Frau Klee 29. 7. 
Klinker 29. 7. 
Dr. Koch 29. 7. 
Dr. Kopf 29. 7. 
Frau Krappe 29. 7. 
Kraus 29.7. 
Krug 29. 7. 
Dr. Krümmer 29. 7. 
Frau Dr. Kuchtner 29. 7. 
Kulawig 29. 7. 
Leicht 29. 7. 
Dr. Löhr 29. 7. 
Menke 29. 7. 
Dr. Meyer (Frankfurt) 29.7. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete (r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Freiherr von Mühlen 29. 7. 
Müller (Erbendorf) 29. 7. 
Müller (Worms) 29. 7. 
Dr. Müller-Emmert 29. 7. 
Dr. Müller-Hermann 29. 7. 
Müser 29. 7. 
Neumann (Allensbach) 29. 7. 
Nieberg 29. 7. 
Dr. Nissen 29. 7. 
Dr. Dr. Oberländer 29. 7. 
Oetzel 29. 7. 
Opitz 29. 7. 
Frau Pitz-Savelsberg 29. 7. 
Dr. Ramminger 29. 7. 
Riegel (Göppingen) 29. 7. 
Ritzel 29. 7. 
Saxowski 29. 7. 
Dr. Schellenberg 29. 7. 
Schlee 29.7. 
Schlick 29.7. 
Dr. Schneider (Saarbrücken) 29. 7. 
Schoettle 29. 7. 
Dr. Starke 29. 7. 
Steinhoff 29. 7. 
Stingl 29. 7. 
Frau Strobel 29. 7. 
Struve 29. 7. 
Theis 29.7. 
Unertl 29. 7. 
Urban 29.7.  
Wegener 29. 7. 
Wehner 29. 7. 
Welke 29. 7. 
Werner 29. 7. 
Dr. Wilhelmi 29. 7. 
Dr. Wuermeling 29. 7. 
Ziegler 29. 7. 

b) Urlaubsanträge 

Dr. Harm (Hamburg) 31. 10. 

Anlage 2 

Der Präsident des Bundesrates 

Abschrift 

Bonn, den 26. Juni 1964 
An den 
Herrn Bundeskanzler 
Bonn 
Bundeskanzleramt 

Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 271. Sitzung am 26. Juni 1964 beschlossen 
hat, dem vom Deutschen Bundestag am 4. Juni 1964 
verabschiedeten 

Siebzehnten Gesetz zur Änderung des 
Lastenausgleichsgesetzes (17. ÄndG LAG) 
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gemäß Artikel 84 Abs. 1, 85 Abs. 1, 105 Abs. 3 und 
120 a Abs. 1 des Grundgesetzes zuzustimmen. 

Im übrigen hat der Bundesrat die anliegende Ent-
schließung angenommen. 

1 Anlage 

Dr. Diederichs 

Bonn, den 26. Juni 1964 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 
Bonn 
Bundeshaus 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das 
dortige Schreiben vom 12. Juni 1964 mit der Bitte 
um Kenntnisnahme übersandt. 

Diederichs 
Anlage 

zum Schreiben des Präsidenten des Bundesrates 
vom 26. Juni 1964 an den Bundeskanzler 

Entschließung 

des Bundesrates zum 

Siebzehnten Gesetz zur Änderung des 
Lastenausgleichsgesetzes (17. ÄndG LAG) 

Entgegen den ursprünglichen Erwartungen des 
Gesetzgebers, die in § 323 Abs. 1 LAG in seiner bis-
herigen Fassung ihren Niederschlag gefunden haben, 
ist die wohnungsmäßige Eingliederung der Geschä-
digten ebenso wie ihre berufliche Eingliederung in 
die Landwirtschaft sowie in die gewerbliche Wirt-
schaft und die freien Berufe bisher noch nicht abge-
schlossen. Es besteht noch ein erheblicher Bedarf an 
Mitteln für Aufbaudarlehen, insbesondere für den 
Wohnungsbau und für die Landwirtschaft. Dieser 
Entwicklung wird die in § 323 Abs. 1 LAG in der 
bisherigen Fassung als Auslaufregelung angelegte 
scharfe Degression der Mittel nicht gerecht. 

Die vorgesehene zusätzliche Bereitstellung von 
200 Mio DM für Aufbaudarlehen im Rechnungsjahr 
1965 wird daher begrüßt. Sie entspricht einem drin-
genden Bedürfnis. 

Anlage 3 

Der Präsident des Bundesrates 

Abschrift 

Bonn, den 10. Juli 1964 
An den 
Herrn Bundeskanzler 
Bonn 
Bundeskanzleramt 

Ich beehre mich mitzuteilen, daß der  Bundesrat in 
seiner 272. Sitzung am 10. Juli 1964 beschlossen 

hat, hinsichtlich des vom Deutschen Bundestag am 
24. Juni 1964 verabschiedeten 

Ersten Gesetzes zur Änderung der Höfeordnung 
einen Antrag gemäß Artikel 77 Abs. 2 des Grund-
gesetzes nicht zu stellen. 

Der Bundesrat hat weiterhin folgende Entschlie-
ßung gefaßt: 

„Der Bundesrat ist der Auffassung, daß die gel-
tenden Vorschriften über die Abfindungs- und 
Ergänzungsansprüche der weichenden Erben drin-
gend einer Neuregelung bedürfen, da sie zu 
immer unbefriedigenderen Ergebnissen führen. 
Eine alsbaldige Verabschiedung auch dieses Teils 
des Gesetzentwurfs erscheint deshalb notwendig." 

Dr. Diederichs 

Bonn, den 10. Juli 1964 
An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 
Bonn 
Bundeshaus 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das 
dortige Schreiben vom 26. Juni 1964 mit der Bitte 
um Kenntnisnahme übersandt. 

Diederichs 

Anlage 4 

Der Präsident des Bundesrates 

Abschrift 

Bonn, den 10. Juli 1964 
An den 
Herrn Bundeskanzler 
Bonn 
Bundeskanzleramt 

Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 272. Sitzung am 10. Juli 1964 beschlossen 
hat, hinsichtlich des vom Deutschen Bundestag am 
26. Juni 1964 verabschiedeten 

Gesetzes über die Feststellung des Wirtschaftsplans 

des ERP-Sondervermögens 
für das Rechnungsjahr 1964 

(ERP-Wirtschaftsplangesetz 1964) 

einen Antrag gemäß Artikel 77 Abs. 2 des Grund-
gesetzes nicht zu stellen. 

Ferner hat der Bundesrat die nachstehende Ent-
schließung gefaßt: 

„Der Bundesrat bittet die Bundesregierung erneut, 
den Rationalisierungsbedürfnissen in bedrohten 
Wirtschaftsbereichen gesteigerte Aufmerksamkeit 
zu schenken, insbesondere im Hinblick auf den 
ERP-Wirtschaftsplan 1965 Maßnahmen zur Förde-
rung dieses Anliegens zu treffen. 

Bei der in Aussicht stehenden Überarbeitung der 
Richtlinien über die Anwendung der Maßnahmen 
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zur Anpassung und Umstellung sollten die Länder 
beteiligt werden." 

Dr. Diederichs 

Bonn, den 10. Juli 1964 
An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 
Bonn 
Bundeshaus 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das 
dortige Schreiben vom 26. Juni 1964 mit der  Bitte 
um Kenntnisnahme übersandt. 

Diederichs 

Anlage 5 

Schriftliche Antwort 

des Herrn Staatssekretärs Bargatzky vom 26 .Juni 
1964 auf die Zusatzfrage des Abgeordneten Schwabe 
zu der Mündlichen Anfrage des Abgeordneten Bieg-
ler *). 

Tetanusantitoxin, das zur Serumbehandlung eines 
Krankheitsverdächtigen oder Erkrankten verwendet 
wird, ist bereits optimal gestreut. In den meisten 
Apotheken und Krankenhäusern und auch bei vie-
len Ärzten wird es auf Vorrat gehalten. Nötigen-
falls kann es in kürzester Zeit über den Arznei-
mittelgroßhandel bezogen werden. Abgesehen hier-
von läßt sich die Zahl der Erkrankungen und damit 
auch die der Todesfälle, wie bereits mündlich aus-
geführt, dagegen weitgehend durch die Tetanus-
schutzimpfung verringern. Tetanusschutzimpfungen 
können sowohl in öffentlichen Impfterminen der Ge-
sundheitsämter als auch in den Praxen der Ärzte

-

schaft durchgeführt werden. 

Anlage 6 

Schriftliche Antwort 

des Herrn Bundesministers Lenz vom 2. Juli 1964 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Dr. Kempfler (Drucksache IV/2386 Fragen Ill und 
I/2): 

Hält der Herr Bundesinnenminister das Gesetz über die Füh-
rung akademischer Grade vom 7. Juni 1939 (RGBl. I S. 985), das 
keinerlei Voraussetzungen statuiert, unter denen die Genehmi-
gung zur Führung eines akademischen Grades einer ausländi-
schen Hochschule erteilt werden muß, noch für vereinbar mit 
dem Grundgesetz oder hält er eine .baldige Novellierung für 
angebracht? 

Das Gesetz über die Führung akademischer Grade 
gilt nach Ansicht der Länder und nach einem Urteil 
des Bundesverwaltungsgerichtes aus dem Jahre 1960 
als Landesrecht fort. Für den hier interessierenden 
§ 2 des Gesetzes ist dies auch die Auffassung der 
Bundesregierung. Soweit ich übersehen kann, ist 
bisher die Verfassungsmäßigkeit des § 2 Abs. 1 des 
Gesetzes nicht angezweifelt worden. Ihre Bedenken 

1 Siehe 130. Sitzung Seite 6285 B 

nehme ich zum Anlaß, die Verfassungsmäßigkeit 
dieser Bestimmung mit den beteiligten Bundesres-
sorts und den Kultusministern der Länder zu prüfen. 
Vom Ergebnis dieser Prüfung wird es abhängen, ob 
eine Novellierung des Gesetzes erforderlich ist. Ich 
werde Sie vom Ergebnis der Untersuchungen unter-

richten. 
Hält es der Herr Bundesinnenminister angesichts der  zuneh-

menden internationalen .Verflechtung auf kulturellem und wis-
senschaftlichem Gebiet nicht ,für zweckmäßig, in Anwendung von 
§ 2 Abs. 2 des in Frage I/1 genannten Gesetzes wenigstens für 
bestimmte ausländische Hochschulen (beispielsweise für solche 
europäischer Staaten oder der USA) eine Genehmigung hinsicht-
lich der akademischen Grade allgemein zu erteilen? 

Für die Erteilung einer allgemeinen Genehmigung 
sind die Kultusminister der Länder zuständig. So-
weit ich informiert bin, haben diese bisher noch 
keine allgemeine Genehmigung zur Führung eines 
akademischen Grades erteilt. Ich teile Ihre Auffas-
sung, daß angesichts der zunehmenden internatio-
nalen Verflechtung der Wissenschaft die Beantwor-
tung der Frage, ob solche allgemeine Genehmigun-
gen für bestimmte Hochschulen ausgesprochen wer-
den sollten, einer sehr sorgfältigen Prüfung bedarf. 
Ich werde mich auch in dieser Angelegenheit mit 
den Kultusministern der Länder in Verbindung set-
zen, insbesondere auch wegen der Frage, inwieweit 
§ 2 Abs. 2 des Gesetzes bei der Durchführung des 
Europäischen Abkommens über die Anerkennung 
von akademischen Graden und Hochschulzeugnissen, 
dem die Länder noch nicht zugestimmt haben, eine 
Rolle spielt. 

Anlage 7 

Schriftliche Antwort 

des Herrn Bundesministers Scheel vom 29. Juni 1964 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Bühler (Drucksache IV/2386 Frage II) : 

Hat der Herr Bundesminister für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit den Versuch unternommen, im Kabinett eine gesetzliche 
Grundlage dafür zu schaffen, daß begründete Forderungen von 
deutschen Bundesbürgern gegenüber ausländischen diploma-
tischen Vertretungen bei Abkommen über die wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit berücksichtigt werden, nachdem er vor einem 
Jahr an Hand des Falles Kolbach/Korea die Notwendigkeit einer 
derartigen Regelung erkannt und bejaht hatte? 

Vorweg darf ich bemerken, daß es sich bei der 
Fragenstellung offensichtlich um ein Mißverständnis 
handeln dürfte. Bei unserer persönlichen Unter-
redung am 3. 7. 1963 über den Fall der Eheleute 
Kollbach habe ich eingehend meine Bedenken gegen 
eine Verquickung privatrechtlicher Ansprüche ein-
zelner deutscher Staatsbürger mit  den  Entwicklungs-
hilfeleistungen der BRD dargelegt. Ich habe ins-
besondere die Möglichkeit einer Aufrechnung der 
Ansprüche des Ehepaares Kollbach gegen die von 
der BRD an Korea zugesagte Kapitalhilfe bereits 
aus rechtlichen Gründen verneinen müssen. 

Ich habe aber zugesagt, mich wegen einer güt-
lichen Bereinigung des Falles bei dem für diese 
Angelegenheit zuständigen Bundesminister des Aus-
wärtigen zu verwenden. In diesem Zusammenhang 
hatten sie um Prüfung gebeten, ob nicht in der-
artigen Fällen die Entwicklungshilfe an das betref-
fende Entwicklungsland eingestellt werden sollte. 
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Vereinbarungsgemäß habe ich mich mit Schreiben 
vom 9. 7. 1963, das ich Ihnen abschriftlich übersandt 
habe, bei dieser Prüfung auch an den Herrn Bundes-
minister des Auswärtigen gewandt. Die Stellung-
nahme des Herrn Bundesministers des Auswärtigen 
hat der Herr Staatssekretär des Bundesministeriums 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit Ihnen mit Schrei-
ben vom 9. 8. 1963 mitgeteilt. In einem Schreiben 
vom 16. 10. 1963 an Sie hat der Herr Bundesminister 
des Auswärtigen auch nochmals zu der Frage einer 
Berücksichtigung privatrechtlicher Ansprüche einzel-
ner deutscher Staatsbürger bei den Entwicklungs-
hilfeleistungen der BRD Stellung genommen. Diese 
Stellungnahme deckt sich mit meiner Auffassung. 

Anlage 8 

Schriftliche Antwort 

des Herrn Bundesministers Höcherl vom 16. Juli 1964 
auf die Mündlichen Anfragen der  Abgeordneten 
Frau Freyh (Frankfurt) (Drucksache IV/2386 Frage 
IV/8 und IV/9) : 

Welche Stellung nimmt die 'Bundesregierung zu Zeitungs-
meldungen ein, nach denen die Zahl der Kindesmißhandlungen 
ansteigt? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, Kindesmißhandlun-
gen zu begegnen, indem sie beispielsweise die Bevölkerung 
darauf hinweist, in solchen Fällen Anzeige zu erstatten? 

Nachdem sich inzwischen auch die Länder Berlin, 
Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen auf meine 
Anfragegeäußert 'haben, ob die Zahl der  Kindes-
mißhandlungen in ihrem Bereich angestiegen ist, 
(Frage IV/8) darf ich Ihnen nachstehend die Ant-
worten mitteilen. 

Berlin: 

Die Zahl der  Fälle von Kindesmißhandlungen 
zeigt eine steigende Tendenz. Das Land Berlin führt 
die zahlenmäßige Zunahme jedoch nicht auf eine 
Steigerung dieser Kriminalität, sondern auf die ver-
stärkte Einschaltung ,der Kriminalpolizei durch die 
Fürsorgebehörden und auf die  dadurch bewirkte 
Verminderung der Dunkelziffer bei diesen  Straf-
taten zurück (unter Dunkelziffer versteht man 'die-
jenigen Fälle, die Iden Strafverfolgungsbehörden 
nicht bekannt werden). 

Nordrhein-Westfalen: 

Exakte oder annähernde statistische Werte über 
Fälle von Kindesmißhandlung liegen bei den  Po-
lizeibehörden des Landes Nordrhein-Westfalen nicht 
vor. 

Die „polizeiliche Kriminalstatistik" erfaßt diese 
Kriminalität nicht besonders. Örtliche spezielle Sta-
tistiken hierüber werden in Nordrhein-Westfalen 
nicht geführt. 

Die .einzelnen Ermittlungsverfahren bei den  Poli-
zeibehörden vermitteln kein vollständiges Bild 
über die zahlenmäßigen Bewegungen der Kindes-
mißhandlung der letzten Jahre in den einzelnen 
nordrhein-westfälischen Großstädten. Dementspre

-

chend sind auch Zeitungsmeldungen über einzelne 
Ermittlungs- oder durchgeführte Strafverfahren 
kaum eine geeignete Grundlage für eine •entspre-
chende Beurteilung. 

Niedersachsen: 

Laut Mitteilung ides  Niedersächsischen Kultusmi-
nisters ist nach den  in den letzten drei Jahren den 
Polizeidienststellen in Niedersachsen bekannt ge-
wordenen Fällen von  Kindesmißhandlungen ein 
Ansteigen nicht festzustellen. Zu beobachten Ist 
allerdings, daß die Tageszeitungen häufiger über 
diese Delikte berichten. 

In Verwirklichung meiner Absicht, den Ländern 
und dem Deutschen Kinderschutzbund zu empfehlen, 
die Bevölkerung in  geeigneter Weise auf die Not-
wendigkeit der Anzeigeerstattung bei Kindesmiß-
handlungen hinzuweisen (Frage IV/9), habe ich fol-
gendes Schreiben an die Herren Innenminister (-se-
natoren) der Länder gerichtet und  den  Deutschen 
Kinderschutzbund in gleichem Sinne informiert: 

„Frau Bundestagsabgeordnete Brigitte Freyh hat 
im Zusammenhang mit  einer Anfrage über das 

 Ansteigen der  Zahl der Kindesmißhandlungen in 
einer Fragestunde um Auskunft gebeten, ob die 
Bundesregierung Möglichkeiten sehe, Kindesmiß-
handlungen zu begegnen, indem sie beispiels-
weise die Bevölkerung darauf hinweist, in sol-
chen Fällen Anzeige zu erstatten. 

Ich habe die  Anfrage wie 'folgt beantwortet: 

„Die Bundesregierung sieht solche Möglichkeiten 
vor allem darin, den Ländern und dem Deutschen 
Kinderschutzbund zu empfehlen, die Bevölkerung 
in geeigneter Weise auf die Notwendigkeit der 

 Anzeigeerstattung bei Kindesmißhandlungen hin-
zuweisen. Das ist das einzige Mittel, über das der 
Bund verfügt." 

Ich wäre dankbar, wenn Sie dieser Empfehlung 
in geeigneter Weise entsprechen würden." 

Ich darf annehmen, daß damit Ihrem Anliegen 
entsprochen worden  ist.  

Anlage 9 

Schriftliche Antwort 

des Herrn Bundesministers Höcherl vom 25. Juni 
1964 auf die Mündlichen Anfragen der Abgeordneten 
Frau Dr. Hubert (Drucksache IV/2386 Fragen IV/13 
und IV/14) : 

Welche Erkenntnisse hat der 6tägige Bunkertest mit einer 
ausgewählten Personengruppe gegenüber den im letzten Welt-
krieg gemachten Erfahrungen an Gesunden und Kranken, die 
zum Teil weit länger in Bunkern zugebracht haben, ergeben? 

Das Ergebnis der Erkenntnisse aus dem sechstägi-
gen Bunkertest in Dortmund kann nach Mitteilung 
des Bundesamtes für zivilen Bevölkerungsschutz erst 
nach 2-3 Monaten vorgelegt werden. Diese Frist 
ist notwendig, um alle Ergebnisse der Beobachtun-
gen und Untersuchungen, die vom Personal des Bun- 
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desamtes für zivilen Bevölkerungsschutz und von 
besonderen für diesen Test geworbenen freien Wis-
senschaftlern gesammelt und gewonnen wurden, 
wissenschaftlich und statistisch zu verarbeiten und 
auszuwerten. Die Bundesregierung ist bereit, Mit-
gliedern des Bundestages ein Exemplar des Ab-
schlußberichtes zur Verfügung zu stellen. 

In welcher Weise hat die Bundesregierung sich bisher die im 
letzten Weltkrieg gemachten Erfahrungen über die Verhaltens-
weise und die körperlichen Reaktionen der Menschen auf den 
langen Bunker-Aufenthalt zunutze gemacht? 

In dem vorbezeichneten Abschlußbericht werden 
auch Erfahrungen über Verhaltensweise und körper-
liche Reaktion von Menschen während langer Bun-
keraufenthalte aus dem Zweiten Weltkrieg berück-
sichtigt werden, soweit wissenschaftliche Erkennt-
nisse vorliegen. Bemerkt sei, daß die vorliegenden 
amerikanischen Erkenntnisse zu dieser Frage bei 
der Aufstellung des Programms für den Bunkertest 
in Dortmund berücksichtigt worden sind. 

Anlage 10 

Schriftliche Antwort 

der  Frau Bundesminister Dr. Schwarzhaupt vom 
6. Juli 1964 auf die  Mündliche Anfrage des  Abge-
ordneten Dr. Schmidt (Offenbach) (Drucksache 
IV/2386 Frage XIV/4) : 

In welcher Form wird die Bundesregierung im Entwurf der 
Bestallungsordnung für Ärzte die Bedeutung der Arbeitsmedizin 
für die Ausbildung der Medizinstudenten berücksichtigen? 

Der Referentenentwurf der Bestallungsordnung für 
Ärzte sieht vor, daß der Kandidat der Medizin bei der 
Meldung zur ärztlichen Prüfung nachzuweisen hat, 
daß er eine Pflichtvorlesung über Arbeitsmedizin 
gehört hat. Diese Regelung entspricht der Vorschrift 
in der schon jetzt geltenden Bestallungsordnung. Im 
Rahmen der  Prüfung des Faches Hygiene soll die 
Arbeitsmedizin jedoch nicht nur mündlich — wie 
bisher —, sondern auch schriftlich geprüft werden. 
Die Prüfung in  Arbeitsmedizin soll sich auf das  ge-
samte Gebiet der  Arbeitsmedizin unter besonderer 
Berücksichtigung der Arbeitshygiene und der  Be-
rufskrankheiten erstrecken. 

 

Anlage 11 

Schriftliche Antwort 

der  Frau Bundesminister Dr. Schwarzhaupt vom 
6. Juli 1964 auf die Mündlichen Anfragen des Ab-
geordneten Dr. Tamblé (Drucksache IV/2386 Fragen 
XIV/5, XIV/6 und XIV/7) : 

Welche Gründe haben die  Bundesregierung bisher davon ab-
gehalten, die nach dem bereits im Jahre 1952 verkündeten Ge-
setz über die Ausübung der Zahnheilkunde zu erlassende Ge-
bührenordnung für Zahnärzte vorzulegen? 

Hält die Bundesregierung es für vertretbar, den durch die ein-
stimmige Verabschiedung des Gesetzes über die Ausübung der 
Zahnheilkunde zum Ausdruck gebrachten Willen des Parlaments, 
die völlig veraltete durch eine den Erfordernissen der modernen 
Zahnheilkunde entsprechende neue Gebührenordnung zu er-
setzen, fast 12 Jahre zu ignorieren? 

Wann gedenkt die Bundesregierung die in Frage XIV/5 ge-
nannte Gebührenordnung nunmehr vorzulegen? 

Eine völlig neue Gebührenordnung für Zahnärzte 
mit Hunderten von Positionen, die dem wissen-
schaftlichen Stand der Zahnheilkunde entsprechen 
und zugleich den berechtigten Interessen der Zahn-
ärzte und der zur Zahlung Verpflichteten Rechnung 
tragen soll, bedarf umfangreicher Erhebungen und 
gründlicher Beratungen mit allen Beteiligten. 
Der von der Zahnärzteschaft erarbeitete Vor-

schlag für eine neue zahnärztliche Gebührenordnung 
ist im Jahre 1958 dem Bundesminister des Innern 
vorgelegt worden. Nach Verhandlungen mit den 
beteiligten Ressorts und den Stellungnahmen von 
Krankenkassenverbänden ergab sich die Notwendig-
keit, genauere statistische Unterlagen zu gewinnen. 
In den Jahren 1961 und 1962 wurde der inzwischen 
überarbeitete Entwurf von einem durch das Bundes-
ministerium für Gesundheitswesen einberufenen 
Sachverständigenausschuß aus den Kreisen der 
Zahnärzte, der Sozialversicherung und der Sozial-
hilfe in allen Einzelheiten beraten. Das Ergebnis 
dieser Beratungen machte weitere Verhandlungen 
mit der Zahnärzteschaft erforderlich, die erst im 
April 1964 vorläufig abgeschlossen werden konnten. 
Der Referentenentwurf ist nunmehr fertiggestellt. 
Er wird in Kürze mit den beteiligten Stellen ab-
schließend beraten werden, und ich habe die Hoff-
nung, daß ich ihn nach der Sommerpause dem 
Bundesrat zuleiten kann. 

 

Anlage 12 

Schriftliche Antwort 

des Herrn Bundesministers Dr. Schröder vom 26. Juni 
1964 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Lang (München) (Drucksache IV/2399 Frage I) : 

Ist es richtig, daß die Dokumentation über die jugoslawischen 
Kriegsverbrechen an deutschen Kriegsgefangenen nur in den 
Fachbibliotheken eingesehen werden kann und nicht in Buch-
handlungen käuflich ist? 

Das Dokumentationswerk zur Geschichte der deut-
schen Kriegsgefangenen in Jugoslawien 1941-1949 
wird in Kürze auch in Buchhandlungen erhältlich 
sein. 

Anlage 13 

Schriftliche Antwort 

des Herrn Staatssekretärs Dr. Langer vom 26. Juni 
1964 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Dröscher (Drucksache IV/2399 Frage III) : 

Welche Stellen der Bundesregierung beobachten den Fort-
schritt der Automation in der Industrie und die mit ihr zusam-
menhängende, unvermeidliche drastische Veränderung der wirt-
schaftlichen und sozialen Struktur unserer Volkswirtschaft mit 
dem Ziel, ein Frühwarnsystem für drohende Wandlungen in der 
Gesellschaft zu schaffen, die  eine Vielzahl von berufstätigen 
Menschen um ihren Arbeitsplatz bringen können? 

Die bisherige Entwicklung in der Bundesrepublik 
erlaubt es nach Auffassung der Bundesregierung 
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nicht, von einer „drastischen Veränderung" der 
wirtschaftlichen und sozialen Struktur der Volks-
wirtschaft als Folge der Automation zu sprechen. 
Die vermehrte Automatisierung von Produktions-, 
Verteilungs- und Verwaltungsabläufen ist nur eine 
der zahlreichen Formen des technischen Fortschritts, 
die zur Rationalisierung des Arbeitsprozesses nutz-
bar gemacht werden. Angesichts des kräftigen wirt-
schaftlichen Wachstums ergeben sich hieraus z. Z. 
keine besonderen wirtschaftspolitischen Probleme. 
Wegen der  Knappheit an Arbeitskräften ist eine ver-
stärkte Automation sogar erwünscht. Gleichwohl hält 
es  die  Bundesregierung für nützlich, die  sich aus der 
Automation ergebenden tatsächlichen und möglichen 
wirtschaftlichen und sozialen Folgen zu klären. Ein 
im Bundeswirtschaftsministerium bestehender Ar-
beitskreis beschäftigt sich mit den möglichen Aus-
wirkungen der Automation auf die wirtschaftliche 
und soziale Struktur, den Konjunkturverlauf, die 
Beschäftigungslage und die sich daraus ergebenden 
neuen Erfordernisse beruflicher Aus- und Fortbil-
dung. Dabei wird auch geprüft, wie der Stand und 
die weitere Entwicklung der Automation besser 
festgestellt werden können. 

Anlage 14 

Schriftliche Antwort 

des Herrn Bundesministers Blank vom 14. Juli 1964 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Matthöfer (Drucksache IV/2399 Fragen V/1, V/2 
und V/3) : 

Welchen Beschränkungen unterliegen türkische Arbeiter nach 
den geltenden Verträgen und Vorschriften, wenn sie in Nord-
rhein-Westfalen ihren Arbeitsplatz wechseln? 

Türkische Arbeitnehmer, die in der Bundesrepu-
blik Deutschland eine unselbständige Beschäftigung 
ausüben wollen, benötigen — wie alle nichtdeutschen 
Arbeitnehmer — eine Arbeitserlaubnis des zustän-
digen Arbeitsamtes. Sie wird zur Ausübung einer 
bestimmten beruflichen Tätigkeit in einem bestimm-
ten  Betrieb längstens für die Dauer eines Jahres er-
teilt. Ausländische Arbeitnehmer, die ihren Arbeits-
platz wechseln wollen, bedürfen einer neuen Arbeits-
erlaubnis für einen neuen Arbeitgeber. Diese wird 
ihnen bei der derzeitigen Lage des Arbeitsmarktes 
in der Regel erteilt, wenn sie ihr Arbeitsverhältnis 
im Einvernehmen mit ihrem Arbeitgeber gelöst oder 
unter Einhaltung der nach ihrem Arbeitsvertrag 
vorgesehenen Frist gekündigt haben oder wenn ein 
von vornherein befristeter Arbeitsvertrag ausge-
laufen ist. 

Ausländische Arbeitnehmer, die unter Bruch ihres 
Arbeitsvertrages ihren Arbeitsplatz aufgeben, er-
halten keine Arbeitserlaubnis zur Aufnahme einer 
Beschäftigung in einem anderen Betrieb. Zur frist-
losen Auflösung seines Arbeitsverhältnisses ist der 
ausländische Arbeitnehmer nur berechtigt, wenn 
hierfür wichtige Gründe vorliegen. Ob ein wichtiger 
Grund vorliegt, entscheiden im Streitfall die Arbeits-
gerichte. 

Wenn ein ausländischer Arbeitnehmer zwei Jahre 
in derselben Berufsgruppe erlaubt beschäftigt gewe-
sen ist, erhält er eine Arbeitserlaubnis ohne Be-
schränkung auf einen bestimmten Betrieb. Ein Aus-
länder, dem eine solche Arbeitserlaubnis erteilt 
worden ist, kann innerhalb ihrer Geltungsdauer 
ohne Zustimmung des Arbeitsamtes eine gleich-
artige Tätigkeit bei einem anderen Arbeitgeber auf-
nehmen. Nach 5jähriger ununterbrochener Beschäf-
tigung im Bundesgebiet erwirbt ein Ausländer einen 
Rechtsanspruch auf eine Arbeitserlaubnis mit einer 
3jährigen Geltungsdauer für eine Tätigkeit nach 
seiner Wahl. Das gleiche gilt, wenn sich ein aus-
ländischer Arbeitnehmer mindestens acht Jahre 
ohne Unterbrechung rechtmäßig im Bundesgebiet 
aufgehalten hat. 

Aus der  deutsch-türkischen Artwerbevereinbarung 
und dem dieser Vereinbarung beigefügten Muster-
arbeitsvertrag ergibt sich keine abweichende Rege-
lung. 

Wie hoch sind die zusätzlichen finanziellen Belastungen eines 
Arbeitgebers in  Nordrhein-Westfalen, der statt deutschen Arbei-
tern türkische beschäftigt (für Anfahrt, Dolmetscher, Unterbrin-
gung, Anlernzeit usw.) ? 

Bei der Anwerbung türkischer Arbeitnehmer durch 
die Verbindungsstelle der Bundesanstalt für Arbeits-
vermittlung und Arbeitslosenversicherung in der 
Türkei entstehen dem Arbeitgeber Kosten in Höhe 
von 150 DM je Arbeitskraft, die er bei Einreichung 
des Vermittlungsauftrages an das zuständige Ar-
beitsamt entrichten muß. Dieser Betrag dient haupt-
sächlich zur Deckung der Reisekosten und der 
Reiseverpflegung. Türkischen Arbeitnehmern, die 
ohne Inanspruchnahme der Verbindungsstelle der 
Bundesanstalt ins Bundesgebiet einreisen, um eine 
Arbeit aufzunehmen, erstatten ihre Arbeitgeber die 
Reisekosten vielfach freiwillig oder auf Grund 
besonderer Vereinbarung. 

Bei der Anwerbung türkischer Arbeitnehmer ent-
stehen den Arbeitgebern vielfach Aufwendungen 
durch Reisen von Firmenbeauftragten in die Türkei. 
Nach der Arbeitsaufnahme der türkischen Arbeit-
nehmer verursacht ihre Betreuung und Beratung 
(z. B. im Verkehr mit den Behörden) laufende 
Kosten, deren Höhe sich kaum beziffern läßt. Hierzu 
gehören auch die Aufwendungen für die Bereit-
stellung von Dolmetschern, die etwa 10 DM monat-
lich je Arbeitnehmer betragen, wenn man auf 100 
türkische Arbeitnehmer einen Dolmetscher rechnet. 

Allgemeingültige Unterlagen über die Kosten der 
Einarbeitung am Arbeitsplatz liegen nicht vor. Nach 
Angaben eines in Nordrhein-Westfalen ansässigen 
Betriebes, der eine große Zahl türkischer Arbeit-
nehmer beschäftigt, betragen sie je nach Art der 
Arbeit 200-1000 DM für jeden Arbeitnehmer. Fer-
ner entstehen den Betrieben zusätzliche Belastungen 
bei der Unterbringung der türkischen Arbeitnehmer 
in Werksheimen. Sie betragen nach den Erfahrungen 
des erwähnten Betriebes etwa 30 DM monatlich 
mehr als bei deutschen Betriebsangehörigen. 

Wie oft wechseln türkische Arbeiter den  Arbeitsplatz? 

Die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung hat über den Arbeits-
platzwechsel ausländischer Arbeitnehmer in der 
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Bundesrepublik eine besondere Erhebung angestellt. 
Danach haben in der Zeit vom 1. Februar 1963 bis 
31. Januar 1964 von rd. 48 800 .beschäftigten tür-
kischen Arbeitern etwas mehr als 20 % ihren 
Arbeitsplatz gewechselt, und zwar 67 % hiervon 
einmal, 22 % zweimal und 11 % dreimal und häufi-
ger. Mit diesen rd. 20 % Arbeitsplatzwechslern 
liegen die türkischen Arbeitnehmer um etwa 4,5 % 
unter dem durchschnittlichen Fluktuationsgrad der 
Ausländer, die aus den Anwerbeländern Italien, 
Griechenland und Spanien stammen. 

Anlage 15 

Schriftliche Antwort 

der Frau Bundesminister Dr. Schwarzhaupt vom 
6. Juli 1964 auf die Mündlichen Anfragen des Ab-
geordneten Dr. Pohlenz (Drucksache IV/2399 Fragen 
VII/1, VII/2 und VII/3): 

War  die  Aufstellung von zwei neuen Kupolöfen bei der Fa. 
WESMAG, Eisengießerei, Wesel, im Herbst vergangenen Jahres 
genehmigungspflichtig und ist diese .Genehmigung erteilt worden? 

Nach einer Auskunft des Arbeits- und Sozial-
ministeriums des Landes Nordrhein-Westfalen sind 
bei der Firma WESMAG, Eisengießerei in  Wesel, 
im Herbst vergangenen Jahres keine neuen Kupol-
öfen aufgestellt worden. Ein genehmigungspflich-
tiger Tatbestand hat deshalb nicht vorgelegen. 

Ist es nach den geltenden gesetzlichen Bestimmungen erlaubt, 
daß gesundheitsschädliche Abgase aus Kaminen abgeleitet wer-
den, die nur die Höhe normaler Wohnhäuser haben? 

Nach der „Technischen Anleitung zur Reinhaltung 
der Luft", der vom Bundesrat am 26. Juni 1964 mit 
einigen Änderungen zugestimmt wurde, werden für 
Anlagen, bei denen ein Schornstein zur Verteilung 
der Emission erforderlich ist, Schornsteinmindest-
höhen festgelegt. Die Höhe der Schornsteine richtet 
sich nach den Immissionsverhältnissen im einzelnen 
Fall. 

Welche wirksamen Maßnahmen sind von dem ,Staatlichen Ge-
werbeaufsichtsamt der Stadt Duisburg seit Oktober 1963 getrof-
fen worden, um die Anwohnerschaft der Fa. WESMAG gesund-
heitlich vor den giftigen Abgasen zu schützen? 

Das Gewerbeaufsichtsamt in Duisburg hat im 
Rahmen eines vom Land Nordrhein-Westfalen für 
Eisengießereien aufgestellten Verbesserungspro-
gramms der Firma WESMAG zur Auflage gemacht, 
die vorhandenen Entstaubungseinrichtungen zu ver-
bessern, bzw. durch Einbau von Filtern die Emission 
zu verringern. Das hierfür erforderliche Genehmi-
gungsverfahren ist noch nicht abgeschlossen. 

Anlage 16 

Schriftliche Antwort 

der Frau Bundesminister Dr. Schwarzhaupt vom 
6. Juli 1964 auf die Mündliche Anfrage des Abge

-

ordneten Dröscher (Drucksache IV/2399 Frage VII/4) : 

Was tut die Bundesregierung, um  den  Unfallrettungsdienst des 
Deutschen Roten Kreuzes auf den  öffentlichen Straßen in einen 
den  heutigen technischen Möglichkeiten entsprechenden Stand zu 
versetzen? 

Ich darf Bezug nehmen auf die 100. Sitzung des 
Deutschen Bundestages vom 6. Dezember 1963, in 
der mein Kollege, Herr Dr. Seebohm, zur Aufgabe 
und Organisation der Unfallhilfsstellen Stellung ge-
nommen hat. Die Bundesregierung fördert zahl-
reiche Maßnahmen des DRK. Unter anderem wird 
aus diesen Mitteln die Einrichtung und Unterhal-
tung von stationären Unfallhilfsstellen ermöglicht. 
Neben der Aufgabe, Unfallmeldungen anzunehmen 
und an die zuständigen Stellen weiterzuleiten, müs-
sen diese zu einer wirksamen Leistung Erster Hilfe 
befähigt sein. Um die heutigen technischen Möglich-
keiten zu berücksichtigen, wird die Ergänzung durch 
Beatmungs-, Absaugegeräte und Blutersatzmittel, 
den jeweiligen finanziellen Mitteln entsprechend, 
angestrebt. 

Außer diesen sogenannten stationären Unfallhilfs-
stellen bemühen sich die Organisationen (neben 
dem DRK auch der Johanniter-, Malteser- und Ar-
beitssamariterdienst sowie die Feuerwehr und der 
Luftschutzhilfsdienst) den Krankentransport-Unfall-
rettungsdienst auf den neuesten Stand zu bringen. 
Dazu gehört die Verwirklichung der Mindestanfor-
derungen in bezug auf die Größe und Ausstattung 
der Kraftwagen und auf die medizinischen Einrich-
tungen der Transportwagen, sowie deren Ausstat-
tung mit Funkgeräten. 

Seit mehreren Jahren sind Arzteinsatzwagen in 
der Erprobung, so im Raum Heidelberg unter Lei

-

tung von Prof. K. H. Bauer; dieser Wagen konnte 
aus Mitteln der Berufsgenossenschaft zur Verfügung 
gestellt werden. In Köln wurde ein Arzteinsatz-
wagen aus Mitteln eines Autowerkes beschafft und 
unter der Leitung von Prof. Hofmann erprobt. In 
Zusammenarbeit zwischen dem Bundesverkehrs-
ministerium, dem Deutschen Roten Kreuz und dem 
HUK-Verband sollen weitere Wagen in Murnau, 
Essen, Freiburg und Göttingen eingesetzt werden. 
Eine besondere Initiative hat die Landesregierung 
von Nordrhein-Westfalen gezeigt. Dort laufen zur 
Zeit 6 Arzteinsatzwagen zur Erprobung. Außerdem 
stehen zwei große Arzteinsatzwagen abrufbereit; 
einer beim DRK in Bonn, und einer beim DRK Lan-
desverband in Düsseldorf. Die Aufgabe der Arzt-
einsatzwagen ist, den Verletzten erste Hilfe zu 
geben, sie transportfähig zu machen und für die 
Operation im Krankenhaus vorzubereiten. Die bis-
her gewonnenen Erfahrungen sind gut. Viele Todes-
fälle konnten durch den Einsatz dieser Wagen ver-
mieden werden. 

Nach dem Grundgesetz sind die Länder für den 
Rettungsdienst zuständig. Der Bund muß sich dar-
auf beschränken, neben der Unterstützung des Deut-
schen Roten Kreuzes und der karitativen Verbände 
auf Grund der gewonnenen Erfahrungen Empfeh-
lungen über die Mindestausstattungen auszuspre-
chen. 
Die Antwort ergeht im Einvernehmen mit dem 

Herrn Bundesminister für Verkehr. 
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